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Eingebracht wurden 

Anfragen der Bundesräte 

S e i dl, Bednar, N o v ak und Genossen an die 
Frau Bundesminister für soziale Verwaltung, 
betreffend den vertragslosen Zustand auf dem 
Gebie t der Zahnbehandlung (249/J-BR/69) 

S c hweda. Dr. Reichl, G a m sjä ger und 
Genossen an den Bundesminister für Verkehr 
und verstaatlichte Unternehmungen, ·betref­
fend § 39 Aba. 6 der Fernmeldegebührenver­
ordnung 1966 (250/J·BR/69 ) 

M ayrhaus er, S eidl, B ed na r  und Genossen 
an den Bundesm inister für Inneres, betreffend 
Ernennung von Bezirksgendarmeriekomman­
danten in Vorarlberg (251 /J-BR/69) 

Anfragebeantwortungen 
Eingelangt sind die Antworten 

des Bundesministers für Bauten und Teohnik auf 
die Anfrage der Bundesräte G a m sj äger und 
Genossen (224 /A. B .. BR/69 zu 246/J .BR/6 8) 

des Bundeskanzlers auf die Anfrage der Bundes­
räte Leio h tfr ied und Genossen (225/A. B.­
BR/69 zu 248/J.BR/6 8) 

Beginn der Sitzung: 9 Uhr 10 Minuten 

Vorsitzender Ing. Thomas Wagner: Hoher i Roman Rosiczky verständigt. Ebenso wurde 
:Bund:::srat! Ich eröf f n e  die 274. Sitzung des! das Bundeskanzleramt, Abteilung 2 a, Ver­
:Bundesrates. fassungsdienst, von der Wahl in Kenntnis 

Das amtliche P r o t okol l  der 273. Sitzung gesetzt. 
des Bund3srates vom 7. Februar 1969 ist aufge- Weiss 
legen, unbeanstandet geblieben und gilt daher Präsident" 
als genehmigt. Vorsitzender: Das neugewählte Mitglied 

Ich begrüße den Herrn Bundesminister für des Bundesrates ist im Hause erschienen. Ich 
Auswärtige Angelegenheiten Dr. Waldheim werde daher sogleioh die Ang elobung vor­
und Herrn Staatssekretär Minkowitsoh. (Bei- nehmen. 
Jall bei der (JVP.) Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch 

Eingelangt ist ein Schreiben des Präsi- den Schriftführer wird Herr :Bundesrat Sulzer 

denten d3s Landtages von Niederösterreich, die Angelobung mit den Worten "Ich gelobe" 

betreff.md Mandatsverzicht des :Bundesrates zu leisten haben. Ich ersuche nunmehr den 

Singer und Wahl eines Mitgliedes des Bundes- Sohriftführer um die Verlesung der Gelöbnis-

rates. formel. 

Ich bitte den Schriftführer, dieses Schreiben Schriftführer K a spar verliest
. 

die f.!elöbnis-

zu verlesen. formel. - Bundesrat 8u lzer le'/,stet dIe Ange­

Schriftführer Kaspar: "An den Vorsitzenden 
des Bundesrates, Herrn Ing. Thomas Wagner 

Das Mitglied des Bundesrates Herr Rudolf 
Singer hat sein Mandat aus persönlichen 
Gründen zurückgelegt und auf dessen weitere 
Ausübung ausdrücklich und unwiderruf lich 
verzichtet. Ebenso hat sein Ersatzmann, Herr 
KarI Klinger, erklärt, daß er sein Mandat als 
Ersatzmann des Bundesrates zurüoklegt und 
ausdrüoklich und unwiderruf lich darauf ver­
zichtet. Baide Erklärungen sind am 27. Fe­
bruar 1969 in der Kanzlei des Landtages von 
Niederösterreich eingelangt. 

Der Landtag von Niederösterreich hat daher 
auf Vorschlag des Klubs der sozialistischen 
Landtagsabgeordneten Niederösterreichs in 
seiner Sitzung vom 6. März 1969 Herrn Erich 
Sulzer, Angestellter, 3110 lIerzogenburg, zum 
Mitglit:d des Bundesrates und Herrn Karl 
Pospischil, Angestellter, 3380 GolJing, zu 
seinem Ersatzmann gewählt. 

Die Kanzlei des Bundesrates wurde zu 
Handen des Herrn Parlamentsdirektors Doktor 

lob'Ung. 
Vorsitzender: Ich begrüße das neue Mitglied 

des Bundesrates herzlich in unserer Mitte. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Seit der letzten Bundesratssitzung sind zwei 
A n f r a g eb e a ntw ortungen eingelangt, die 
den AnfragesteIlem übermittelt wurden. Die 
Anfragebeantwortungen wurden auch verviel­
fältigt und an aUe übrigen Mitglieder des 
Bundesrates verteilt. 

E i n  g e l  a n  g t ist ein Schreiben des Bundes­
kanzleramtes, betreffond einen Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates im Sinne des Arti-. 
ke1s 42 Abs. 5 des Bundes· Verfassungsgesetzes. 
Ich ersuche den Schriftführer, dieses Schreiben 
zu verlesen. 

Schriftführer Kaspar: 

"Das Präsidium des Nationalrates hat dem 
Bundeskanzler mit Schreiben vom 6. März 1969, 
Zl. 1158 d. B.. NR/1969, den beiliegenden 
Gesetzesbeschluß vom 6. März 1969: 

Bundesgesetz, betreffend die übernahme 
der Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen 
und sonstige Kredite der Österreichischen Elek. 
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Kaspar 
trizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft . (Ver-

. bundgesel1schaft) und der Sondergesellschaften 
gemäß § 4 Abs. 4 des 2. Verstaatlichungs­
gesetzes (Energieanleihegesetz 1969), über­
mittelt. 

Das Bundeskanzleramt beehrt sich, diesen 
Gesetzesbeschluß bekanntzugeben und mitzu­
teilen, daß es beabsichtigt, entsprechend dem 

. letzten Satz des Artikels 42 Abs. 5 des Bundes­
� Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
vorzugehen. 

7. März 1969 
Für den Bundeskanzler: 

Draxler" 

Vorsitzender: Dient zur Kenntnis. 
Ferner ist ein Schreiben des Herrn Bundes­

kanzlers, betreffend die Vertretung des Herrn 
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft 
eingelangt. Ich ersuche den Schriftführer, 
auch dieses Schreiben zu verlesen. 

Schriftführer Kaspar: 
"Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­

schließung vom 12. März 1969, ZI. 2044/69, 
über meinen Antrag, gemäß Artikel 73 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der zeitweiligen Ver­
hinderung des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Karl Schleinzer 
in der Zeit vom 14. bis 16. März 1969 den 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Kommerzialrat Otto Mitterer mit 
dessen Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Klaus" 

Vorsitzender: Dient zur Kenntnis. 
Eingelangt sind weiters folgende Beschlüsse 

des Nationalrates: 
1. Beschluß des Nationalrates vom 12. Feber 

1969, betreffend ein Europäisches Auslieferungs­
übereinkommen samt Erklärungen und Vorbe­
halte der Republik Österreich. 

2. Beschluß des Nationalrates vom 12. Feber 
1969, betreffend einen Vertrag zwischen der 
Republik Österreich und der Volksrepublik 
Bulgarien über Rechtshilfe in bürgerlichen 
Rechtssachen und über Urkundenwesen samt 
Protokoll und Notenwechsel. 

3. Beschluß des Nationalrates vom 12. Feber 
1969, betreffend ein Auslieferungsabkommen 
zwischen der Republik Österreich und Kanada 
samt Anhang. 

4. Beschluß des Nationalrates vom 12. Feber 
1959, betreffend einen Vertrag zwischen der 
Republik Österreich und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft zur Ergänzung des Haager 

�übereinkommens vom 1. März 1954 betreffend 

das Verfahren in bürgerHchen Rechtssachen 
(betreffend Zivilprozeßrecht) . 

5. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
12. Feber 1969, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem Haftpflichtversicherungssummen im 
Luftverkehr geändert werden. 

6. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13. Feber 1969, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über die Wehr­
diensterinnerungsmedai1le abgeändert wird. 

7. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13. Feber 1969, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über das Bundes­
heerdienstzeichen abgeändert wird. 

8. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13. Feber 1969, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Wehrgesetz neuerlich abgeändert 
wird (Wehrgesetz-Novelle 1969). 

9. ·Gesetzesbeschluß des Nationa1rates vom 
13. Feber 1969 über ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz betreffend die Regelung 
des Krankenpflegefachdienstes, der medizini­
nisch-technischen Dienste und der Sanitäts­
hilfsdienste neuerlich abgeändert und ergänzt 
wird. 

10. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13. Feber 1969, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Hausgehilfen- und Hausange­
stelltengesetz abgeändert wird. 

11. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13. Feber 1969, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über die Beschäfti­
gung von Kindern und Jugendlichen abgeändert 
wird. 

12. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13. Feber 1969 über ein Bundesgesetz, mit 
dem das Gewerbliche Selbständigen-Kranken­
versicherungsgesetz neuerlich abgeändert wird 
(2. NoveJle zum Gewerb1ichen Selbständigen­
Krankenversicherungsgesetz). 

13. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13. Feber 1969, betreffend ein Bundesgesetz, 
wirksam für das Land Steiermark, über die 
Organisation der öffentlichen land- und forst­
wirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen und 
die Berufsschulpflicht (Steiermärkisches Land­
wirtschaftliches Schulgesetz 1968). 

14. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
6. März 1969 über ein Bundesgesetz, betreffend 
die Finanzierung der Tauernautobahn im 
Abschnitt Eben im Pongau bis Rennweg 
(Tauernautobahn-Finanzierungsgesetz ) . 

15. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
6. März 1969, betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Mineralölsteuergesetz 1959 neuerlich 
geändert wird (Mineralölsteuergesetz-Novel1e 
1969). 
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Vorsitzender 
16. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 

6. März 1969, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Umsatzsteuergesetz 1959 neuer­
lich abgeändert wird. 

17. Beschluß des Nationalrates vom 6. März 
1969, betreffend ein Internationales Kaffee­
Übereinkommen 1968 samt Anlagen. 

18. Beschluß des Nationalrates vom 6. März 
1969, betreffend ein Internationales Getreide­
übereinkommen 1967 samt Anlagen. 

19. Beschluß des Nationalrates vom 13. Feber 
1969, betreffend ein Abkommen zwischen der 
Republik Österreich und der Bundesrepublik 
Deutschland über Fürsorge und Jugendwohl­
fahrtspflege samt Schlußprotokoll und 
Anhängen. 

20. Beschluß des Nationalrates vom 12. Feber 
1969, betreffend ein Wiener übereinkommen 
über konsularische Beziehungen samt Fakul­
tativprotokoll über die obligatorische Bei­
legung von Streitigkeiten. 

Ich habe diese Vorlagen den in Betracht 
kommenden Ausschüssen zugewiesen. Die 
Ausschüsse haben diese Beschlüsse des Na­
tionalrates einer Vorberatung unterzogen, die 
entsprechenden schriftlichen Berichte liegen 
bereits vor. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
heutige T a g e s o r d n u ng um die soeben ver­
lesenenen 20 Beschlüsse des Nationalrates 
sowie um 6 Berichte, die ebenfalls von den 
Ausschüssen bereits vorberaten wurden, zu er­
gänzen. 

Es handelt sich hiebei um folgende Berichte: 
. Bericht der Bundesregierung zu den Ent­
schließungen des Bundesrates vom 27. Juni 
1967, betreffend Zuckergesetz, Stärkeges&tz 
und Ausgleichsabgabegesetz. 

Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über die wiederaufgenommene 
XXII. Generalversammlung der Vereinten 
Nationen (New York, 24. April bis 12. Juni 
1968) samt Anlagen. 

Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über die Tätigkeit des Mi­
nisterkomitees des Europarates im Jahre 1967. 

Bericht der Österreichischen Delegation zur 
Beratenden Versammlung des Europarates über 
die XIX. Sitzungsperiode. 

Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über die Konferenz der Ver­
einten Nationen über die Erforschung und 
friedliche Nutzung des Weltraumes (Wien, 
14. bis 27. August 1968) samt Anlagen. 

Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über die Tätigkeit der Öster­
reichischen. Delegation im Gouverneurs­
rat der. Internationalen Atomenergieorganisa­
tion (IAEO) im Jahre 1967 sowie über die 

XI. ordentliche Generalkonferenz der IAEO 
samt Annexe. 

Im Sinne des § 28 Abs. B der Geschäfts­
ordnung schlage ich weiters vor, die Tages­
ordnung um Ausschußergänzungswahlen zu 
erweitern. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
diesen Vorschlägen auf Ergänzung der Tages­
ordnung um die von mir ver]esenenen 26 Vor­
lagen und den Punkt Ausschußergänzungs­
wahlen ihre Zustimmung erteilen, ein Hände­
zeichen zu geben. - Dieser Vorschlag ist 
somit einstimmig angenommen. 

Ein entsprechendes Aviso mit der sich er­
gebenden Reihung der Tagesordnung ist aUen 
Mitgliedern des Hohen Hauses zugegangen. 

Es ist mir weiters der Vorschlag zugekommen, 
die Debatte über die Punkte 7 und 8, 11 und 12, 
23, 24 und 25 sowie 26 und 27 der soeben 
beschlossenen Tagesordnung jeweils unter 
einem abzuführen. 

Die Punkte 7 und 8 betreffen Novellen zum 
Wehrdiensterinnerungsmedaillengesetz und 
zum Bundesheerdienstzeichengesetz. 

Die Punkte 11 und 12 betreffen NovelJen 
zum Hausgehilfen- und Hausangestel1tengesetz 
und zum Kinder- und Jugendlichen-Beschäf­
tigungsgesetz. 

Die Punkte 23 bis 25 betreffen Berichte des 
Bundesministers für Auswärtige Angelegen­
heiten über 

die wiederaufgenommene XXII. General­
versammlung der Vereinten Nationen und 

die Tätigkeit des Ministerkomitees des 
Europarates im Jahre 1967 sowie 

einen Bericht der Österreichischen Dele­
gation zur Beratenden Versammlung des Eu­
roparates über die XIX. Sitzungsperiode. 

Die Punkte 26 und 27 betreffen Berichte des 
Bundesministers für Auswärtige Angelegen­
heiten über die 

Wiener Weltraumkonferenz der Vereinten 
Nationen und die 

Internationale Atomenergieorganisation. 
Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 

werden jeweils zuerst die Berichterstatter ihre 
Berichte geben. Sodann wird die Debatte über 
die zusammengezogenen Punkte unter einem 
abgeführt. Die Abstimmung erfolgt wie immer 
in solchen Fällen getrennt. 

Wird gegen diesen Vorschlag ein Einwand 
erhoben � - Es ist dies nicht der Fall. Der 
Vorschlag ist somit angenommen. 

Eingelangt sind ferner noch folgende Be­
schlüsse des Nationalrates: 

1. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
6. März 1969, betreffend ein Bundesgesetz über 
die Bildung des Wirtschaftskörpers "Öster­
reichisehe Bundesbahnen " (Bundesbahngesetz ) ; 
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Vorsitzender 
2. Beschluß des Nationalrates vom 6. März 

1969, betreffend Zusatzübereinkommen zum 
Internationalen Abkommen über den Eisen­
bahn-Personen- und . -Gepäckverkehr (CIV) 
vom 25. Februar 1961 über die Haftung der 
Eisenbahn für Tötung und Verletzung von 
Reisenden samt Vorbehalt und Protokollen B 
und A; 

3. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
6. März 1969, betreff2nd ein Bundesgesetz über 
die statistische Erfassung von Ge schwulst­
krankheiten (Krebsstatistikgesetz); 

4. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
6. März 1969, betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz betreff,md die prak­
tische Ausbildung der Magister (Doktoren) der 
Pharmazie und die hierüber abzule;gende prak­
tische Prüfung für den Apothekerberuf abge­
ändert wird; 

5. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
6. März 1969, betreffönd ein Bundesgesetz, mit 
dem die Bundesabgabenordnung neuerlich ab­
geändert wird; 

6. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
6. März 1969, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Mühlengesetz 1965 abgeändert 
wird (Mühlengesetznovelle 1969); 

7. Beschluß des Nationalrates vom 6. März 
1969 über die Vierte Niederschrift (Proces­
Verbal) betreffend die Verlängerung der Dekla­
ration über den vorläufigen Beitritt der Ver­
einigten Arabischen RepubJik zum Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen; 

8. Beschluß des Nationalrates vom 6. März 
1969 über die Fünfte Niederschrift (Proces­
Verbal) betreffend die Verlängerung der Dekla­
ration über den vorläufigen Beitritt Tunesiens 
zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen. 

Auch diese Vorlagen wurden von den zu­
ständigen Ausschüssen bereits einer Vor­
beratung unterzogen. Ihre Behandlung im 
Bundesrat ist für die nächste Sitzung in Aus­
sicht genommen. 

Weiters ist eingelangt ein Ber icht  des 
Bundesministers für Auswärtige Angelegen­
heiten über die Konferenz der Nichtatom­
waffenstaaten (Genf, 29. August bis 28. Sep­
tember 1968). Ich habe diesen Bericht dem 
Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten und 
wirtschaftliche Integration zur weiteren ge­
schäftsordnungsmäßigen Behandlung z uge­
wiesen. 

1. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 22. Jänner 1969, betreffend ein Bundes­
gesetz über die Vermögenswerte nach den ehe-

maligen Landkreisen (156 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Tagesordnung ein und gelangen zum 1. Punkt = 
Vermögenswerte . nach den ehemaligen Land­
kreisen. 

B3richterstatter ist d3r Herr Bundc.;srat 
Gamsjäger. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
referieren. 

Berichterstatter Gamsjäger : Hoher Bml.des­
rat ! Mit dem Verfassungs-überleitul1gsges0tz 
aus d3m Jahre 1945 wurd.:.; die Einrichtung der 
Landkreise aufgehoben. Diese Landkreise 
waren juristische Personen und besaßen Vermö­
gen. Mit dJm vorliegend.;n Gesetzesbeschluß 
soHen nunmehr die Voraussetzungen für die 
Übertragung der Vermögenswerte nach den 
ehemaligen Landkreisen auf die in B�tracht 
komme11.d·:;n Bu:r:.d::slä:n.d�lr, Gem'3indcjl1 oder 
Gemeindeverbände geschaffJll werd::ln. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständlich," Vor­
lage in seiner Sitzung vom 5. F0bruar 1969 in 
Verhandlung gen.ommen uj.1d einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Bjratung stellt somit der 
Ausschuß für Verfassungs- und Rechtsange­
legenheiten den Antrag, der Bundesrat wolle 
beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 22. Jänner 1969, betreff.;lnd ein 
Bundesgesetz über die Vermögenswerte nach 
den ehemaligen Landkreisen, wird k e i n  Ei n­
s p r u c h  erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A bst immu ng beschließt der Bundes­
rat, gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
k einen Einspru ch zu erheben. 

2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
12. Feber 1969, betreffend ein Europäisches 
Auslieferungsübereinkommen samt Erklärun ... 
gen und Vorbehalten der Republik Österreich 

(177 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 2. Punkt 
der Tagesordnung: Europäisches Auslieferungs­
übereinkommen. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Hallinger. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
referieren. 

Berichterstatter HalUnger : Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren ! Der hier zur 
Beratung stehende Beschluß des Nationalrates 
vom 12. Februar 1969 betrifft die verfassungs­
mäßige Genehmigung des Europäischen Aus­
lieferungsübereinkommens samt den Vorbe­
halten und Erklärungen der Republik Öster­
reich. 
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Hallinger 
Dieses Europäische Auslieferungsüberein­

kommen war das erste übereinkommen, das im 
Rahmen des Arbeitsprogramms des Europa­
rates auf strafrechtlichem Gebiet zur Unter­
zeichnung durch die Mitgliedstaaten des Eu­
roparates aufgelegt wurde. 

Es entspricht dem Ziel des Europarates, 
zwischen seinen Mitgliedern. eine engere Ver­
bindung herzustellen, was im speziellen Falle 
durch den Abschluß von Vereinbarungen re­
spektive durch gemeinsames Vorgehen auf dem 
Gebiete des Rechtes bewirkt werden soll, wobei 
die Annahme einheit1icher Vorschriften auf 
dem Gebiete der Auslieferung besonders nahe­
liegend und zweckmäßig erscheint. 

Sachlich enthält dieses übereinkommen, mit 
dem das Ministerkomitee und die Konsultativ­
versammlung des Europarates einschließlich 
eines Komitees von Regierungsexperten offen­
kundig seitMärz 1953 befaßt sind, in 32 Artikeln 
alle für ein derartiges für die Mitgliedstaaten 
des Europarates gültiges multilaterales Aus­
Jieferungsübereinkommen erforderlichen Be­
stimmungen und Klauseln. Dabei ist zu be­
merken, daß diese im wesentlichen an die her­
kömmlichen Prinzipien des Auslieferungs­
rechtes angeglichen sind, daß jedoch auch die 
allgemeinen Regeln des Völkerrechtes, die sich 
auf diesem Rechtsgebiet herausgebildet haben, 
eine entsprechende Berücksichtigung finden. 

Dem übereinkommen sind auch Vorbeha1te 
und Erklärungen der Republik Österreich an­
geschlossen, und Österreich hat dieses über­
einkommen bereits am 13. Dezember 1957 
unterzeichnet. 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
12. Feber 1969, betreffend einen Vertrag 
zwischen der Republik Österreich und der 
Volksrepublik Bulgarien über Rechtshllfe in 
bürgerlichen Rechtssachen und über Urkunden­
wesen samt Protokoll und Notenwechsel (178 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 3. Punkt 
der Tagesordnung: Vertrag mit Bulgarien über 
Rechtshilfe in bürgerlichen Rechtssachen und 
über Urkundenwesen. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Hallinger. Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Hallinger: Hoher Bundes­
rat! Zwischen Österreich und Bulgarien stand 
ursprünglich auf dem Gebiet der Rechtshilfe 
in bürgerlichen Rechtssachen der Rechtshilfe­
vertrag vom 31. Mai 1911, RGBl. Nr. 144/ 
1912, in Geltung, der später auch zwischen der 
Republik Österreich und Bulgarien laut BGBl. 
Nr. 137/1924 in Kraft gesetzt wurde. 

Unter den seit 1945 vöJJig veränderten 
rechtlichen und politischen Verhältnissen wurde 
dieser Vertrag nach dem zweiten Weltkrieg 
nicht mehr für wieder anwendbar erklärt, 
und die Rechtshilfebeziehungen zwischen den 
beiden Staaten haben sich seitdem ohne die 
Anwendung eines Vertrages auf der Grundlage 
der Gegenseitigkeit entwickelt. 

Weil diese Rechtshilfebeziehungen in­
zwischen einen erheblichen Umfang angenom­
men haben und auch von bulgarischer Seite 
wiederholt der Wunsch nach einer zwischen­
staatlichen vertragHchen Regelung geäußert 
wurde, ist es schließlich im Juni 1966 in Wien 
zu konkreten Verhandlungen über einen neuen 
Rechtshilfevertrag gekommen, der dann am 
20. Oktober 1967 in Sofia unterzeichnet 
worden ist. 

Der Vertrag enthält in sechs Kapiteln im 
Der Nationalrat hat diesen Beschluß in seiner wesentlichen die erforderlichen Bestimmungen 

Sitzung vom 12. Februar 1969 gefaßt. über Rechtsschutz im allgemeinen, über die 

Weil das vorliegende übereinkommen in 
einigen Bestimmungen gesetzesändernd ist, 
bedarf es gemäß Artikel 50 Bundes-Verfassungs­
gesetz der Genehmigung des Nationalrates. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten des Bundesrates hat diesen 
Beschluß in seiner Sitzung vom 12. März 1969 
beraten, und ich habe in seinem Namen hier 
den A n t r a g  zu stellen, der Bundesrat wolle 
beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
12. Februar 1969, betreffend ein Europäisches 
AusHeferungsübereinkommen samt Erklärun­
gen und Vorbehalten der Republik Österreich, 
wird k e i n  E i n s p r u ch erhoben. 

Vollstreckung von Kostenentscheidungen, über 
die Befreiung von Gebühren und andere 
Begünstigungen, über Rechtshilfe und Zu­
stellung sowie über das Urkundenwesen. 

Das einen Bestandteil dieses Vertrages 
bildende Protokoll stellt vor allem klar, unter 
welchen Voraussetzungen in Österreich auch 
die von Organen der gesetzlich anerkannten 
Kirchen und Religionsgesellschaften ausgestell­
ten Urkunden als öffentliche Personenstands­
urkunden gelten. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten z.ur Abstimmung. 

Die dem Vertragstext angefügten Noten 
regeln den gegenseitigen Austausch von Aus­
künften und Dokumenten zwischen den ober­

Bei der Abstimmung beschließt der Bundes- sten Unterrichtsbehörden der beiden Staaten. 

rat, gegen den Be8ekluß des Nationalrates Sowohl der Rechtshilfevertrag als auch der 
i:einen Einspruch zu erheben. . Notenwechsel haben gesetzesändernden be-
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Hallinger 
ziehungsweise gesetzesergänzenden Charakter Grundsätzen formuliert. Sie umfassen ins­
und bedürfen daher gemäß Artikel 50 Bundes- gesamt 23 Artikel, wobei auch der Anhang 
VerfassungsgesetzderZustimmungdesNational- einen integrierenden Bestandteil des Ab-
rates. kommens bildet. 

Der Nationalrat hat diesen Beschluß in Im übrigen erlaube ich mir an dieser Stelle 
seiner Sitzung vom 12. Februar 1969 gefaßt. auf den sehr ausführlichen Abschnitt TI des 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts- allgemeinen Teiles der Erläuternden Bemer­
angelegenheiten des Bundesrates hat ihn in- kungen zur Regierungsvorlage (978 der Bei­
seiner Sitzung vom 12. März 1969 beraten, lagen) zu verweisen. 
und ich darf in seinem Namen hier den Das vorliegende Abkommen ist in einigen 
A n  t r a g  steUen: Punkten gesetzesändernd und kann daher 

Der Hohe Bundesrat wolle gegen den gemäß Artikel 50 Bundes-Verfassungsgesetz nur 
Beschluß des Nationalrates vom 12. Februar mit Genehmigung des Nationalrates abge-
1969, betreffend einen Vertrag zwischen der schlossen werden.· 
Republik Österreich und der Volksrepublik Der NatIonalrat hat den diesbezüglichen 
Bulgarien über Rechtshilfe in bürger1ichen Beschluß bereits in seiner Sitzung vom 
Rechtssachen und über Urkundenwesen samt 12. Februar 1969 gefaßt. 
Protokoll und Notenwechsel, ke inen Ei n- Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts-
spruch erheben. angelegenheiten des Bundesrates hat den 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand Gegenstand am 12. März 1969 beraten, und 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. ich habe in seinem Namen hier den Antrag 

zu steUen, der Hohe Bundesrat wolle. be-
Bei der Abstimmung wir d  der Antrag d es schließen: 

Berichterstatters angenommen. Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
12. Feber 1969, betreffend ein Auslieferungs­
abkommen zwischen der Republik Österreich 
und Kanada samt Anhang (179 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 4. Punkt 
der Tagesordnung: Auslieferungsabkommen 
mit Kanada. 

Berichterstatter ist wieder Herr Bundesrat 
Hallinger. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu referieren. 

Berichterstatter Hallinger: Meine Damen 
und Herren! Das gegenständliche Ausliefe­
rungsabkommen zwischen der Republik Öster­
reich und Kanada wurde im Mai 1967 in 
Ottawa unterzeichnet. Sein Vorläufer war 
gewissermaßen der Staatsvertrag zwischen der 
österreichisoh-ungarischen Monarchie und dem 
Vereinigten Königreich von Großbritannien 
und Irland wegen der gegenseitigen Ausliefe­
rung von Verbrechern vom 3. Dezember 1873, 
der schließlich durch die Märzereignisse von 
1938 unanwendbar wurde. 

Auf Grund praktischer Fälle wurde bereits 
im Jahre 1958 der Abschluß eines äster­
reichisch-kanadischen Auslieferungsvertrages 
als wünschenswert bezeichnet, und der vor­
liegende Beschluß des Nationalrates vom 
12. Februar 1969, betreffend ein Auslieferungs­
abkommen zwischen der Republik Österreich 
und Kanada samt Anhang, bildet das sachliche 
Resultat. 

Die Bestimmungen dieses Auslieferungs­
abkommens sind streng nach den im Aus­
lieferungsverkehr allgemein anerkannten 

12. Februar 1969, betreffend ein Auslieferungs­
abkommen zwischen der Republik Österreich 
und Kanada samt Anhang, wird kein  Ein­
s pruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung beschließt der Bu.ndes­
rat, gegen den Beschluß des Nationalrates 
keinen Einspru ch zu. erheben. 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
12. Feber 1969, betreffend einen Vertrag 
zwischen der Republik Österreich und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Er­
gänzung des Haager Obereinkommens vom 
1. März 1954 betreffend das Verfahren in 
bürgerlichen Rechtssachen (betreffend Zivil-

prozeßrecht) (180 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 5. Punkt 
der Tagesordnung: Vertrag mit der Schweize­
rischen Eidgenossenschaft zur Ergänzung des 
Haager übereinkommens vom 1 .  März 1954, 
betreffend das Verfahren in bürgerlichen 
Rechtssachen. 

Berichterstatter ist wieder Herr Bundesrat 
Hal1inger. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
referieren. 

Berichterstatter HalIinger: Hoher Bundes­
rat I Der Rechtshilfeverkehr in Zivilsachen 
zwischen Österreich und der Schweiz ist derzeit 
durch das Haager Übereinkommen vom 1. März 
1954, betreffend das Verfahren in bürger­
lichen Rechtssachen, BGBI. Nr. 91/195'7, und 
durch das Korrespondenzübereinkommen vom 
30. Dezember 1899 geregelt. 
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Ballinger 
Auf Grund der engen Beziehungen zwisohen 

den beiden Staaten besteht jedooh das Be­
dürfnis, den gegenseitigen Reohtshilfeverkehr 
mögHchst noch mehr zu vereinfaohen, zumal 
Österreich seit dem Inkrafttreten des Haager 
Übereinkommens bereits mit der Bundes­
republik Deutschland, den Niederlanden und 
mit Frankreich Verträge z.ur weiteren Verein­
fachung des Rechtshilfeverkehrs nach diesem 
Übereinkommen geschlossen hat. 

Der vorliegende Vertrag hat also einerseits 
das ZieJ, das Haager übereinkommen 1954 
im Verhältnis zwischen Österreich und der 
Schweiz im Sinne einer weiteren Erleichterung 
des Rechtshilfeverkehrs z.u ergänzen, und 
andererseits, das veraltete Korrespondenzüber­
einkommen für den Bereich der Zivil- und 
Handelssachen z.u ersetzen. 

Seine diesbezüglichen Bestimmungen sind 
in den Artikeln 1 bis 9 festgelegt, während die 
Artikel 10 und 11 die übHchen Schlußbestim­
mungen enthalten. 

Weil der Vertrag in einigen Bestimmungen 
gesetzesändernd ist, bedarf er gemäß Artike150 
Bundes-Verfassungsgesetz der Genehmigung des 
Nationalrates; der �ationalrat hat den dies­
bezüglichen Beschluß in seiner Sitzung vom 
12. Februar 1969 gefaßt. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat in seiner Sitzung vom 
12. März 1969 dazu Stellung genommen, und 
ich bin ermächtigt, in seinem Namen hier 
den Antrag zu stellen, der Hohe Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
12. Februar 1969, betreffend einen Vertrag 
zwischen der Republik Österreich und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft z.ur Er­
gänz.ung des Haager Übereinkommens vom 
1. März 1954 betreffend das Verfahren in 
bürgerlichen Rechtssachen (betreffend Zivil­
prozeßrecht), wird k e i n  Ei n s p r u c h  erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Beriohterstatter Novak: Hohes Hausl Meine 
Damen und Herren! Durch den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates soU die 
bisher unterschiedliche Regelung der Haftung 
für den Betrieb von Flugzeugen und Luft­
schiffen einerseits sowie sonstigen Luftfahr­
zeugen andererseits entfaUen. Hievon sind 
insbesondere Segelflugzeuge, Hubschrauber und 
Freiballone betroffen, für die sich auf Grund 
der vorgesehenen Regelung eine Erhöhung 
der bisherigen Mindesthaftpflichtsummen er­
geben wird. 

Im Artikel II dieses Gesetzesbeschlusses 
wurde das Datum des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes auf den 1. Juli 1969 abge- ' 
ändert. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
augeJegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 12. März 1969 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National-. 
rates vom 12. Februar 1969, betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem IIaftpflichtversiche­
rungssummen im Luftverkehr geändert werden, 
wird k ein E i n s p r u c h  erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A. bs timmu ng beschließt der Bundes­
rat, gegen den Gesetzesbeschlu{J de8 Nationalrates 
kein e n  Einspru ch  zu erheben. 

7. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13. Feber 1969, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über die Wehr­
diensterinnerungsmedaille abgeändert wird (182 

der Beilagen) 

Bei der Abs t immung beschließt der Bundes- 8.Punkt:GesetzesbeschlußdesNationalratesvom 
rat, gegen den Beschluß des Nationalrates .13. Feber 1969, betreffend ein Bundesgesetz, 
keinen Ein8pru ch zu erheben. mit dem das Bundesgesetz über das Bundesheer-

dienstzeichen abgeändert wird (183 der Beilagen) 
6. Punkt: Gesetzesbescbluß des N�tionalrates 
vom 12. Feber 1969, betre1fend ein Bundes- Vorsitzender: Wir gelangen nun zu den 
gesetz, mit dem Haftpftichtversicherungssum- Punkten 7 und 8, über die eingangs beschlossen 
men im Luftverkehr geändert werden (181 der wurde, die Debatte unter einem abzuführen. 

Beilagen) Es sind dies Abänderungen der Bundes-
Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 6. Punkt gesetze über die Wehrdiensterinnerungsme. 

der Tagesordnung: Anderung der Haftpflicht- daille und über das Bundesheerdienst. 
versicherungssummen im Luftverkehr. zeichen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Novak. Berichterstatter über diese beiden Punkte 
Ich bitte ihn, über den Gegenstand zu re- ist Herr Bundesrat Franz Mayer. loh bitte um 
ferieren. seine Beriohte. 
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Berichterstatter Franz Mayer: Hoher Bun­
desrat I Meine Damen und Herren! Durch das 
vorliegende Gesetz, dem der Nationalrat in 
seiner Sitzung vom 13. F(}bruar 1969 seine Zu­
stimmung gegeben hat, soll eine gesetzliche 
Regelung getroffen werden, wonach auch an 
Wehrpflichtige der Reserve zur Erinnerung 
an die Teilnahme an Inspektionen und In­
struktionen eineWehrdiensterinnerungsmedaiJIe 
verliehen werden kann. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat sich in seiner Sitzung vom 
12. März 1969 mit dieser Gesetzesvorlage be­
faßt und keinen Einspruch erhoben. 

Ich wurde daher ermächtigt, dem Hohen 
Hause vorzuschlagen, gegen den vorJiegenden 
Gesetzesbeschluß, wonach das Bundesgesetz 
über die Wehrdiensterinnerungsmedaille abge­
ändert wird, ke i n e n  E i n s p r u c h  zu erheben. 

Des weiteren bringe ich den Bericht des 
Ausschusses für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten über die Änderung des Bundes­
gesetzes über das Bundesheerdienstzeichen. 

In diesem Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 13. Februar 1969 wird der für die Ver­
leihung eines Bundesheerdienstzeichens in Frage 
kommende Personenkreis erweitert. Die Ge­
setzesvorlage sieht unter anderem die Ver­
leihung des Bundesheerdienstzeichens an Wehr­
pflichtige der Reserve, die mehrere Waffen­
übungen geleistet haben, unter bestimmten 
Voraussetzungen vor. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat sich in seiner Sitzung vom 
12. März 1969 mit dieser Gesetzesvorlage be­
faßt und den Beschluß gefaßt, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Vom Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten' wurde ich ermächtigt, dem 
Hohen Bundesrat den Antrag zu unter­
breiten, gegen die Abänderung des Bundes­
gesetzes über das Bundesheerdienstzeichen 
ke i n e n  Ei n s p r u c h  zu erheben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung, die 
über die beiden Gesetzesbeschlüsse getrennt 
erfolgt. 

Bei der'getrennt durchgeführten Abstimmu ng 
beschließt der Bundesrat, gegen die beiden 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates k e in e n 
Einspru ch  zu erheben. 

Vorsitzender: Ich begrüße den inzwischen 
im Hause erschienenen Herrn Bundesminister 
fürLandesverteidigung Dr. Prader. (Beifall 
bei der (JVP.) 

9. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 13. Feber 1969, betreft'end ein Bundes .. 
gesetz, mit dem das Wehrgesetz neuerHch abge­
ändert wird (Wehrgesetz-Novelle 1969) (184 

der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
9. Punkt der Tagesordnung: Wehrgesetz­
Novelle 1969. 

Berichterstatter ist wieder Herr Bundesrat 
Franz Mayer. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Franz Mayer: Hoher Bun­
desrat I Es obliegt mir die Aufgabe, über die 
Wehrgesetz-Novel1e 1969 zu berichten, die 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten in seiner Sitzung vom 12. März 
1969 in Behandlung gezogen hat. 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 13.F Jbruarl969 so11 unter 
anderem die gesetzliche Möglichkeit geschaf­
fen werden, junge Reserveoffiziere für einen 
begrenzten Zeitraum als Bedienstete in einer 
Offiziersfunktion zu verwenden. Weiters sollen 
die Bestimmungen des Wehrgesetzes über 

'
den 

Landesverteidigungsrat durch eine Regelung 
über die Bestellung von Ersatzmitgliedern für 
die von den politischen Parteien entsandten 
Mitglieder ergänzt und der Katalog der An­
gelegenheiten, in denen der Landesverteidi­
gungsrat zu hören ist, erweitert werden. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat in, seiner Sitzung vom 
12. März 1969 den Beschluß gefaßt, gegen 
diese Gesetzesvorlage keinen Einspruch zu er­
heben. 

Ich wurde daher ermächtigt, dem Hohen 
Bundesrat den Antrag zu unterbreiten, gegen 
diese Gesetzesvorlage ke i n e n  E i n spr u c h  
z u  erheben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich Herr Bun­
desrat Dr. Heger gemeldet. Ich erteile ihm 
dieses. 

Bundesrat Dr. Heger (ÖVP): Herr Vor­
sitzender des Bundesrates! Herr Bundes­
minister! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren I Als einem Menschen, der sieben Jahre 
die erbärmliche Not des Herzens, aber auch 
die körperlichen Qualen eines Krieges mit­
gemacht hat und heute noch an seinem 
Körper die Male ·dieses Krieges trägt, können 
Sie mir glauben: Es ist mir eine Herzens­
angelegenheit, aber auch Pflicht, Ihnen anläß� 
lich der Debatte der neuerlichen Abänderung 
des Wehrgesetzes, wenn Sie den Krieg mit­
gemacht haben, wenn Sie ihn am eigenen 
Leib erfahren haben oder als Mutter, Frau 
oder Braut miterlebt haben, 'folgendes zu 
sagen: Ich habe die Raketenangrlffe im 
Osten über mich ergehen lassen müssen 
mit vielen meiner Kameraden wie auch mit 
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Kamerad Rei chl , mit dem ich im Landesver­
teidigungsrat gemeinsam die Ehre habe, den 
Bundesrat zu vertreten. Wir mußten aber auch 
im Trommelfeuer und in den Bomben des 
Westens unseren Mann stellen. 

Wenn sich daher die gegenwärtige Novelle 
zum Wehrgesetz damit beschäftigt, 
jüngere Reserveoffiziere dazu zu bewegen, 
nicht nur ihre Ausbildung als Reserveoffiziere 
mitzumachen, sondern darüber hinaus sich 
etwa zehn Jahre zu verpflichten, der Landes­
verteidigung unserer Heimat zu dienen, so 
ist dies - und der Herr Berichterstatter hat 
es ja erwähnt - aus der Notwendigkeit ge­
geben, daß wir unter den jüngeren Offizieren 
zweifellos einen außerordentlichen Nachhol­
bedarf haben. 

Daß in einem weiteren Kapitel der Wehrge­
setz-Novelle 1969 auch dem Landesverteidi­
gungsrat als solchem eine .Änderung zukommt, 
hat sich aus den Notwendigkeiten, die sich 
aus der Lehre des vergangenen August 
ergaben, gezeigt. Es ist zweifellos richtig, 
daß für jedes Mitglied des Landesverteidigungs­
rates auch ein Ersatzmitglied vorhanden und 
bereit zu sein hat, das im Falle der ' NOt · den 
Bundesminister für Landesverteidigung, vor 
allem auch den Herrn Bundespräsidenten 
beraten kann und bei den entsprechenden 
Beschlußfassungen mitwirkt. 

Aber dann sage ich Ihnen, meine Damen 
und Herren : Die Tschechoslowakei hat unbe­
stritten - zumindest nach den bekannten 
Zahlen - die drittstärkste Armee Europas. 
Also trotz der geistigen Landesverteidigung, 
trotz des sich Vom-Osten-überrollen-Lassens 
ist dennoch ein starkes Heer da, eine starke 
Notwendigkeit gegeben, das Volk eben doch 
unter Waffen zu halten. 

Sehr geehrte Damen und Herren ! Nehmen 
Sie als weiteres Beispiel die Schweiz . Nach 
den jüngsten Darstellungen von verantwor­
tungsvollen Offizieren der Schweizer Armee 
ist es zumindest am Operationstisch erwiesen, 
daß binnen 24 Stunden 600.000 Schweizer 
mobilisiert sein können, um - wie die Schwei­
zer das sehr schön ausgedrückt haben -
den "Gesamtverteidigungswillen des schwei­
zerischen 6-Millionen-Volkes" zu repräsen­
tieren. 

Hoher Bundesrat ! Ich bin der Meinung, 
daß die Landesverteidigung das allerletzte 
Kapitel . ist, mit dem man politisch hasar­
dieren darf, mit dem man politische Stimmen 
für den einen oder anderen zu gewinnen 
glauben darf. Meine Damen und Herren des 
Bundesrates ! Die Landesverteidigung ist eine 
Angelegenheit aller Österreicher, weil sie 
auch allen Österreichern dient und zugute 
kommt. Nach meiner Erfahrung und nach 
meiner Empfehlung muß sie daher eine Her­
zensangelegenheit, aber auch eine sachliche 
Angelegenheit aller Österreicher sein. 

Wir haben es oft erlebt und erleben es 
immer wieder - das ist aber nicht eine Er­
scheinung des späten 20. Jahrhunderts, son­
dern es war schon immer so -, daß es bei 
allen Völkern Menschen gegeben hat, die Abschließend möchte ich mich noch mit 
nicht nur gegen den Krieg gewesen sind - das den Ewig-Besserwissern beschäftigen, die 
sind wir eigentlich alle -, sondern gegen das in Zeitschriften, aber auch in Reden immer 
Soldatentum überhaupt. Es haben sich auch wieder darlegen, welche Möglichkeiten es 
in unserem Vaterland in letzter Zeit die gegeben hat und welche Möglichkeiten gegeben 
Stimmen gemehrt, die erklärt haben : Wozu sind. Aber viele dieser Anregungen, um die 
denn überhaupt Soldaten 1 Genauso wie ich Landesverteidigung zu verbessern, sind un­
immer versuche, aus den Antipoden heraus sachlicher Natur. 
zu einem Resultat zu kommen - etwa wenn Wir haben uns im Landesverteidigungsrat 
ich die Liebe erklären will, ich vom Haß wiederholt mit der Frage der Ausrüstung, 
zu sprechen beginne -, so möchte ich auch der Umrüstung, der Um gliederung und Um­
hier bei dieser Gelegenheit von der Verteidigung schichtung des österreichischen Bundesheeres 
und nicht von der Nichtverteidigung sprechen befaßt und gemeinsam mit den zuständigen 
und einen Weg suchen : Wie schaut es in den Generalen und Beamten versucht, moderne 
anderen Ländern aus ? Lösungen heranzuziehen und zu diskutieren. 

Ich will mich bei diesem Thema nur auf Selbstverständlich kann alles das, was heute 
zwei Momente beschränken, die in den letzten in der Ausrüstung modern ist, vielleicht morgen 
Monaten oft Gegenstand von Diskussionen bereits überholt sein, denn eine neue Erfindung ­
und Reden gewesen sind, bei denen man 'ob es jetzt ein Tank, ob das ein Gewehr, eine 
sagte : Schauen Sie, nehmen Sie das Beispiel Kanone oder eine Bombe ist - ändert die 
der Augustereignisse in der Tschechoslowakei Situationen im Moment. Der Tank, der heute 
her, und da sehen Sie, daß die waffenlose noch die modernste Verteidigungs- oder An­
Gewalt sozusagen gegen das überschreiten, griffswaffe ist, ist morgen vielleicht durch 
das Überziehen eines Landes auch auf nicht- eine neue Erfindung ohne Wirkung. Das 
militärischem Wege möglich ist, daß auch können wir aber nicht verhindern, sondern 
die geistige völkische Verteidigung ein enormes wir müssen alle gemeinsam der Meinung sein, 
Potential eines Landes ist ! I daß die Ausrüstung unseres Bundesheeres 

634 
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eine objektiv moderne sein soll. Aber auch 
da sind wir abhängig von dem, was eben 
auch bei den Waffen auf dem Markt ist. 

Es hat mich aber unter anderem schwer 
enttäuscht, daß die Stimme eines Generals 
aus der Zeit zwischen 1938 und 1945 heute beson­
ders hervorgehoben wird, der seiner Verteidi­
gungslinie in unserem österreichischen Vater­
lande, in Niederösterreich, im Burgenland und 
in der Steiermark, eine völlig unsachliche Be­
schreibung zukommen ließ. Es hat sich näm­
lich objektiv gezeigt, daß der Webrwille 
der damaligen Verteidiger des sogenannten 
Großdeutschen Reiches schon längst zusammen­
gebrochen war, nicht erst im Frühjahr 1945, 
sondern wir haben es aus eigenem erlebt, 
welche Gründe zur sogenannten Verteidigungs­
linie geführt haben, was sie für uns alle ge­
meinsam bedeutet hat, nämlich der alliierte 
Wille der Kriegsbeendigung ! 

Lassen Sie mich abschließend sagen : Wir 
Abgeordneten der Österreichischen Volks­
partei glauben, daß mit der neuerlichen Ab­
änderung des Wehrgesetzes eine weitere Mög­
lichkeit gegeben ist, die Landesverteidigung 
Österreichs zu verbessern, denn nicht um­
sonst haben unsere Lehrer uns schon als 
Sohüler vor vielen .J ahrzehnten die Worte 
am äußeren Burgtor, die Inschrift gezeigt, 
die uns beeindruokte : Si vis pacem, para 
bellum. Das soll aber heute nicht heißen, 
daß wir für einen Krieg uns vorbereiten sollten, 
sondern nur daß wir für die gemeinsame 
Verteidigung unserer Heimat gerüstet sind. 
(Beifal l bei der Ö V P.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich gemeldet 
Herr Bundesrat Dr. Reioh!. Ich erteile es 
ihm. 

Bundesrat Dr. Reichl (SPÖ) : Hoher Bundes­
rat l Die vorliegende Wehrgesetz-Novelle und 
vor allem jener Passus, der Ersatzmitglieder 
für den Landesverteidigungsrat vorsieht, hat 
nur teilweise mit den Ereignissen vom 21. Au­
gust 1968 zu tun, wenn auch die Besetzung 
der Tschechoslowakei in ganz Europa zu 
Reformen der Wehrpolitik und der · Wehr­
organisation geführt hat. Der Vorschlag, 
Ersatzmitglieder für den Landesverteidigungs­
rat zu nominieren, wurde bereits vor der 
Tschechenkrise behandelt. 

Allerdings ist es so, daß man sich auch in 
Österreich über gewisse Notwendigkeiten der 
Landesverteidigung Gedanken machen mußte. 
So hat zum Beispiel die Orientkrise, also der 
Krieg zwischen den Arabern und Israel, und 
die Tschechenkrise zu einer intensiveren Be­
handlung der Bevorratungsproblematik ge­
führt. Die Gesellschaft für Landesverteidigung 
hat in Zusammenarbeit mit den Universitäten 
und dem Parlament, also mit Nationalrat und 

Bundesrat, ein eigenes Seminar darüber ab­
gehalten. Es hat sich gezeigt, daß eine Aus­
dehnung der Orientkrise für uns recht schwer­
wiegende Folgen gehabt hätte. Vor allem 
wären gewisse Waren blitzartig vom Markte 
verschwunden. 

Es hat sich auch gezeigt, daß unserer zivilen 
Landesverteidigung noch viele Voraussetzun­
gen fehlen und daß sie auch Beschäftigung 
bekommen könnte, wenn es irgendwo Kriege 
gibt, weit weg von unseren österreichischen 
Grenzen. Man mußte also gewissen harten 
Tatsachen in die Augen sehen, die man bisher 
vielleicht übersehen hat. 

Es hat sich auoh gezeigt, daß gewisse Ände­
rungen in der Ausbildung notwendig sind und 
daß gewisse Traumatologien, wie "Die Furche" 
das bezeichnete, abgebaut werden müssen. 
Es gibt in Österreich psychische Komplexe, 
die sich vielleicht daraus erklären lassen, 
daß österreiohische Soldaten seit 1859 immer 
dort ihre hervorragenden soldatischen Eigen­
schaften unter Beweis stellen konnten, wo es 
Kriege zu verlieren gab. 

Uns ging es in den letzten 100 Jahren 
ungefähr so, wie es den Franzosen und Eng­
ländern jetzt geht. Halten wir uns nur vor 
Augen, daß es die historische Aufgabe des 
großen Generals in Frankreich war, immer 
Kriege zu verlieren oder verlorene Kriege zu 
legalisieren oder zu liquidieren. Und die 
Aufgabe englischer Ministerpräsidenten - an­
gefangen von Eden, MacMillan, Douglas-Home 
bis herauf zu Harold Wilson - ist es immer 
wieder gewesen, den Niedergang eines ge­
waltigen Weltreiches, eines Großreiohes, zu 
einer Alltagsarbeit zu machen. 

Es hat sich für uns Österreicher aber auch 
gezeigt, und das in Zusammenhang mit den 
militärisohen Krisen der letzten Zeit, daß die 
Führungsspitze in der Landesverteidigung 
funktionsfähiger werden muß. 

Persönlich bin ich der Meinung, daß ein 
militärischer Apparat von mathematisoher 
Klarheit sein muß und daß vor allem die 
Kompetenzen und Aufgaben der Führungs­
spitze klar sein müssen. Das betrifft den 
Bundespräsidenten, das betrifft den Ver­
teidigungsminister, und das betrifft natürlich 
auch jenes Forum, in dem Kollege, Heger 
und ich die Ehre haben, den Bundesrat zu 
vertreten, den Landesverteidigungsrat. 

Gewiß bietet der Artikel 80 der Bundes­
verfassung Auslegungsschwierigkeiten, wenn 
man sie haben will. Es heißt dort wörtlich : 
"Den Oberbefehl über das Bundesheer führt 
der Bundespräsident. " Aber weiters heißt 
es dann : "Die Befehlsgewalt über das Bundes­
heer übt der zuständige Bundesminister aus", 
und zwar nach dem Wehrgesetz und nach 
Ermächtigungen der Bundesregierung. 
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.Alle Streitigkeiten, die daraus entstehen, 
daß der Bundespräsident von einer anderen 
Partei kommt als die Bundesregierung, sind 
gerade in Krisenzeiten für Österreich sehr, 
sehr gefährlich. 

Was diesen Punkt betrifft, glaube ich fest­
stellen zu dürfen, daß auch Altbundeskanzler 
Dr. Gorbach eine ähnliche Ansicht vertritt 
wie ich. Er dürfte sich mit diesem Fragenkreis 
als Präsidentschaftskandidat ja sehr ein­
gehend beschäftigt haben. 

Auch der Landesverteidigungsrat, der durch 
die vorliegende Wehrgesetz-Novelle abgeändert 
werden soll, muß funktionsfähig sein. Gerade 
im Augenblick einer Krise muß die Führungs­
spitze immer wieder durch Ersatzmitglieder 
ersetzt werden können, wenn der eine oder 
der andere ausfällt. 

Das ist praktisch deswegen so bedeutungs­
voll, weil in allen Staaten der Welt die letzten 
Entscheidungen der Landesverteidigung nicht 
nur im militärischen Bereich fallen, sondern in 
einem gemischten Forum von Militärs und 
Politikern. Wir sprechen ja auch seit dem 
11 .  Mai 1965 von einer "umfassenden Landes­
verteidigung" und haben es dabei mit der 
militärischen, mit der wirtschaftlichen, mit 
der geistigen, mit der zivilen und - ich 
möchte noch hinzufügen - auch mit der 
außenpolitischen Landesverteidigung zu tun. 

Es - hat darüber eine Polemik gegeben, 
weil bei der Novellierung der Standpunkt 
vertreten wurde, daß die · Ersatzmitglieder 
des Landesverteidigungsrates in der Bundes­
hauptstadt ihren Wohnsitz haben müssen. Das 
bedeutet in der Praxis, daß in Krisenzeiten 
bei einem Ausfall ein Ersatzmann in der 
Bundeshauptstadt zu erreichen sein wird und 
zu erreichen sein muß. 

Es ist zweifellos gerade in solchen Situationen 
eine sehr verantwortungsvolle Aufgabe, die 
der so Einberufene in diesem Augenblick 
bekommt. Ich habe den 21.  August 1968 im 
Bundeskanzleramt miterlebt, und es ist selbst­
verständlich, daß jedes Mitglied die Mitverant­
wortung für das übernehmen muß, was dort 
beschlossen wird. Vor dieser Verantwortung 
kann sich in solchen Situationen niemand 
drücken. Technisch ist es sicherlich von 
Vorteil, wenn der Ersatzmann aus Wien 
stammt, aber noch wichtiger ist, daß dieser 
Ersatzmann einen kühlen Verstand in die 
Beratungen mitbringt, denn er wird, wie 
gesagt, gewöhnlich in solchen Augenblicken 
einberufen, die zweifellos für die österreichische 
Existenz von großer Bedeutung sind. 

Was die anderen Punkte dieser Novelle 
betrifft, wie die Schaffung eines "Offiziers 
auf Zeit" oder die schnellere Kundmachung 
einer Entschließung des Bundespräsidenten 

wie auch die Acht-Tage-Instruktion in zwei 
Jahren, möchte ich mich den Argumenten 
anschließen, die auch im Nationalrat ausge­
sprochen worden sind und die heute auch 
Kollege Heger hier zum Ausdruck gebracht hat. 

Weil wir aber heute auch die Europarats­
berichte aufliegen haben, darf ich zur wehr­
politischen Seite Österreichs und Europas in 
diesem Zusammenhang noch einiges sagen. 
Ich werde nicht von der Sache abweichen, 
möchte aber doch in diesem Zusammenhang 
einige Bemerkungen vorbringen. 

Der Europarat ist zwar - das möchte ich 
zunächst wirklich unterstreichen, um nicht 
mißverstanden zu werden - für wehrpolitische 
Fragen nicht zuständig, aber trotzdem waren 
die .Äußerungen in der letzten Zeit nicht un­
interessant. Der französische Staatssekretär 
Lipkowski bezeichnete die neue Form der 
Interventionspolitik, also diese neue Form 
einer Heiligen .Alli,anz, als Unsinn - dieser 
Ausdruck wurde wörtlich von dem franzö­
sischen Staatssekretär gebraucht -, sprach 
sich aber trotzdem für eine Politik der Ent­
spannung aus, da es eine andere Alternative 
nicht gäbe. Er sprach auch für die Auf­
lösung der Blöcke auf beiden Seiten. Darauf 
antwortete damals der englische Vertreter, 
daß die Blockbildung zwar bedauerlich sei, 
aber daß diese Blöcke einmal existieren. Von 
diesen Tatsachen muß man eben ausgehen, 
wenn man militärpolitische Probleme be­
handelt. 

Und Duncan Sandys, der Schwiegersohn 
Churchills - auch jemand, der lange Zeit 
für die Europabewegung tätig war und auch 
lange Zeit Minister war -, tat damals den 
Ausspruch : "Wie viele Tschechoslowakeien 
braucht Europa noch, um zur Einheit zu 
finden 1" 

Von deutscher Seite - das möchte ich auch 
hier erwähnen - wurde betont, daß man 
ebenfalls an einer Politik der Entspannung 
festhalten will, und es wurde festgestellt, 
daß deutsche Grenzen am 21.  August 1968 
von russischer Seite nirgends verletzt wurden. 
Sie wissen : In Österreich war das etwas 
anders. 

Bezeichnend aber war, daß immer wieder 
ein gewisses Mißtrauen gegen eine amerika­
nisch-russische Weltregierung zum Ausdruck 
kam - auch in bezug auf den Atomsperr­
vertrag - und daß man in der Unterwanderung 
des Nuklearschirmes doch gewisse Gefahren 
sah. 

Für Österreich und die übrigen Neutralen 
ergibt sich, daß man selbstverständlich weiter­
hin an einer Politik der Entspannung interes­
siert ist. 
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Freilich dürfen wir nicht übersehen, daß 
es an unseren Grenzen nicht nur Schafe, 
sondern auch Wölfe gibt und daß östlich und 
westlich von uns die militärischen Anstren­
gungen und Aufrüstungen in der letzten Zeit 
wesentlich forciert wurden. 

Wenn wir uns nach dem Muster der Schweiz 
halten wollen, dann haben wir auf dem 
Sektor der Landesverteidigung noch einiges zu 
tun. Vor allem würde ich es begrüßen, wenn 
die Kontakte zwischen Soldaten und Politikern 
in Österreich ebenso eng sein würden, wie 
das in der Schweiz der Fall ist. Denn die 
Soldaten, das sind die Kinder von allen öster­
reichischen Familien, und die gehen uns 
sehr viel an. 

Die österreichischen Soldaten - das sind 
also unsere Kinder und unsere Soldaten. Wir 
alle haben die Republik in irgendeiner Form 
mit geschaffen. Wir alle müssen diese Repu­
blik, die wir einmal geschaffen haben, auch 
verteidigen, auch dann, wenn das TraUma der 
Vergangenheit noch nicht ganz überwunden 
worden ist. 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, 
darf ich namens meiner Fraktion erklären, 
daß wir dem vorliegenden Gesetz die Zustim­
mung geben. (BeifaU bei der SPÖ und bei 
Bundesräten der ÖV P.) 

Vorsitzender : Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. - Der Berichterstatter ver­
zichtet auf das Schlußwort. 

f Wir schreiten zur Abstimmung. 
Bei der A bstimmung beschließt der Bundes­

rat, gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
ke inen  Einsp ruch zu erheben. 

10. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 13. Feber 1969 über ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz betreffend die 
Regelung des Krankenptlegefachdienstes, der 
medizinisch-technischen Dienste und der Sani­
tätshilfsdienste neuerlich abgeändert und er-

gänzt wird (175 und 185 der Beilagen) 

Vorsitzender : Wir gelangen zum 10. Punkt 
der Tagesordnung : Neuerliche Abänderung und 
Ergänzung des Bundesgesetzes betreffend die 
Regelung des Krankenpflegefachdienstes, der 
medizinisch-technischen Dienste und der 
Sanitätshilfsdienste. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Kaspar. 
Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu referieren. 

Berichterstatter Kaspar : Hohes Haus ! Herr 
Minister ! Herr Vorsitzender ! Meine Damen 
und Herren ! Ich berichte über den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates vom 13.  Feber 1969 
über ein Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
gesetz betreffend die Regelung des Kranken­
pflegefachdienstes, der medizinisch-technischen 

Dienste und der Sanitätshilfsdienste neuerlich 
abgeändert und ergänzt wird. 

Mit dem vorliegenden . Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates sollen zur Überwindung des 
Personalmangels auf dem Gebiete des Kranken­
pflegefachdienstes, der medizinisch-technischen 
Dienste und der Sanitätshilfsdienste neue Mög­
lichkeiten für die Ergreifung dieser Sozial­
berufe, für die Berufsausbildung und Berufs­
ausübung sowie für eine entsprechende Fort­
bildung und Sonderausbildung eröffnet werden. 

Die gegenständliche Gesetzesnovelle soll in 
Berücksichtigung der Vielseitigkeit der Sani­
tätsberufe und der an diese bei ihrer praktischen 
Ausübung gestellten Anforderungen neue Mög­
lichkeiten schaffen. 

Der 'Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat die Vorlage in seiner Sitzung vom 
12. März 1969 in Verhandlung genommen und 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch ' zu erheben. 

Als Ergebnis ' seiner Beratungen hat mich 
der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten ermächtigt, den Antrag zu stellen : 

Gegen den Gesetzesbeschluß des N ational­
rates vom 13.  Feber 1969 über ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz betreffend 
die Regelung des Krankenpflegefachdienstes, 
der medizinisch-technischen Dienste und der 
Sanitätshilfsdienste neuerlich abgeändert und 
ergänzt wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender : Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A bstimmung beschließt der Bundes­
rat, gegen den Gesetzesbeschluß des N ational­
rates ke inen  Einspruch zu erheben. 

11. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 13. Feber 1969, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Hausgehilfen- und Haus­
angestelltengesetz abgeändert wird (186 der 

Beilagen) 

12. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 13. Feber 1969, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz über die 
Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen 

abgeändert wird (187 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nunmehr zu den 
Punkten 1 1  und 12, über die eingangs gleich­
falls beschlossen wurde, die Debatte unter 
einem abzuführen. Es sind dies : 

Abänderung des Hausgehilfen- und Haus­
angestelltengesetzes, und 

Abänderung des Bundesgesetzes über die 
Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen. 

Berichterstatter über beide Punkte ist Herr 
Bundesrat Deutsch. Ich ersuche ihn um seine 
beiden Berichte. 
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Berichters�atter �eutsch : Hohes Haus I Herr I Hauses den Antrag zu stellen, gegen diesen 
Staatssekretar ! Meme sehr verehrten Damen Gesetzesbeschluß k e i n e n  E i n s p r u c h  zu er­
und Herren ! Bericht des Ausschusses für heben. 
wirtschaftliche Angelegenheiten über den Ge­

. setzesbeschluß, mit dem das Hausgehilfen- und 
Hausangestelltengesetz abgeändert wird. 

Der § 7 besagt, daß bei Verwendung J ugend­
licher auf ihre Körperkräfte besonders Rück­
sicht zu nehmen ist. Der Dienstgeber ist auch 
verpflichtet, jene Maßnahmen zur Wahrung 
der Sittlichkeit zu treffen, die durch Alter und 
Geschlecht des Jugendlichen geboten sind. 

Die Jugendlichen haben sich jährlich min­
destens einmal einer ärztlichen Untersuchung 
zu unterziehen, wobei die Kosten der zustän­
dige Krankenversicherungsträger zu tragen hat, 
bei dem der Jugendliche pflichtversichert ist. 

Die Erziehungsberechtigten können ihre Er­
ziehungsgewalt über den Dienstnehmer mit 
Ausnahme des Züchtigungsrechtes an voll­
jährige Dienstgeber übertragen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat diese Gesetzesvorlage am 12. März 
bei seiner Sitzung in Verhandlung genommen 
und mich ermächtigt, im Hohen Hause den 
Antrag zu stellen, gegen den Gesetzesbeschluß 
mit dem das Hausgehilfen- und Hausange­
stelltengesetz abgeändert wird, keinen Ein­
sp r u c h  zu erheben. 

Vorsitzender: Ich bitte um den zweiten 
Bericht. 

Berichterstatter Deutsch : Bericht des Aus­
schusses für wirtschaftliche Angelegenheiten 
über den Gesetzesbeschluß, mit dem das bisher 
geltende Bundesgesetz über die Beschäftigung 
von Kindern und Jugendlichen abgeändert 
wird. 

Auch in diesem Gesetz wird die jährliche ein­
malige ärztliche Untersuchung angeordnet. 
Die Durchführung der ärztlichen Untersu­
chung obliegt dem Träger der Krankenversiche­
rung, bei dem der Jugendliche pflichtversichert 
ist. Der Krankenversicherungsträger hat dem 
Jugendlichen auch die Fahrtkosten zu er­
setzen. 

Der Bund ersetzt dem Krankenversiche­
rungsträger 50 Prozent der entstandenen 
Untersuchungskosten sowie 60 Prozent des 
Aufwandes an Fahrtkosten. 

Der Dienstgeber ist verpflichtet, die für die 
Durchführung der Untersuchung erforderliche 
Freizeit dem Jugendlichen zu gewä.hren. 

Dieses Bundesgesetz behält seine Wirksam-
keit bis 31 .  12. 1971 .  

. 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein, die über beide Punkte unter einem 
abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrat 
Bilde Pleyer. Ich erteile es ihr. 

Bundesrat Hilde Pleyer (SPÖ) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Wir 
haben uns heute mit einer Vorlage zu be­
schäftigen, wonach das Hausgehilfen- und 
Hausangestelltengesetz abgeändert wird. 

Bei der Abänderung einzelner Bestimmungen 
des Hausgehilfen- und Hausangestellten­
gesetzes befassen wir uns mit einem Berufs­
stand, welcher nicht gerade auf der Sonnen­
seite des Lebens steht. 

Wir müssen ja überlegen, daß es sich hiebei 
vielfach um sehr, sehr junge Menschen handelt, 
die aus den ärmsten Familien kommen, eine 
sehr niedere Schulbildung genossen haben und 
schon in jungen Jahren fern vom Elternhaus 
ihren Lebensunterhalt bestreiten müssen. 

Man überlege noch zusätzlich : In einer Zeit, 
in der von der 40-Stunden-Woche geredet und 
geschrieben wird, haben diese Menschen viel­
fach noch eine 60-Stunden-Woche und die 
Jugendlichen eine 55-Stunden-Woche zu leisten. 
Dies und die Beschränkung beziehungs­
weise Einschränkung der Freizeit durch die 
Lebensgewohnheiten der Dienstgeber sind wohl 
auch die Hauptursache, daß in dieser Sparte 
nicht entsprechend viele Arbeitskräfte zur Ver­
fügung stehen. 

Aus meiner bisherigen Tätigkeit kann ich 
unterstreichen, daß es wohl viele, viele offene 
Stellen für Hausangestellte und Hausgehilfin­
nen gibt, nicht aber die geeigneten Kräfte hie­
für. 

Dazu kommt noch, daß diese Menschen, ob­
wohl wir in Österreich ein sehr, sehr modernes 
Mutterschutzgesetz haben, noch immer jeder­
zeit, auch während der Schwangerschaft, vom 
Dienstgeber gekündigt werden können. Es ist 
wohl der Fall, daß ab dem fünften Monat die 
Krankenkasse für diese Sparte junger Men­
schen einen Sonderurlaub leistet, aber wir 
müssen daran denken, daß diese Menschen, 
die sich in einer solchen Lage befinden, oft von 
der Hausgemeinschaft ausgeschlossen sind. 
Dazu kommt noch ein wirtschaftlicher Verlust. 
Meistens wird ja auch hier freie Wohnung ge­
währt, und was nützt da vielfach der Sonder­
urlaub � 

Der Ausschuß für wirtschaftliohe Angelegen- Nun könnte man glauben, daß für einen 
heiten hat diese Gesetzesvorlage bei seiner sozial so schlecht gestellten Berufsstand doch 
Sitzung am 12. März in Verhandlung genom- einiges getan werden müßte. Es war aber 
men und mich ermächtigt, im Plenum dieses nicht einmal die Erfüllung so bescheidener 
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Hllde Pleyer 
Wünsche wie der Verkürzung der Arbeitszeit Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist . noch 
oder der Einbeziehung der Hausgehilfin in Herr Bundesrat Brandl. loh erteile es ihm. 
die Berufsschulpflioht zu erreiohen. 

Wenn nun der gegenständliche Gesetzes­
beschluß des Nationalrates die überwachung 
des Gesundheitszustandes Jugendlicher, die 
dem Hausgehilfen- und Hausangestelltenge­
setz beziehungsweise dem Gesetz über die Be­
schäftigung von Kindern und Jugendlichen 
unterliegen, regelt, so ist wohl unbestritten, 
daß diese überwachung sowohl dem Jugend­
lichen als auch der Allgemeinheit dient. 
Durch die frühzeitige Erkennung von Krank­
heiten können Maßnahmen ergriffen werden, 
die verhindern, daß solche Krankheiten in 
späteren Jahren Ursache von Krankenständen 

Bundesrat Brandl (ÖVP) : Hoher Bundes­
rat ! Herr Staatssekretär!  Wenn ärztlicher­
seits und von den Ambulatorien der Kranken­
versicherungsträger aus technischen Gründen 
die Durchführung der J ugendlichenunter­
Buchung einmal jährlich empfohlen wurde, 
BO mag dabei auch die Erfahrung mitent­
scheidend gewesen sein, daß eine einmalige 
ärztliche Durchuntersuchung für die Beur­
teilung des Gesundheitszustandes der Jugend­
lichen ausreicht, um gesundheitliche Schäden 
festzustellen und deren Behebung veranlassen 
zu können. 

beziehungsweise der Arbeitsunfähigkeit oder In der Neuorientierung des modernen Men-
der Frühinvalidität werden. sehen seiner Umwelt gegenüber wird die Ge-

Die logische Folgerung wäre nun, daß auch sundheit als das körperliche, geistige, seelische 
die Allgemeinheit die Kosten dieser für die und soziale Wohlbefinden bezeichnet und 
Volksgesundheit wichtigen Maßnahmen über- damit die Objektivität des ärztlichen Befundes 
nimmt. durch die Subjektivität des Befindens er-

Man kann den Krankenkassen nicht immer gänzt. 
mehr und mehr Aufgaben, die der Volks- Sicherlich ist die Gesundheit der wich­
gesundheit dienen, übertragen, ohne ihnen tigste Grundpfeiler der modernen Gesellschaft, 
auch die Kosten dieser Aufgaben zu ersetzen. aber eine Gesundheitspolitik, die der Gesetz­
Es ist daher bedauerlich, daß nicht einmal geber für unsere Jugendlichen veranlaßt hat, 
die Forderung der Kassen nach dem voll- kann sich nicht darauf beschränken nur 
ständige� Ersatz der Fahr�kosten erfüllt w�rd, die aktuellen gesundheitlichen Gefahre� ab­
z,:m�� d�es beso?-ders dIe Kassen betrlff�, . zuwenden, sondern es müssen für die Jugend­
�e landliehe GebIete zu betreuen haben ; �Ie lichen Umweltbedingungen geschaffen werden, 
langeren Anfahrtswege zu den vorgeschrle- die für die Erhaltung der Gesundheit wichtig 
benen Untersuchungen erfordern oft hohe und notwendig sind. 
Fahrtkosten. 

Die neue Regelung, wonach Jugendliche, Es 
.
besteht kein Zweif�l, daß die t�chnische 

welche den beiden Gesetzen unterliegen, min- Entw�cklung uns�rer Zelt große Er.leIChterun­
destens einmal jährlich untersucht werden �en fur das Dasem der Menschen, eIn? wesent­
müssen, ersetzt die frühere Bestimmung der liehe Verbesserung der Lebe�bedingungen 
zweimal jährlich durchzuführenden Unter- g�bracht h�t, aber . ��tsa?he 1st auch, d�ß 
suchungen. Dies kann wohl kaum als eine �Iese .techni�che Zr�'llisatIO� Tendenzen 

"
In 

Verbesserung in sozialer Hinsicht angesehen s�ch bIrgt, die auf die Zerstor�ng der �atur­
werden. Durch diesen längeren Zeitraum li?hen Grundlage� der menschlichen E.x:Ist�nz 
wird es noch schwerer als bisher möcrlich hinauslaufen. DIe Gestaltung der ArbeIts­
sein, einen hohen Prozentsatz des betroff:nen mittel, der Werkzeuge, der Geräte und der Ma­

Personenkreises zu den Untersuchungen zu schinen, der Lärm, der Zustand des Wassers 
bringen. und der �uft nehmen. entscheidenden Ein-

Es ist uch bedauerlich daß die in der fluß auf dIe GesundheIt der Menschen, vor 
Land- und Forstwirtschaft ' beschäftigten Ju- a�em der J�gendlic�en. Dazu komm

.� n?ch 
gendlichen von diesen Bestimmungen ausge- dIe notwe?-dig� AbstlI�lmung der 'Y erhal

.�
msse 

nommen sind. Bei einigermaßen gutem Willen �er ArbeIts�tat�e mIt der s�ehsch-korper­
wäre trotz der Zuständigkeit der Länder auch lichen KonstItutIOn der Jugendlichen. 
für diesen Personenkreis eine entsprechende Alle Bemühungen zur Bekämpfung der Ge-
. Regelung ßöglich gewesen. fahren für Leben und Gesundheit müssen 

Abschlie end möchte ich der Hoffnung aber Stückwerk bleiben, wenn nicht im Zu­
Ausdruck geben, daß es in Zukunft dooh sammenwirken aller Kräfte, der Eltern, der 
möglich sein wird, den sozialen Status dieses Arbeitgeber, der freien und gesetzlichen In­
Personenkreises zu verbessern. Möge die teressenvertretungen, der Arzte und der Tri­
Überwachung des Gesundheitszustandes die- ger der Krankenversicherung, das Äußerste 
ser Jugendlichen dazu beitragen, daß eine getan wird, um. auf dem Arbeitsplatz die Ge­
gesunde Generation heranwachsen kann. (Bei- sundheit der Jugendlichen zu schützen und 
!aU bei der SPO.) für sie vorzusorgen. 
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Brandl 

Es geht dabei nicht allein um materielle Gewerbe und Industrie, die Hausgehilfen und 
Hilfeleistungen, wie finanzielle Zuschüsse, Pen- Hausangestellten nach den beiden vorlie­
sionen und Renten, die sicherlich wichtig genden Gesetzen geschaffen wurden. 
sind, a.ber der große Kreis immer neu auf- Meine Partei wird dem Gesetz, mit dem tauchender Probleme, die für die Gesundheit d H hi1J." d H a gest llteng setz von Einfluß sind, kann nicht vom Bund 

as ausge uen- un aus n e e 
abgeändert wird, und der Abänderung des oder vom Träger der Krankenversicherung Gesetzes über die Beschäftigung von Kindern allein bewältigt werden, sondern erfordert und Jugendlichen gerne die Zustimmung 

die Mitwirkung weitester Kreise der Be- geben. (BeifaU bei der OVP.) völkerung. 
Vorsitzender: Zum Wort hat sich noch 

Die zuständigen Träger der Krankenver- Frau Bundesrat Leopoldine Pohl gemeldet. sicherung, die mit der nunmehr einmal jähr- Ich erteile es ihr. lich durchzuführenden J ugendlichenunter-
suchung nach den beiden vorliegenden Ge- Bundesrat Leopoldine Pohl (SPÖ) : Hoher 
setzesbeschlüssen des Nationalrates beauf- Bundesrat ! Meine Damen und Herren ! Zum 
tragt werden, erhalten vom Bund für die vorliegenden Gesetzesbeschluß des National­
ärztliche Untersuchung einen Kostenzuschuß rates über die Überwachung des gesundheit­
von 50 Prozent der nachzuweisenden Unter- lichen Schutzes von Jugendlichen und Kindern 
suchungskosten sowie von 60 Prozent der möchte ich doch noch einiges den Ausfüh­
Fahrtkosten, ausgenommen jener Fahrtkosten, rungen meiner Vorredner anfügen. 
die in den Städten durch die Benützung Ich stimme mit dem Vorredner in der Mei­
der Straßenbahn oder des Autobusses er- nung überein, daß auch die Umweltsbedin­
wachsen, vergütet. gungen für die in Beschäftigung stehenden 

Wenn meine Vorrednerin und auch die Jugendlichen verbessert worden sind und 
Redner der Opposition im Nationalrat die noch verbessert werden müssen. Ich kann 
Meinung vertreten haben, daß sich die Kosten- mich aber nicht der Meinung des Herrn Vor­
auf teilung sehr zum Nachteil der Kranken- redners anschließen, wenn er sagt, daß die 
versicherungsträger auswirkt, so muß darauf nunmehr einmalige Untersuchung der Jugend­
hingewiesen werden, daß zwischen Bund und lichen auf gesetzlicher Grundlage, so wie 
den Trägern der Krankenversicherung in der es die Ärzte und Ambulatorien empfohlen 
Frage der Vergütung Übereinstimmung beider haben, genügen würde. Ich möchte hier zu­
Partner geherrscht hat und ein Ergebnis erst festhalten, daß dies doch eine Verschlech­
erzielt wurde, das heißt, daß die Versicherungs- terung darstellt. 
träger ihr Interesse an einer vernünftigen, Auch möchte ich zum Ausdruck bringen, rationellen Durchführung der Untersuchung daß dieses Gesetz, wie die beiden Vorredner 
bekundet haben und diese Kostenaufteilung bestätigt haben, gerade für ein frühzeitiges 
nicht als ein Diktat des Bundes, sondern als Erkennen von Krankheiten und körperlichen 
eine tragbare Lösung angesehen haben. Schädigungen für den Gesundheitszustand der 
Schließlich muß bemerkt werden, daß die 
auf ein Jahr begrenzte Geitungsdauer der vor- Jugendlichen dringend notwendig ist, damit 

sie, wenn notwendig, eben rechtzeitig einer 
liegenden Gesetze auch eine Korrektur des ärztlichen Betreuung zugeführt werden kön-
Verrechnungssystems möglich macht. nen. Ich möchte auch hinzufügen : Daran 

Durch die einmalig im Jahr stattfindenden sind nicht nur die Krankenkassen wegen der 
Durchuntersuchungen tritt keine Verschlech- Nachbehandlung interessiert, sondern es sind 
terung gegenüber der bisherigen Regelung ein, vor allem, so glaube ich, auch alle in der 
weil die gewonnenen Erfahrungen mit der ein- Wirtschaft Verantwortlichen daran interes­
maligen jährlichen Durchuntersuchung der siert, daß wir unserer Wirtschaft einen . ge­
tatsächlichen Situation voll und ganz sunden Nachwuchs zur Verfügung stellen. 
gerecht werden. Außerdem hat der Jugend- Ich meine nicht, wie der Sprecher der Re­
liohe ja jederzeit die Möglichkeit, bei Auf- gierungspartei im Nationalrat gesagt hat, 
treten von Beschwerden den zuständigen es stehe ja dem nichts im Wege, wenn di.e 
Kassenarzt in Anspruch zu nehmen. Krankenkassen eine mehrmalige Untersuchung 

Dringend erforderlich ist es aber --. und für notwendig hielten, diese auch durch­
hier schließe ich mich meiner Vorrednerin zuführen. Es ist meiner Meinung nach doch 
von . der sozialistischen Fraktion vollkommen ein Unterschied, meine Damen und Herren 
an -, daß auch den in der Land- und Forst- des Hohe� Hauses, ob eine Kontrolle gesetz­
wirtschaft besohäftigten Jugendlichen durch lioh verlangt wird oder ob sie auf Grund 
eine Novelle zum Landarbeitsgesetz dieselben einer freiwilligen Entscheidung stattfindet. 
Schutzbestimmungen eingeräumt werden, die Absatz 6 des § 25 dieser Gesetzesvorlage 
für die jugendlichen Besohäftigten in Handel, . sagt nämlich : 
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Leopoldine Pohl 

"Durch Verordnung kann bestimmt werden, 
daß Jugendliche in Betrieben zu schweren 
körperlichen oder unter Verwendung von 
gesundheitsgefährdenden Arbeitsstoffen oder 
-geräten auszuführenden Arbeiten oder zu Ar­
beiten, die mit einer besonderen Gefahr für 
die Gesundheit verbunden sein können, nur 
verwendet werden dürfen, wenn auf Grund 
einer ärztlichen Untersuchung die Eignung 
der Jugendlichen zu den betreffenden Ar­
beiten festgestellt ist." 

Deshalb meine ich eben, daß man eine 
zweimalige Untersuchung hätte beibehalten 
sollen. 

. 

Ich möchte aber doch noch zu einem an­
deren Problem, das hier kurz gestreift worden 
ist, Stellung nehmen. Der sozialistische 
Sprecher im Nationalrat hat angeführt, daß 
der Gesundheitszustand unserer Jugend nicht 
nur bei Schul- und Reihenuntersuchungen 
immer noch nicht als befriedigend festgestellt 
wird, sondern daß auch bei den Musterungen 
der Gesundheitszustand unserer Jugend, vor 
allem unserer Jugend in der ländlichen Be­
völkerung noch sehr schlecht ist. Ich möchte 
hier vorwegnehmen : Sicherlich ist nicht der 
Staat allein an diesem schlechten Gesund­
heitszustand schuld, es tragen zum großen 
Teil die Erziehungsberechtigten die Schuld 
daran, daß der Gesundheitszustand unserer 
Jugend noch nicht vollkommen zufrieden­
stellend ist. Aber ich glaube, wir müßten 
hier vom Staat aus eingreifen, um diese 
Mängel abzustellen, denn . nur eine gesunde 
Jugend wird einmal einen gesunden Staat 
bilden. 

Ich möchte hier doch noch ein Versäumnis 
anführen, das gerade in dem Bereich auf­
tritt, in dem mein Herr Vorredner ja maß­
gebend tätig ist. Er hat schon gesagt, daß 
diese gesetzlichen Vorschriften nicht für die 
in der Land- und Forstwirtschaft beschäftigten 
Jugendlichen Geltung haben. Ich halte das 
nicht nur für eine Benachteiligung dieser 
Jugend gegenüber den anderen überhaupt, 
sondern für ein arges Versäumnis, weil für 
die übrige Jugend unseres Landes diese 
gesetzliche Untersuchungspflicht seit dem Jahre 
1948 besteht und man sich sehr lange Zeit 
gelassen hat, um auch die Jugend aus der 
Landwirtschaft in diese Vorschriften mit­
einzubeziehen. Das ist vor allem deshalb 
bedauerlich, weil wir wissen, daß nicht nur der 
Gesundheitszustand unserer Landkinder - ich 
möchte hier niemandem die Schuld zuschreiben 
- noch immer schlechter ist als der der städti­
schen Jugend, was auch in Schul- und Reihen­
untersuchungen festgestellt worden ist, son­
dern weil · bedauerlicherweise in einigen 
Bundesländern auf Grund von Vorschriften 

noch die Kinderarbeit ab dem 10. Lebens­
jahr in der Landwirtschaft und ab dem 
12. Lebensjahr in der Forstwirtschaft mög­
lich ist. Ich gebe zu : In einigen Bundes­
ländern sind schon neuzeitliche Regelungen 
getroffen worden. Wir sind zwar Länder­
vertreter, aber wenn wir Bundesgesetze be­
schließen, die alle Jugendlichen betreffen 
sollen, so müßten wir doch darauf sehen, 
daß man diese Regelung auch für diese Jugend 
bundeseinheitlich und neuzeitlich gestaltet, 
denn vor dem Gesetz sind alle Bürger unseres 
Landes gleich. Das sagt doch unsere Ver­
fassung. 

Die Frau Sozialminister hat zwar im Hohen 
Haus versprochen, sie werde sich gemeinsam 
mit dem Herrn Landwirtschaftsminister über­
legen, ob es nicht doch vielleicht möglich wäre, 
eine Novelle zu diesem Gesetzesbeschluß zu 
schaffen. Ich richte meine besondere .Bitte 
an den Herrn Staatssekretär, darauf hinzu­
wirken, daß dies rasehest geschieht, denn 
ich glaube, daß diese Novelle für die Jugend­
lichen schon längst fällig ist. 

Nun möohte ich mich, obwohl ioh mich 
darin ein bißchen in Widerstreit mit meinem 
Vorredner befinde - aber das ist sicherlich 
natürlich -, auch noch mit der Kosten­
tragung auseinandersetzen. Bisher wurden 
alle Fahrtkosten, die aus dieser Vorschrift 
angefallen sind, zur Gänze vom Bund ge­
tragen. Wir haben dem Gesetzesbeschluß 
entnommen, daß künftighin nur mehr 60 Pro­
zent der Fahrtkosten den Krankenkassen er­
stattet werden, 40 Prozent sind von den 
Krankenkassen zu übernehmen. Ich glaube, 
das ist doch eine Verschlechterung für die 
Krankenkassen, weil ja auch ein Mehrauf­
wand auf Grund der gesetzlichen Regelungen 
eintritt und auch ein Mehraufwand auf Grund 
der nachfolgenden Behandlungen sicherlich 
erforderlich ist. 

Ich kann wieder nicht damit überein­
stimmen, daß ein Redner im Nationalrat 
gesagt hat, daß die Früherkennung von 
Krankheiten den Krankenanstalten gewaltige 
Ersparnisse bringe. Ich gebe zu, daß es Er­
sparnisse durch die Früherkennung von Krank­
heiten geben wird - das wünschen wir ja. 
alle -, aber gewaltig werden diese Ersparnisse 
sicherlich nicht sein ; diese Erwartung ist, 
glaube ich, nicht angebracht. 

Ich möchte mich auoh auf die Einwendung 
beziehen, daß sich der Jugendliche freiwillig 
öfter einer ärztlichen Untersuchung unter­
ziehen kann. Ich muß sagen - wir kennen 
uns da alle selbst -, daß auch wir zum Auf­
suchen eines Arztes in den meisten Fällen 
einen Grund brauchen und das mcht ganz 
freiwillig tun. Warum glaubt man, daß das 
gerade die Jugendlichen tun werden � 
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Leopoldine Pohl 
Wir Sozialisten haben im Nationalrat vor 

allem aus dem Grund einen diesbezüglichen 
Antrag eingebracht, wonach an Stelle von 
60 Prozent der Fahrtkosten die gesamten 
Fahrtkosten vom Bund übernommen werden 
sollten, weil uns die Gesunderhaltung unserer 
berufstätigen Jugendlichen und Kinder diese 
Leistung wert sein muß. Der Antrag wurde 
leider von der Mehrheit im Hohen Haus ab­
gelehnt. 

Die sozialistische Fraktion wird aber hier 
im Hohen Bundesrat diesem Gesetzesbeschluß 
ihre Zustimmung geben, weil damit doch eine 
ärztliche Überwachung des Gesundheitszu­
standes auf gesetzlicher Grundlage gewähr­
leistet ist. Ich möchte jedoch noch einmal 
sagen : Wir bedauern es sehr, daß diese Ge­
setzesänderung keine Verbesserung bringt und 
daß wir eine Verschlechterung zur Kenntnis 
nehmen müssen. (BeifaU bei der SPÖ.) 

Vorsitzender : Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. ­
Der Berichterstatter verzichtet auf das Schluß­
wort. 

Die Abstimmung über die beiden Gesetzes­
beschlüsse erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b stim­
mung beschließt der Bundesrat, gegen die 
beiden GesetzesbeschlÜ8se des Nationalrates k e i­
nen Einspruch zu erheben. 

13. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 13. Feber 1969 über ein Bundesgesetz, 
mit dem das Gewerbliche Selbständigen­
Krankenversicherungsgesetz neuerlich abge­
ändert wird (2. Novelle zum Gewerblichen 

Selbständigen-Krankenversicherungsgesetz) 
(188 der Beilagen) 

Vorsitzender : Wir gelangen nun zum 
13. Punkt der Tagesordnung : 2. Novelle zum 
Gewerblichen Selbständigen-Krankenversiche­
rungsgesetz. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat 
DDr. Pitschmann. Ich bitte ihn, zum Gegen­
stand zu referieren. 

Berichterstatter DDr. Pitschmann : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Herr Staats­
sekretär ! Der gegenständliche Gesetzes­
beschluß geht auf einen Initiativantrag der 
Nationalräte Kulhanek, Mayr und Genossen 
zurück. Er befaßt sich mit einer Verbesserung 
des Gewerblichen Selbständigen-Krankenver­
sicherungsgesetzes in der Form, daß vor allem 
die Ruhenstatbestände erleichtert werden, was 
künftighin eine Verhinderung von Doppel­
versicherungen bedeutet. Weiters bringt der 
Gesetzesbeschluß einige Angleichungen an das 
ASVG. und an das GSPVG. sowie einige Ver­
besserungen im Stammgesetz. Auch die Prä-

senzdiener werden bezüglich Weiterversiche­
rung und Familienversicherung bessergestellt. 

Der Ausschuß des Bundesrates für wirt­
schaftliche Angelegenheiten befaßte sich vor­
gestern mit dieser Materie und konnte weder 
dem Berichterstatter noch dem Bundesrat 
Porges eine Mehrheit geben. Es kam also kein 
Antrag zustande. 

Vorsitzender : Wir gehen in die Debatte ein. 
Zum Wort hat sich Herr Bundesrat Leichtfried 
gemeldet. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Leichtfried (SPÖ) : Herr Vor­
sitzender ! Hoher Bundesrat ! Am 14. Juli 
1966 hat der Nationalrat gegen die Stimmen der 
Sozialisten das Gewerbliche Selbständigen­
Krankenversicherungsgesetz beschlossen. Sie, 
meine Herren von der Österreichischen V olks­
partei, waren damals nicht bereit, über den von 
uns im Parlament eingebrachten Gesetzentwurf 
zur Schaffung eines bundeseinheitlichen Selb­
ständigen-Krankenversicherungogesetzes zu 
verhandeln. Ja Sie waren damals nicht einmal 
bereit, unseren Entwurf als Verhandlungs­
grundlage zu sehen oder die Alternativen und 
Abänderungsvorschläge auch nur in Betracht 
zu ziehen. 

So wie wir dieses Gesetz damals abgelehnt 
haben, weil es durch das Gesetz nicht zu einer 
großen Riskengemeinschaft aller Selbständigen 
des Gewerbes, Handels, Verkehrs und des 
Fremdenverkehrs mit erschwinglichen Bei­
trägen und ausreichenden Leistungen gekom­
men ist, lehnen wir auch die heute zur Be­
handlung stehende 2. Novelle ab, weil auch 
die 2. Novelle an den brennenden und grund­
legenden Problemen vorbeigeht. Ich darf aus 
diesem Grund namens der sozialistischen Frak­
tion des Bundesrates den Antrag stellen, 
gegen den vürliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 13. Februar 1969, betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Gewerbli­
che Selbständigen-Krankenversicherungsgesetz 
neuerlich abgeändert wird, Einspruch zu 
erheben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Als eines der wesentlichsten Probleme der ge­
werblichen Krankenversicherung möchte ich 
die notwendige Beseitigung der negativen 
Riskenauslese durch eine allumfassende obli­
gatorische Krankenversicherung nach dem 
Muster des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes bezeichnen. 

Sosehr man alle demokratischen Abstim­
mungsergebnisse respektieren und die direkte 
Demokratie auch üben soll, ist es doch verfehlt, 
Fragen der sozialen Sicherheit von Zufalls­
mehrheiten abhängig zu machen. Solche Zu­
fallsmehrheiten, die fast durchwegs nur rela­
tive, aber keine absoluten Mehrheiten darge­
stellt haben, haben viele Zehntausende Men-
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Leichtfried 
sehen um den Krankenversicherungsschutz ge- auch die Gutachten, die über eine Verwaltung 
bracht. abgegeben werden, keine Rechtfertigung be-

Dazu kommt noch, daß bei der im Jahre 1967 deuten. " 
in 788 verschiedenen Fachgruppen durch- Aber auch die weitere Feststellung Kul­
geführten Abstimmung das Ergebnis von der haneks, daß die Pensionsversicherungsanstalt 
gleichzeitig einsetzenden Gegenpropaganda we- zum Feind Nummer 1 gestempelt worden ist, 
sentlich beeinHußt worden ist. Persönlich er- weil sie auf eine Anfrage wahrheitsgetreu ge­
innere ich mich an viele Vorsprachen von antwortet hat, daß die Anstalt mit der neuen 
Selbständigen, die durch die Pro- und Kontra- Datenverarbeitungsmaschine ohne weiteres 
propaganda nicht wußten, was sie tun sollten. und billiger in der Lage sei, auch für die Kran­
Natürlich wollten sie alle den sozialen Schutz, kenkasse die Beiträge einzuheben, verdient 
aber die jahrelange Berieselung vor allem Beachtung. 
durch den Wirtschaftsbund und die zuständi. Diese Bemerkungen des Abgeordnet.en Kul­
gen Gremien hat manche Zweifel ausgelöst, hanek im Hohen Hause haben beim Wirt­
was schließlich zur Folge hatte, daß viele Ge- schaftsbund wie eine Bombe mit Spätzündung 
werbetreibende nicht abgestimmt oder sogar eingeschlagen. In einem Eigenbericht der 
gegen die Krankenversicherung gestimmt , ,Presse" wird festgestellt, daß Kulhanek in sehr 
haben. freimütiger Weise an Dinge gerührt hat, die im 

Heute erkennen die Gewerbetreibenden mehr Wirtschaftsbund und im Bereiche der Selb­
und mehr, welch große Bedeutung für sie der ständigenkrankenkasse als Tabu gelten, und 
Krankenversicherungsschutz hat. Wären man droht, daß dieser Alleingang innerhalb 

des Wirtschaftsbundes noch zu bereden sein nunmehr die Fachgruppen bereit, für eine all· 
umfassende Krankenversicherung einzu- wird. 
treten, würde das Ergebnis wesentlich anders Ja meine Herren, hier rühren wir doch an 
ausfallen. Die soziale Sicherheit geht letzten den Kem der Sache. Um einige Direktoren­
Endes alle an. Die soziale Sicherheit ist eine oder Präsidentensessel retten zu können, wird 
Frage der Gemeinschaft. die Defizitwirtschaft von Zwergorganisationen 

versteinert. ' . .  ' Eines darf ich hier deponieren. Eines Tages Es wäre nun sehr interessant, heute in die-wlrq I '�s l;licherlich zu dieser gemeinsamen sem Hohen Hause zu erfahren, ob die Vertreter soi1al�ii; Sibn�rheit kommen. So wie man die des Wirtschaftsbundes, die dem Bundesrat la.hdWfttscliaftliC;4� Zuschußrente oder die Ge- angehören, bereit sind, für die zweifellos in wetqepenslon: : Wohl ' ve�ogem, aber nicht auf· dieser Frage gesunde Meinung des Abgeord-Iililtertkorirlte,"Sd lwird'läubh hier e�nes Tages h k E f . h ." b' " , , ' ! 'i'!-t. , I . ' , j  " S ' " , ' 1  ' -1-
neten Kul ane einzutreten. s wäre ür mIC die esse,te, :  .l!llIi��ht/ d�� _ , �eg" �avon.���g.��. und meine Parteifreunde jedenfalls eine große 

J���a���p��, ;i;�tPrk��t! ��� _Ii�p.t,e:}[�r ,�a�ji��� ldp!1p'aschung, wenn sie mit der gleichen Deut­
d�;r ,.I;le�at;rv;en, : ����C;�� -qs��,s� ; . z,v-. .  , ;lia���Il ; .<l�f }�'hlWbti ',.;a��llung nehmen würden. 
Vc�J:slch�r:t�I;1i g�,�t; ,, 2:u : aU d�� Sqh�E)ng�elte� lc"" muR ,stJ:)f;r nochmals mit aller Klarheit 
ko mt noch ' ' 'däll die ewerbli6h ' Kranken: \ .,M�" ,",�j�T·t.rr,. , . . , • • 

�,=�:. ' M?ti:, �d�* . e���1��H,\,:)�r�fI�,')1��4�1: · !�:�ha�:n, ;���f�t�:� �:�:p����lt�:tz�:� Ffetp4��re;r��?*� ,  .' .�!'t��w:�rf, , .8qer, ; }I1:�,ua�I'le Ehdes, .1.i aie, . V�tfiich6'rteri: ( . :Sin�) " . Der Beweis 
tlp.f���P(�ft��:}S� ,�d ;��;ne� .. :e��?�: ,  pn��l'h��t:- tt\tft1t! list; - s�hr :;l�fehii;,�t( ��ti�gefi� ic! : ' , 
I.U.sm�ßlg honen "Verw. R.Itu. nasau . .. . fw. an .. . tt. 

. ,(1e. r. 
d. �s , ·Hm:1 '.nl\ " 'wU' l.I! .. w.\;:�i !jJ:1:1;"(H" 'gr: fur'�' ;il ·di· . �.lG 'lH.· ·am: ·< '1· 

b�: " :�ite: i b{s. ":'u\'il " 15���tchefi � '<i�i''Nö;rriäi: . 1'f e� WIr en :tJ:-alizoeuira . '. t ') ' � "':"�rj;'­
'.( ,\' PJl. , ... . } i .; < . • •  \ '  ! �,� Ilfnt 'l' t1 . . 1 ' .,: ; / :1)):  ' ; i.; ) " ;; " ]  lienv�rslQllerung ,bel den gewerblIchen Kässei\ aufwandes gleIChartIger nstItutlonen , !,��r��, �'I;<l���mtWf�Htg . ���rec1i::bJ�iir:ildt��J ;  #t�1l zu tr�aen hat . ... . , .· .. ..:.u 'lJt· , .. U · I " " · W' 'l.Uj 60 1 �" .... : ..a.' \H"h·j3.L \ : ' : . " ' :  . •  <f : . , 1 1 1 !l ' ;Ül j ';  i i.· ; . ·� ! > t '} '.! 'J · l ' � ''': ' i : :  • : ;c.unlInuel:5 '' ''vou' elilew' 111.11 JL'.l:U�e.1ul 0, �ren 
. .  ;, D�l1 H.ttITi A9geprrlA��f} ; �yl,4,a:qf=* �.�f1�l�e �� <  Betrag als bei den ASVG;�:K.aSäeri� spreeheil� 
,��se�. /z.;�app:p,.�Ilh,�pg " RQt ;/�Ei;L ���ftP�P�: ;T:mtnlemr�P.��Mi'��>i��:r8iQh.�J.'Ai�A,)lIJWA,)�em 
;der : �?��lle i iW :a:��ClilJ ;I;.�W3e �q�gjyF,qpMg fe��; ,QSKMQ>" �li!ne1fl1 �QproMn.tW�j;{\iQ���nteHi .�\l . 

�)Bei , ,aller.' , Achtung! j vQt ;·dem,).Ge:wO:fd�eu, d�JJ.T GW3amtko&te..:u ittl'�g�n;.! D� kOJJilm..t-, ,� 
vor; deJi TraditiQll; muß ich, sagen �:Es nützt, eb_ep ' '�f3zept�bMr,; 4ie Jm�t �; � e·Q�p.f�ns:P.II1){ �I$; �l'Qr 
nichtlil',;; ' Beue. ; Zeiten , bringen ' Ineue , i Pfl.iQM�n !�enhhqheJr . �st. ' ; Ahc.r �U�"' dlMt'i delJ.i'�m.·!',; WJd. 
und neue Anpassungsnotwendigkeiten,\ . ; ,  Ang' .:..�:p,eS\lI);gaa'Ufen.tlu),�te;til ; sio,dr ; lW�-, { V;�rsio)lqr��:Q. 
eine moderne., ·Yer,waltung 'l1tit EIßktrCi>J).i�; und . ben�ol:;l.kiJj�. �Il4j€ifih���aDt!i!tlljt,�1�:rl�,k(j)B�:qr 
DateIiveliM'heitung: 'brauch,t. optimal ;gJ;'oß� . �  �fJ� 'IAuf�n�h,�lWliq IlUIi i �ine!li , : .g�r�!l:gfqgigEln 
.triehe" Ich, i glall'be . inieh.t; ., daß' : ßs ·�;u :ym:�ntt- ;liQstfl�l1flQhuß.; i( : J j ! , l '; ' ' ! i i i .j;. ',-·, ( i ! , ; [ J { j ·· · d J :  n C I ; ] ,  
w0iten is1;\\- st@Ut Kulb.ß.ußk, weiter f�s� h-M, . '. '- . ,J>j�ai' Wflnjge.Pr,:aj:qW,f}j�i�ig�� JlIlf!; I�q!I'W4:r 
,,:,welln' ,he-üte :  Spesen i�st�t�m�l.lir! .':!in,d,: ,di� i si�h ßiJle ; :��forrp, " q,eJ,fl gew,{}\,pJ;i.ch,e:q., ,Mß�e.ll� 1.14011-
zw1$chen ,9. " un(b 14 P.uöz'��t dßsi i G�Iilt1m:Mqf.:� ,w{}.n4ig j§t{i fi : ; ' : i : i i : :: � 1 /  a fri i ; : ;�" ' ; ; '  ; ". 1 : ; ;'." '.1 
wandesi ; bew€:gßni, während i . vliWgl�iohb�.fe, ;In.\- ' , i " Ab�rl�UCl) rilßl' j1ll:/q�r;ßH:N(n�;�11e, ;NeIr§tiill'J1."t 
.stitlite' mu� theii !4i ' P.ro�ellt Hegtm;. )lUlI'. ,k�en! ..It.�Il1 A,1ilßQ.rup,k g�p.;t·�,Q�tft j�� \wicJi�r��ij,�ij!g��p.�ß 
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Leichtfried 
wird ' 'mn , uns entschieden a,bgelehnk Durch Bogründul'lg 

714 3 

die Anslltthmebestimmung, die im § 5 des Ge- Oie ' so�iali8ti8che Fraktion des Bundes-
sßtz�s , ei lle Erweiterung ' eJifährt. wird nicht ratcs lehnt die 2:. Novelle zum Selbständigen-
nur, zweierlei Recht 'gegenüber: anderen Kassen Krallk<" llversichorimgsgesetz insbesondere 
geschaffen, sondcl'R es wird auch ,der Grundsatz uns fo}acnden Gründen ab : ; . .  
durchbrochen, daß jeder mit seinem Einkom- 1 .  .mine LÖBUilg ' der br'ennenrlsten Pro-men , bis zu , einel1 bestimmten , Höhe für die bleme der , Selbständigen-KrrmkeirversiÄhe-
soziale Sicherheit, für seine und für die soziale rung Wird ' Diclit , vorgenommen: " , " " Sicherheit , ander,er; beizutragen hat. 

2. Die, ,Diskrepanz '�wische� , der Beitrags. Es ist einfach nicht zü' ver8tehen� 'daß bei- seite und der Leistung�seite QI�i_bt weiter be. spielsweise eine 'Witwe ' von der Pensions- stehen. ' , . . '  , , , '
,

: ' ; 
versioherungsanstalt der Arbeiter f,ür ' eine, 'ge- ' , "  " " , i " ' N ' 11' k a. , ,Der in dieser , ' Qve e verstär t, zum ringe \Vitwenpension einen' "  Krankenversiche- , : �us���� ' , ge b��p}lte., ' Subsi!iiarit�tsged�nke rung�b�itrag" v9P , 6,�() , :� � nwna�li�h .leistet . wird entschie4en' abgeJ�hJlt. i ,  " u�d weg�n dJe��r Pfli_cht;ve�icb,e�ng nach 4ßm 
MJgem�iue� ,f3��a�v�r,sicherungsgesetz. , in " der Ad 1. ,  Solche Probleme sind ' insbesondere : 
gewerb1:ichen �rank�nkasse auch dann , befreit FamIlienversicherung ' 'nM� deni ' Muster 
ist, wen�; jhr E.iI�kQmweD: ' a�> s,elbl=ltijndiger ' des ASVG.�' i : :  , :  " " " ,  c, i , c  , 
Er;werbsti\tig1teit �Ooo. S ,bi�: 6000 S , oder noch ' :Beseiii.g�ng qe� negatlve# ' ��ke���ese 
D,l�hr. be,�r,�g�. , ' \ , ' " : ' , ; : , , )  , durch eili� oblig�torisc�e; K:r�l#enyerBiche. 

Eine Riskengemeinschaft, die darin, besteht, rung ,i1a'ch; ' d�m ' Mu�t�r des '�SV�; ' : " j  
d.�� �� ��P,ll� ��r I u��I,�B��n��g, �0'erb8. ' , A�: : �� \ .Es j l '�i d�r,a�f, � , V:�l!wie$en'; , daß tatlgen' Rlsken fur , Angeliong;e der G:�ppe bei den Ve:tl�cherte� ' . , nfllch dc;l;Ql" , Ge-WE>rb­der' , sMDstähillg ; E�werbB�fiigen �be;rni:m;int, ' : :  lichen" Sel���äqdig�D,.:&:J;��nve�ichßrungB­katiD ' iwea�r �18 ' gerecht I noc!i', ar�', 'smnvolf '  be- ,' : : gese��! ; �AA j da.-: ;aeitra.gsseite�: , ,�iu.�; , höhere zeichI1ei- ' werden. ' : 'Efue . '�oi�h�; " Risk��ekein.. ��4Btf>Elitr�gsg:pI,ndlti\oge ,8Qwie, ,mn , hi)herer �chaft: 'lhuß msbesona�n;" daAA :ap'g�.Ie4ri� : �er- ' "  Beiif8.g�s!J-t� , \v.Qm�eh�n. i,at;; . �u� : :  4er :  ; Lei­deii� " wenu sie, d�zu., �iillrt, daß eln,�f�ei�s' ,die , . :�tun��it�: j�flpcb, :7;l.ln;l; , , J3.eispiel , eine" ;Fa­�h#,� '-w�it�r�s : �umu��,#�tl :ß,�i��ä�� � ����'.:ge- : cmiliEm:v�rlri(l�ef.-qpg . : ;Aur , 4a,Il� ':'., v,Qfgßsehen leiet�t , �e�4��; " ��4�rer��'��: la�;er. : ,f1111�\ f1'P;qe�s i ,  ,�s�,: ,

'
, ;w.epp " l1jefm-; E(i.t;l) : :g�se�zlich�rl :ßeitrag 

s�fU���rl�rte, }*e��p�?,��ff.��I?;P}�i ,�� a�p:- }el- " ge�ej�t�p wir4!; �e��r.s, da� <lie ,;V�fsic�erten 
�tungen '4���:n�e�?��1?:. ,��1 · ; , , ; ; '; , , : 1  ,: , ' , , nach dem :qS�y;{t;.ie���A K,.Oj:l�e�!lol).�ell . :von 
, , , ,Alle ' :  di� :�V:Wl �ir , ��fgez�ig1;�n. :, �n.gel., j jns-. 20 l?J;ozent zu tragen haben und die Rezept-
be,son4��� �,er: V.m�t,�d,,��;Qje �,:we� ��l���lel ' g�b�hl-J$ S�J.e I 'V �r��fu:ei1i�n! ' ,�etr�s,1i� ' !,�1i1ch 
pps�ti va. , ,Lö.s�n.gsv91,.�qpl�ge; : ent4äl�; " lln,d,  " die " , 1>ezÜg�{c�. : ' d��, ! I\.���', ';:��di ' '�e��a���,�;tJfe,nt­weUerhin , ,bestl!q�p.A� I)il3�fep�I,1Z : : �wi�chen " halte$ sind ' die , Versicherten nac)i i dem 
B,eitrags� ,  . �Ild: ,I��i�Wng�Beite" ;Ul1,q. i S,clWeijp.ch , : �*vq:i; ,':�i#�eH�i�. i . '�cpiei9�te.r g,es����: : :'als der Umstf\�d, daß , <;lUI;ch di�·.�9V�1.1:�i, 4�1" _ ßub- , , : we Vyr�,'1�f��� , nac:h ({em ASY�1.; : : , ! ! , sidia:ritätsgedB.;Ilke , , r�fStQJr�t. ',zum" 4USPIluck • .  ' ,Vo� ,  dßW So�,alli!ten " wirq �aQl1!; ,m� , , yor 
gehracp'�; ,wirp-" y�rlanl���:p. �l,l,S,; ; q,e �V,9;rl�ge ': - . : die, l\([��lltu.ng.i ;V;er��t�rh , id:;t.ß; ::r;lUli dwch die J'l?�:ul�p.Hep" UJlp. , g�geI\' J��s :G,��et� ;  ,Ei�sp�uch " ' . ,Ei1Jbfilzj�h�W,g) . �'}ßf :, :�n��t�ndj.gc , . ;�,nve�bs. �u ; efh.��h:eA�" , (ßeiff!<ll;l�e'(�f(r. !S:P;IJ.,�}" ; f ' ,, ,  ; , ,\ ! '  :t�tig�9r 'J,;(Qe;w�rbßt) I;I�n<l�l� ,; ,Yer�hti" In. 

Vorsitzender: Ich ersuche aehrH�ri'n'SehI'ift- . "  dq�tr�� ) 'Ilm:} , ;F,w'Jl}.��n'Vß,rlte4f.) ��n�-" ß'qhte 
führer� diesen dAa.ttag , samt Beg'uünduhg zu Riskengemeins�A��t; gElS,Cl)�reen.1 we.I:Q.en J�timn . 
,V'erlesen • .!:  ,.l ; 1 " , : : ,  , l ;  ; � "  r i ;! " I ' r ' :  ; i' : � , ! : ;: ; : , , un<;t . � !, Wl1h ,jn.l : ;  w�se�L Zp.aa:rp:r;t;l;e.nhang 
, ' 'S�htif�führet ; Kaäpar,!' ; . ' " ; ) , � '. , : , .  i " , ';' ,\ 'J " . ein�: ) �p,Q.eruf1g! � ,d.,r i ,:Pi&�r�p�� ���Qhe� 

c ' , '  ' i , ; : 1 '  , ' ; ; " ' )\: \: " ' ! ' , r ; : : ; � ' ; : I ; / " deJT,'J3f)Jt:rags., : u;n.d ,d<n: , , �eJstu�gsse�t,� ·,er 
" , ; : ; ,  : i J ,  , : , : " : : :: P l �;�� t � !  , - ' : ; : " " ' ; ,' ' Ö  " ,jQlg4,'1�, kAA:r;l' ; '.' ; ; i : : ' , " , ,', , ' , ; ,  , : ,' , I \ i " " ;  

der Bundesräte Lei�htfri?d und �enos,sen , : ! Ad 3 verweist die sozialistisch\" ,  Eraktion betreffend'; elnen,fBinsptildh :g�g�n:\tlen '�Ge- ; " M&< Buridesrates daraUf,;. daß ,naeh i i :dem setzeshegc�lu� d.es ', �,a;tio'nall'at�s; i " � : : : : ; , 1 
, ' ,ASVG., ;;der : :Grundsatz.,< daß, " jeder! Tatbe-

De'r Bundestat' ! Wölle' beschIi6ßeft ';' i, . '  J " , , , ' stand; : der ' eine, Pflichtversiolierung, 'auslöst, 
, .Geä�n d�n Ge�dtz��b�schruIt �l��}r aiiouai- : diesedmch ; daim 3iuslöst" i wenn er in-, einer , r�te/�Tom 13: '2. 196f ·h�tr�ffend eh (Bün.(le�- " Person mehrfach gegebe'n! ist� , :  , :Das,p ,be­

' :aesetz ; .'mit dem : (bis
'
: G�#erblil:hf/iSemstitn- , , detitetl " dall: , hei , Mehrheschäftigung, jedes 

di()·en.iGri.i1k�nvetSicli�rrir\.g�J�setz ; ':he�krii'(Jh . , einzelne BeschäftigungsverlHiltnis die Ptlicht-o , 0 
h ' abgeii.ndert : ,w.i\J:d� . (2� ; ,N ov�le;i zmn . Gewerh- , : " ; 'Versicherung , bewirkt und" daß daHer ' aue 

lichen . SelbstliIndig+>wKrankeüversiclierungs- ,' : " 'die , Besohäftigung, , :eines : Pensionisten " :yer­
, goseN>;). wird gt;miiß , Artil<öL 42 , AhN; ' 2 , 'sicherungsp:fliclitigd8t� ,und zwal:' ohne Rlick-

R· VG. EiilKptuch l�rhohüJL ' sicht da.rauf, ob der Pensionist Hehon 'auf 
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Kaspar 

Grund seines Pensionsbezuges krankenver­
sichert ist. Die sozialistische Fraktion des 
Bundesrates ist der Meinung, daß dieser 
Grundsatz auch in der Krankenversicherung 
seine Berechtigung hat. Wenn jemand, 
der in e i n e m  Beschäftigungsverhältnis steht, 
Krankenversicherungsbeiträge bis zu einer 
Höchstbeitragsgrundlage von 4050 S monat­
lich entrichten muß (geltende Rechtslage},  
so ist es nur allzu verständlich, daß dies 
auch für denjenigen zu gelten hat, der die 
4050 S aus zwei oder mehreren Beschäfti­
gungsverhältnissen erzielt. Im ASVG. ist 
auch eine diesbezügliche Regelung vor­
gesehen. Auf dem Gebiet der Sozialver­
sicherung der Selbständigen wurde nun das 
sogenannte Subsidiaritätsprinzip eingeführt, 
und dieses Prinzip wird durch die vorlie­
gende Novelle nur noch verstärkt. Dieses 
Prinzip besagt grundsätzlich, daß derjenige, 
der schon in der Unselbständigenversiche­
rung versicherungspflichtig ist, nicht einer 
Versicherungspflicht nach der Selbständigen­
versicherung unterliegen soll. 

Um zu illustrieren, welche negativen 
Auswirkungen eine solche Regelung auf­
weist, verweisen die sozialistischen Bundes­
räte nur auf folgende Beispiele (ein Beispiel 
aus der Pensionsversicherung unter Zu­
grundelegung der geltenden Rechtslage [§ 3 
Abs. 1 Z. 5 GSPVG.] und ein Beispiel aus 
der Krankenversicherung unter Beachtung 
der 2. Novelle zum GSKVG.) :  

Ein selbständig erwerbstätiger Kaufmann, 
der aus dieser Tätigkeit ein monatliches 
Einkommen von 5000 S bezieht, der aber 
nebenbei zum Beispiel als Stundenbuch­
halter in einem anderen Betrieb als Un­
selbständiger tätig ist und dort ein Ein­
kommen von 1000 S pro Monat erzielt, 
ist als unselbständig Erwerbstätiger in der 
Pensionsversicherung nach dem ASVG. ver­
sichert. Damit ist die Sicherung seiner 
Existenz im Alter lediglich mit einem Be­
trag von 1000 S gesichert. 

Auch in der Krankenversicherung ist 
dieses Subsidiaritätsprinzip, wie die so­
zialistische Fraktion schon wiederholt be­
tont hat, abzulehnen ; daher auch eine Aus­
dehnung desselben, wie sie durch die Ab­
änderung des § 5 Abs. 1 Z. 1 des GSKVG. 
im Rahmen des im Nationalrat einge­
brachten ÖVP-lnitiativantrages 77/A vor­
gesehen ist. Danach soll die Pilichtver­
sicherung nach dem GSKVG. nicht nur 
dann ruhen, wenn die betreffende Person 
nach dem ASVG. auf Grund einer Erwerbs­
tätigkeit pflichtversichert ist, sondern auch 
dann, wenn die Pilichtversicherung nach 
dem ASVG. auf einem Pensionsbezug be­
ruht. 

Dazu ein Beispiel : Eine Witwe bezieht 
eine an sich geringfügige Witwenpension 
und erbringt dafür in der Krankenver­
sicherung der Pensionisten den Mindest­
beitrag von 6,80 S. Sie betreibt aber, 
da sie von der Pension allein nicht leben 
kann, ein mehr oder weniger gut gehendes 
Geschäft in der Papier- oder Lebensmittel­
branche. Sie wird natürlich aus der ASVG.­
Krankenversicherung die wertvollen Sach­
leistungen in Anspruch nehmen, deren Ko­
sten mit dem Beitrag von 6,80 S bei weitem 
nicht gedeckt sind. 

In der Krankenversicherung bedeutet 
dieser Grundsatz, daß in dem oben auf­
gezeigten Fall der betreffenden Person zwar 
keine Leistungsrechte entgehen, jedoch die 
Gesamteinrichtung Krankenversicherung auf 
Beiträge verzichtet, die angesichts des Ge­
samteinkommens der betreffenden Person 
nur allzu gerechtfertigt wären. 

Die sozialistische Fraktion des Bundes­
rates ist der Auffassung, daß der Sub­
sidiaritätsgedanke eine falsche Vorstellung 
einer Riskengemeinschaft vor Augen hat. 
Von einer Riskengemeinschaft kann nach 
Auffassung der sozialistischen Bundesrats­
fraktion nur dann gesprochen werden, wenn 
Mitglieder einer gleichartigen Gesellschafts­
gruppe diese Risken aufeinander aufteilen. 
Eine Riskengemeinschaft, die darin be­
steht, daß zum Beispiel die Gruppe der un­
selbständig Erwerbstätigen Risken für An­
gehörige der Gruppe der selbständig Er­
werbstätigen übernimmt, kann als nicht 
sinnvoll betrachtet werden. Eine solche 
Riskengemeinschaft muß insbesondere dann 
abgelehnt werden, wenn sie dazu führt, 
daß einerseits die ohne weiteres zumut­
baren Beiträge nicht geleistet werden, an­
dererseits aber eine anders strukturierte 
Gesellschaftsgruppe zu den Leistungen her­
angezogen wird. 

Aus allen diesen Gründen ist die so­
zialistische Fraktion des Bundesrates nicht 
in der Lage, diesem Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates zuzustimmen, und beantragt 
daher, einen Einspruch zu beschließen. 

Vorsitzender: Der Antrag der Bundesräte 
Leichtfried und Genossen, gegen den vor­
liegenden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
Einspruch zu erheben, ist genügend unter­
stützt und steht demnach zur Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Römer. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Römer (ÖVP) : Hoher Bundesrat ! 
Herr Staatssekretär ! Meine Damen und Her­
ren ! Aus den Ausführungen des Herrn Kollegen 
Leichtfried bin ich mir nicht klargeworden, 

274. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)22 von 49

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 274. Sitzung - 1 4. März 1969 714:5 

Römer 

ob er hier für eine zukünftige Wählerversamm- minister Grete Rehor eine Novelle zum Ge­
lung geübt hat oder ob es - wie er dann gesagt werblichen Selbständigen-Pensionsversiche­
hat - die Sorgen unserer Abgeordneten und rungsgesetz in Aussicht stellte. Wer Grete 
im besonderen die des Wirtschaftsbundes Rehor kennt, weiß, daß das für diese Frau keine 
waren. Ich nehme an, daß es der letztere Be- leere Redensart, sondern ein Herzensbedürfnis 
weggrund war, denn seine Ausführungen sind ist. Auch in dieser Frage muß alles organisch 
ansonsten immer sehr sachlich. Ich darf ihm wachsen und zum richtigen Zeitpunkt hervor­
daher sagen : Er braucht weder um unseren kommen. (Bundesrat Dr. Skotton: Wenn es 
Freund Kulhanek noch um irgendeinen ande- der W ithalm erlaubt !) Bitte, bei uns ist es 
ren Abgeordneten der Österreichischen Volks- nicht so mit dem Erlaubtwerden (ironische 
partei Sorge zu haben (Bundesrat Porges : Heiterkeit bei der Sp(J) , Sie reden aus Ihrer 
Hat er auch nicht I} , denn bei uns gilt noch der Erfahrung. Bei uns darf er, wie ich Ihnen 
Grundsatz, daß man eine eigene Meinung haben gesagt habe, eine eigene Meinung haben. 
kann, diese eigene Meinung auch vertreten (Bundesrat Porges :  Freie Abstimmung !) 
kann und daß sie auch respektiert wird. Wir Nein, nein. 
sind nicht an Parteilinien gebunden. (Leb- Darf ich nun namens meiner Partei fest­
hafter BeifaD, bei der Ö VP. - Bundesrat Franz stellen, daß die zur Debatte stehende 2. Novelle 
Mager: Werdet ihr es beim Pifft auch so auf einen Antrag von Abgeordneten der Öster­
machen ? - Ruf bei der 0 V P: Wie beim Singer I) reichischen Volkspartei zurückzuführen ist. 
Ja. Wenn der Kollege Leichtfried Angst hat, Diese Novelle betrifft verschiedene Änderungen 
daß diese Spätzünderbombe - wie er sich aus- und Verbesserungen. Außer mehreren Anglei­
gedrückt hat - irgendwie . . .  (Bundesrat chungen an Regelungen des ASVG. und 
Leichtfried :  "Die Presse" hat das geschrie- GSPVG. beseitigt sie die Härten bei den 
ben l) Ja, aber da der Herr Kollege das Krankenversicherungsbeiträgen der Pensio­
übernommen hat, identifiziert er sich damit. nisten. Weiters bringt diese Novelle Verbess6-

Wir hätten seinerzeit auch Angst haben rungen am Stammgesetz und im Zusammen­
können, als Hillegeist, ein sachlicher Mann, hang mit diesen Verbesserungen eine Verwal­
der sich immer klar war, daß das Deckungs- tungsvereinfachung. Von wesentlicher Be­
prinzip zu gelten hat . . .  (Bundesrat Porges : deutung ist eine Neuregelung der Ruhens­
Jetzt, weiZ er nicht mehr aktiv ist !) Nein, bestimmungen. Es bleiben trotz dieser Verbes­
immer ! Hillegeist zählt zu denen, die Verant- serungen noch viele Härten gegenüber anderen 
wortungsbewußtsein gezeigt haben und die Krankenkassen bestehen. 
sich darüber klar waren, daß die Bedeckungs- Unser Kollege Kulhanek verwies in seinen 
frage das wichtigste ist. (Bundesrat Schweda: Ausführungen darauf, daß der Unterschied in 
PoZitische Lobreden können Sie 8prechen ! - der Höhe der Beitragsleistungen zwischen den 
Bundesrat Dr. Bkotton :  Er wird dock eine Kassen der Selbständigen und Unselbständigen 
eigene Meinung haben dürfen !) Ja, sehen Sie l darin liegt, daß die Selbständigen für die 
Wir haben ihm das nicht zum Vorwurf ge- ä.rztlichen Leistungen wesentlich mehr be­
macht, aber Sie uns ! zahlen. Auch hier würdigen und schätzen wir 

Wenn wir eine Zeit zurückgehen _ es ist so die Arbeiten eines selbständigen Arztes. 

schön, wenn einem lange Reden aufgesetzt Ebenso ist unbestritten, daß bei den Ge­
werden -, so erinnere ich mich noch, als die bietskrankenkassen das Leistungssystem mit 
Frage Altersversicherung schon vor J ahr- beitragsfreien Familienversicherungen und 
zehnten zur Debatte gestanden ist und be- Taggeldern besser ist. 
sonders als Raab als Kammerpräsident den Meine Damen und Herren ! Ich darf zum 
Vorschlag gemacht hat, die 30 S freiwillig zu Schluß noch feststellen - ich könnte ja auf 
bezahlen. War da der Österreichische Wirt- eine Unterhaltung und Unterredung verweisen : 
schaftsbund dagegen, oder war der Bund bitte, hier ist dieses Schriftstück der "Kranken­
irgendeiner anderen Partei dagegen � (Bundes- kasse der Kaufmannschaft" -, daß der Herr 
rat Porges :  Wir waren dagegen, weil wir Kommerzialrat Bruno Czermak, Obmann­
keine Almosen wollten I Natürlich waren wir stellvertreter der Sektion Handel des "Freien 
dagegen I) Ach so ! (Bundesrat Porges : Ihr Wirtschaftsverbandes" der SPÖ, anläßlich 
habt uns nur einen Bettel geben wollen !) Es ist einer Debatte sagte : "Das hat sicherlich mit 
damals gar nicht um den Bettel gegangen ! ideologischen Dingen nichts zu tun. Ich möchte 

Ich darf aber noch feststellen : Wenn man noch hinzufügen, daß ich glaube, daß unsere 
schon die Rede des Kollegen Kulhanek zitiert Kasse für die einzelnen Mitglieder viel billiger 
und wenn man sich das heraussucht, was gut und günstiger ist." 
ist, dann möchte ich sagen, daß auch dem par- Wir würden hier in eine Debatte kommen, 
lamentarischen Protokoll zu entnehmen ist, bei der ich Ihnen sehr viel widerlegen könnte, 
daß im Zuge dieser Debatte Frau Bundes- aber es ist schade, hier unnötig zu debattieren. 
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Römer 

Ich darf namens meiner Partei den Ant r a g  
stellen, daß wir dieser Novelle die Zustimmung 
geben, und meine Partei beauftragt mich 
vorzuschlagen : 

Der Bundesrat wolle beschließen : 
Gegen den Gesetzesbeschluß des National­

rates vom 13. Feber 1969, betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Gewerbliche 
Selbständigen - Krankenversicherungsgesetz 
neuerlich abgeändert wird, wird kein E i n-

""""� ·a.pi'l1 .... erhoben. 
(Beifall bei der Ov P.) 

Vorsitzender : Der Antrag des Bundesrates 
Römer und Genossen, gegen den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben, ist genügend unter­
stützt und steht demnach zur Verhandlung. 

Zum Wort hat sich niemand mehr gemeldet. 
Die Debatte ist geschlossen. Wünscht der Herr 
Berichterstatter das Schlußwort � - Es ist 
dies nicht der Fall. 

' 

Es liegt mir sowohl ein Antrag vor, gegen den 
vorliegenden Gesetzesbeschluß Einspruch zu 
erheben, als auch einer, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Ich werde zunächst über den Antrag, Ein­
spruch zu . erheben, abstimmen lassen. Falls 
sich kein Widerspruch erhebt, lasse ich über 

. diesen Antrag samt seiner Begründung unter 
einem abstimmen. - Es ist dies nicht der Fall. 

Ich bitte da.her jene Damen und Herren, die 
dem Antrag der Bundesräte Leichtfried und 
Genossen ihre Zustimmung geben, gegen den 
vorliegenden Gesetzesbeschluß des National­
rates mit der vorgeschlagenen Begründung 
Einspruch zu erheben, um ein Händezeichen. -
Das ist die Minder hei  t. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den Antrag der Bundesräte Römer und 
Genossen, gegen den vorliegenden Gesetzes­
beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben. 

Ich ersuche daher jene Damen und Herren, 
die diesem Antrag, keinen Einspruch zu er­
heben, ihre Zustimmung geben, um ein Hände­
zeichen. - Dies ist die Mehrheit. Der 
Antrag des Bundesrates Römer und Genossen 
ist angen o m me n. (Bunde8rat Porges:  Mehr­
heit um eine Stimme 1 - Bundesrat Dr. Gasper­
sohitz : Die Mehrheit i8t Mehrheit I) 

14. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 13. Feber 1969, betreffend ein Bundes­
gesetz, wirksam für das Land Steiermark, 
über die Organisation der öffentlichen land- und 
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen 
und die BerufsschuIpfticht (Steiermärkisches 
Landwirtschaftliches Schulgesetz 1968) (189 der 

Beilagen) 

Vorsitzender : Wir gelangen nun zum 
14. Punkt der Tagesordnung : Steiermärkisches 
Landwirtschaftliches Schulgesetz 196&. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
.Brandl. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
referieren. 

Berichterstatter BrandI : Hoher Bundesrat ! 
Die landwirtschaftliche Schulgesetzgebung 
wurde im Zuge der Neuregelung der Schul­
reform vom Jahre 1962 ausgeklammert. Das 
im Jahre 1965 dem Nationalrat vorgelegte 
Schulgesetzprogramm auf dem Gebiete des 
land- und forstwirtschaftlichen Schulwesens 
konnte auch keiner Beschlußfassung zugeführt 
werden. 

Der Steiermärkische Landtag hat am 4. Juli 
1967 ein Gesetz über die Organisation der 
öffentlichen land- und forstwirtschaftlichen 
Berufsfachschulen und die Berufsschulpflicht 
beschlossen. Diesem Gesetz kommt die Be­
deutung eines Initiativgesetzes zu. 

Nach § 42 des Verfa$sungs-tJbergangsgesetzes 
vom Jahre 1920, der für den Bereich des land­
und forstwirtschaftlichen . Schulwesens noch in 
Geltung ist, kann die Regelung solcher Materien 
nur im Wege sogenannter paktierter Gesetze 
erfolgen, das heißt Nationalrat und Landtag 
beschließen gleichlautende Gesetze. 

Nach durchgeführten Besprec!.tungen zwi­
schen dem Bundesministerium für Land- und 
Forst,wirtschaft einerseits und dem Amte der 
Steiermärkischen Landesregierung andererseits 
wurde nun als Ergebnis dem Parlament der 
Entwurf eines Bundesgesetzes vorgelegt. In 
diesem Gesetz wird die Erfassung aller in der 
Landwirtschaft tätigen Jugendlichen für die 
schulische Ausbildung und die Koordinierung 
des Lehrstoffes zwischen der Pßichtberufs- ' 
schule und der freiwilligen Fachschule fest­
gelegt. 

Das Gesetz gliedert sich in vier Teile. Im ersten 
Teil werden in 13 Paragraphen allgemeine 
Bestimmungen, im zweiten Teil in 8 Para.­
graphen Bestimmungen über die landwirt­
schaftliche Berufsschule, im dritten Teil in 
5 Paragraphen Normen über die landwirt­
schaftliche Fachschule und im letzten Teil in 
4 Paragraphen die Straf- und Schlußbedin­
gungen festgelegt. 

Im Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
des Nationalrates wurden zu den §§ 1, 4, 12, 16, 
18 und 24 Abänderungen empfohlen. Der 
Nationalrat hat dem Steiermärkischen Land· 
wirtschaftlichen Schulgesetz in seiner Sitzung 
vom 13. Februar 1969 mit den Abänderungen 
zu den §§ 1, 4, 12, 16, 18 und 24 mit Mehrheit 
die Zustimmung gegeben. 

Der Ausschuß des Bundesrates für wirtschaft­
liche Angelegenheiten hat in seiner Sitzung 
vom 12. März das Gesetz beraten. Es konnte 
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Novak 

gebung könnte zugleich das einzige bleiben, 
wenn die ÖVP und da vor allem die Bauern­
bundabgeordneten den niederösterreichischen 
ÖAAB dazu brächten, in Durchführung der 
Schulgesetze bei Lehrerernennungen und 
Postenvergebungen die demokratischen Grund­
regeln auch in Niederösterreich zu beachten. 
(Bundesrat Franz M ayer: Bie brauchten nur 
einmal selbständig zu werden ! Nicht daß sie 
der OAAB bei der Hand nimmt ! - Bundesrat 
Dr. Gasperschitz: Wir nehmen Bie in den 
OAAB auf, damit wir stärker werden !) Wenn 
dies gelänge, wäre der Weg zu einer bundes­
einheitlichen Regelung frei. Vielleicht erkennt 
auch die niederösterreichische Wählerschaft 
im Herbst 1969, daß auch ihr Stimmzettel 
mit dazu beiträ.gt, in Niederösterreich demo­
kratische Verhä.ltnisse zu schaffen. (Beifall 
bei der BP(j.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich noch Herr 
Bundesrat Dr. Dipl.-Ing. Eberdorfer gemeldet. 
Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Dr. Dipl.-Ing. Eberdorfer (ÖVP) : 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender ! Hohes Haus ! 
Meino Damen und Herren ! Wenn man über 
das Steiermärkische Landwirtschaftliche Schul­
gesetz heute spricht, so, glaube ich, ist es not­
wendig, auch eingangs mit einigen Worten 
auf die Situation in der Landwirtschaft und 
a.uf die Situation, auf die dieses Schulgeaetz 
trifft, einzugehen. 

Wir wissen alle, daß die bäuerliche Bevölke­
rung heute noch mit historisch bedingten 
Betriebsstrukturen zu kämpfen hat, daß der 
Übergang von der Haus- und Selbstversorger­
wirtschaft in die moderne Industriegesell­
schaft, in die moderne produktionsorientierte 
Marktwirtschaft mit einer Reihe von Schwie­
rigkeiten verbunden ist, zu deren Bewältigung 
Zeiträume erforderlich sind, die einfach in 
das allgemeine Tempo der gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Entwicklung nicht hin­
einzupassen scheinen. 

Wir wissen, daß heute die Landwirtschaft 
in einer Preis-Kostenschere steht, die sich 
seit 1958 etwa um 26 Prozent verschlech­
tert hat. Die Einkommensdisparität beträgt 
zwischen 40 und 50 Prozent. Die Abwanderung, 
meine Damen und Herren - hier macht sich 
der Strukturwandel, glaube ich, am aller­
dramatischesten bemerkbar -, betrug allein 
von 1951 bis 1967 345.000 Menschen ; nicht 
alte, nicht arbeitsunfähige, sondern junge, 
fähige und kräftige Menschen sind von der 
Landwirtschaft in die Industrie abgewandert 
und haben dort ihre Arbeitskraft zur Ver­
fügung gestellt. 

Dem · Grünen Bericht des letzten Jahres ist 
zu entnehmen, daß in den letzten fünf Jahren 
allein die Zahl der beschäftigten Jugendlichen 

unter 18 Jahren in der Landwirtschaft um 
48 Prozent zurückgegangen ist. Die landwirt­
schaftliche Schulstatistik des letzten Jahres 
weist im Vergleich zu 1957 nur mehr 23 Pro­
zent der damals in den Fortbildungs- und 
Berufsschulen erfaßten Jugendlichen auf. 

Es ist sicher, daß man nun heute sagen 
kann : Ja, das ist Strukturänderung, hier 
würde eben eine Entwicklung eingeleitet, 
der Hilfsarbeiter, der ungelernte Arbeiter, 
gehöre der Vergangenheit an, und diese Ab­
wanderung sei vernünftig. Aber daß damit 
viele Probleme verbunden sind, wie etwa die 
zunehmende überalterung unserer Be­
völkerung, daß damit auch in weiten Kreisen 
der von dieser Strukturveränderung betrof­
fenen Teile der bäuerlichen Bevölkerung ein 
Unbehagen, eine Unsicherheit Platz greift, 
das muß wohl allen verständlich sein, die 
einigermaßen objektiv und sachlich von der 
Landwirtschaft, vom bäuerlichen Berufsstand 
reden. 

In diese Situation gestellt, scheint uns nun 
neben anderen Hilfen öffentlicher und auch 
privater Natur die Bildungsfrage eine Schlüs­
selstellung einzunehmen. Nur aus Hochmut, 
Unwissenheit oder Dummheit konnte jemals 
die Meinung entstehen, daß als Bauer 
der Dümmste gut genug sei. War es früher 
möglich, einen Hof mit Fleiß, Genügsamkeit, 
Sparsamkeit, mit dem überlieferten Wissen 
und Können der Väter zu halten und zu 
bewirtschaften, 80 sind heute - und zu­
nehmend in Zukunft - Kenntnisse erforder­
lich, die nur durch eine systematische, plan­
mäßige Schulbildung erworben werden können. 
Wer als Bauer und Bäuerin oder auch als 
land- und forstwirtschaftlicher Facharbeiter, 
als Spezialist heute und auch Ende des 
20. Jahrhunderts bestehen will, der muß 
Biologie, Chemie, Technik, Betriebswirtschaft, 
Marktlehre, Soziologie und eine Reihe anderer 
Fachgebiete verstehen und anzuwenden wissen. 

Die Forderung, daß jeder Hofübernehmer 
ein Fachschulabsolvent sein sollte, ist eine 
Selbstverständlichkeit. Das gleiche gilt für 
die Bäuerin, für den landwirtschaftlichen 
Facharbeiter. Es sind daher, meine Damen 
und Herren, Berufsschulen und Fachschulen 
die wichtigsten Einrichtungen für die Aus­
bildung von Burschen und Mädchen, die 
praktisch in den landwirtschaftlichen Berufen 
tätig sein werden. 

Nun ganz kurz zur gesetzlichen Situation, 
die mein verehrter Herr Vorredner schon 
in einigen Punkten angezogen hat. 

Es gibt viele Gesetze, die der Wirklichkeit 
voraus sind. Es gibt aber auch die um­
gekehrte Erscheinung, nämlich Tatsachen und 
Wirklichkeiten, die einer gesetzlichen Regelung 
weit voraus sind. Vor mehr als 100 Jahren 
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wurden die ersten landwirtschaftlichen Fach­
schulen gegründet, und heute erst behandeln 
wir den Anfang zu einer modernen gesetz­
lichen Regelung, die längst fällig gewesen 
wäre. 

Ich darf darauf hinweisen, daß nach § 42 
des Verfassungs-übergangsgesetzes aus dem 
Jahre 1920 eine verfassungsrechtliche Rege­
lung auf dem Gebiet des Schulwesens nur 
durch paktierte Gesetze möglich war. Die 
Schulgesetze 1962 bringen eine solche ver­
fassungsmäßige Regelung für die allgemein­
bildenden, für die technischen und kaufmän­
nischen Schulen, nicht aber für die landwirt­
schaftlichen Schulen. Die Gründe hat mein 
Vorredner hier schon angeführt ; ich habe dem 
nichts hinzuzufügen. 

Es wurde dann in beispielhafter Zusammen­
arbeit der Länder - aller Bundesländer, darf 
ich hier besonders bemerken - mit dem 
Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft das landwirtschaftliche Schulgesetz­
programm erarbeitet, das 1965 dem Nationalrat 
vorgelegt wurde. Eine Verabschiedung war 
aber nicht möglich, weil die Zustimmung 
von der Sozialistisohen Partei, die wegen der 
Verfassungsbestimmungen erforderlich gewe­
sen wäre, verweigert wurde. 

Die heutige Vorlage bringt als paktiertes 
Gesetz nur für das Land Steiermark eine zeit­
gemäße gesetzliche Regelung für die Organi­
sation der landwirtschaftliohen Berufs- und 
Fachschulen. Der Inhalt dieses Gesetzes 
wurde vom Herrn Berichterstatter schon 
dargestellt. Ich darf nur besonders betonen, 
daß einer der wesentlichen Punkte die Ein­
führung der Berufsschulpflicht für alle haupt­
beruflich in der Land- und Forstwirtschaft 
tätigen Jugendlichen ist. 

Ich darf hier auch gleich mit einHechten, 
daß diese hauptberuflich Tätigen zum über­
wiegenden Teil die Bauernsöhne und -töchter 
der Selbständigen sind, weil ja � ich habe 
das auch in meiner früheren Statistik schon 
aufgezeigt - die Zahl der unselbständig 
Tätigen vor allem in der Landwirtschaft von 
einem, ich möchte fast sagen, katastrophalen 
Rückgang betroffen ist und man nicht weiß, 
wo diese Entwicklung überhaupt enden wird. 

Weitere Bestimmungen dieses Schulgesetzes 
betreffen den Lehrstoff, das Stundenausmaß, 
die Bildungsziele, die Organisationsform, die 
Aufnahmebedingungen, den Unterricht und 
so weiter. Besonders darf ich darauf hinweisen, 
daß in dieser Vorlage eine Abstimmung der 
Lehrpläne zwischen Berufs- und Fachschule 
gegeben ist sowie die Möglichkeit, das zweite 
Berufschuljahr durch das erste Fachschuljahr 
zu ersetzen. Ein Zusammenhang hinsichtlich 
Systematik und Abstimmung mit den nicht-

landwirtschaftlichen Bundesschulgesetzen ist 
gegeben. 

Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! Sosehr wir Steirer zufrieden sein 
könnten, endlich nach einem langen, mühe­
vollen Weg ein land- und forstwirtschaftliches 
Schulorganisationsgesetz zu erhalten, darf doch 
nicht übersehen werden, daß das Ziel einer 
verfassungsmäßigen bundeseinheitlichen Rege­
lung, die von allen Bundesländern gewünscht 
und angestrebt wurde, nicht zu erreichen war. 
Ich darf hier auf die Stellungnahme der 
Kärntner Landesregierung verweisen ; auch 
Kärnten, das in seiner Mehrheit nicht unserer 
Fraktion angehört, hat diese bundeseinheit­
liche Regelung in dieser Stellungnahme ver­
langt und es bedauert, daß sie nicht Platz 
greifen konnte. Dieses Ziel einer bundes­
einheitlichen Regelung wurde also nicht er­
reicht, und damit sind eine Reihe von Nach­
teilen entstanden, die nicht wiedergutzu­
machen sind und deren Folgen - das möchte 
ich hier ausdrücklich feststellen - nicht allein 
die Landwirtschaft zu tragen haben wird. 

Ich darf hier ganz klar und eindeutig auch 
feststellen, daß dafür Sie, meine sehr geehrten 
Damen und Herren von der Sozialistischen 
Partei, Schuld und Verantwortung tragen 
beziehungsweise übernehmen. ( Bunde8'l'at 
Leichtfried: Die niederösterreicki8che Ov P 
trägt die Sckuld und die V erantworlung, nickt 
wir ! - Bundesrat Franz M ayer: Machen 
Sie es sick nicht so leicht, Herr Kollege !) Herr 
Kollege Leichtfried t Es geht hier um das 
land- und forstwirtschaftliehe Schulgesetz. 
Darum sind an Sie die Aufforderung und die 
Bitte um Zustimmung ergangen. Ich kenne 
das Argument . . .  (Bundesrat N ovak: Wenn 
ihr unsere Zustimmung wollt, dann bringt 
die Niederösterreicher so weit, daß sie auf 
diesem Gebiet die demokratischen Grundregeln 
beachten ! Dann ist der Weg frei !) Das scheint 
mir irgendwie mit Sippenhaftung zu tun zu 
haben. (Zustimmung und Heiterkeit bei . der 
O VP. - Bundesrat Novak: Nein ! - Bundes­
rat Po rges: Gerade die () VP ist so "einig" I) 

Meine Damen und Herren ! Ich kenne das 
Argument im niederösterreichischen Streit 
um die Stellenbesetzung an den Schulen. 
Ich darf aber feststellen, daß diese Angelegen­
heit meiner und unserer Meinung nach wohl 
dort geregelt werden sollte, wo sie entstanden 
ist, nämlich in Niederösterreich. Was geht 
es die Steirer, die Burgenländer, die Vorarl­
berger, die Salzburger, die Tiroler und so weiter 
an, daß hier eine J unktimierung mit Nieder­
österreich Platz greift ? (Bundesrat Bürkle : 
Sehr richtig 1 - Lebhafter Beifall bei der () V P. 
- Bundesrat Leicktfried, auf die Bänke der 
Ö V  P zeigend: Da sitzen auck Niederösterreicker, 
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Ebenso werden auch die Auswirkungen einer 
unterschiedlichen Berufsschulpflicht Anlaß zu 
vielen Komplikationsmöglichkeiten sein, und 
das alles im Zeitalter der Integration in allen 
Bereichen, im Zeitalter, in dem die Bildung, 
die Gesellschaft, die Wirtschaft sich auf ein 
europäisches Niveau auszurichten beginnen. 
Es ist, wie ein Kommentar in einer unab­
hängigen Zeitung gelautet hat, zum Weinen. 

Auch in der Gesetzgebung und in der 
Verwaltung ergeben sich durch diese Regelung 
eine Reihe von Nachteilen. Die paktierten 
Gesetze sind umständlich, sind äußerst 
schwierig den veränderten Verhältnissen anzu­
passen. Man weiß zum Beispiel, daß die 
Frage der Zuständigkeit bei paktierten Ge­
setzen schon im Jahre 1867 geregelt wurde 
und seitdem unverändert anzuwenden ist. 

Wir besohließen hier heute das steirische 
Schulgesetz, das nur für die Steiermark Geltung 
hat, und trotzdem wird die Vollziehung beim 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
liegen. Jede kleinste Novelle, und sei es 
auch nur ein Beistrich, bedarf eines neuer­
lichen Bundes- und eines Landesgesetzes. 
Wenn wir auf diesem Wege weiterschreiten 
wollen, so werden in <.len nächsten Jahren, 
wenn man die Paktierung für alle Bundes­
länder anwendet, 27 Bundesgesetze und 
27 Landesgesetze erforderlioh sein, das heißt 
insgesamt 54 Gesetze ! Sie können sich vor­
stellen, daß das nioht gerade im Sinne einer 
Verwaltungsvereinfachung liegt. ( Bundesrat 
Maria Matzner:  In der Zwischenzeit sind 
ja Wahlen in Niederösterreich I) Also Sie 
erhoffen sich hier eine Änderung. Ich glaube, 
für die Sozialistische Partei wäre schon vorher 
Gelegenheit, dieses ungerechte Junktim auf­
zuheben. Vielleicht würden Sie dann in 
anderen Bundesländern mehr Vorteile ein­
heimsen können, als Sie sich in Niederöster­
reich erwarten. (BeifaU bei der () V P. -
Bundesrat N ovak: Wir bleiben beim alten 
System der Postenvergebungen, der Lehrer­
ernennungen, wie es der (}AAB will !) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich möchte auch auf die Situation hinweisen, 
in der sich heute auch meine steirischen Kolle­
gen der sozialistischen Fraktion befinden. 
Sie wissen, daß dieses Schulgesetz in der 
Steiermark mit einem einstimmigen Beschluß 
des Landtages, auf Grund des einstimmigen 
Beschlusses der steirischen Landesregierung 
verabschiedet wurde. Wir sitzen hier , als 
vom Landtag Gewählte. Ich möchte Sie 
auffordern, in dem Sinne steirisch zu handeln 
und sich uns anzuschließen und nicht gegen 
dieses Unrecht, das der Steiermark angetan 
wird, zu stimmen. (Bundesrat Franz M a y er:  
Das ist wieder ein Bumerang, was Sie jetzt 

gesagt haben ! Das wird gar nicht lange dauern !) 
Das ist kein Bumerang ! Herr Kollege, ich 
bin der Meinung, daß man auch im politischen 
Leben immer und überall die Wahrheit 
sagen und nicht schon vorher spekulieren 
soll, ob es einmal ein Bumerang sein könnte. 
(Bundesrat Franz M ayer:  Ich wollte Ihnen 
auch keine Angst einjagen !) Davor fürchte 
ich mich, ehrlich gesagt, auch nicht. 

Ich möchte auch die übrigen Bundesländer 
auffordern, daß, wenn nun kein anderer 
Weg bleibt, als die Paktierung fortzusetzen, 
doch die Grundsätze, die im steirischen Schul­
gesetz verankert sind, auch in den paktierten 
Gesetzen der anderen Bundesländer zum 
Tragen kommen. Das dürfte deshalb umso 
leichter möglich sein, als ja die gegenständ­
liche Vorlage fast wortwörtlich das Gleiohe 
enthält, was seinerzeit gemeinsam zwischen 
Bund und allen Ländern als Kompromiß 
ausgearbeitet wurde. 

Abschließend möchte ich natürlich auch 
sagen, daß wir selbstverständlich die Hoffnung, 
die auch im Nationalrat angeklungen ist, 
daß eine gesamteinheitliche Regelung noch 
nicht begraben sei, begrüßen und zur Kenntnis 
nehmen. Nur möchten wir bitten, nicht so 
lange damit zu warten, bis es zu spät 
ist und bis hier unserer bäuerlichen Jugend 
und dem gesamten Berufsstand ein nicht 
wieder gutzumachender Schaden erwächst. 
(Bundesrat N ovale: Sie rennen bei UM 
offene Türen ein !) 

Ich möchte nun folgendes feststellen : Unsere 
Fraktion, die Fraktion der Österreichischen 
Volkspartei, wird dem vorliegenden Gesetz 
gerne ihre Zustimmung geben. 

Ich darf b e antragen, daß gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13. Februar 1969, betreffend ein Bundesgesetz, 
wirksam für das Land Steiermark, über die 
Organisation der öffentlichen land- und forst­
wirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen und 
die Berufsschulpflicht, kein Einspruch erhoben 
wird. (Beifall bei der (}V P.) 

Vorsitzender : Der Antrag der Bundesräte 
Dr. Eberdorfer und Genossen, gegen den 
vorliegenden Gesetzesbeschluß des N ational­
rates keinen Einspruch zu erheben, ist ge­
nügend unterstützt und steht demnach zur 
Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet ist Frau Bundesrat 
Matzner. Ich erteile es ihr. 

Bundesrat Maria Matzner (SPÖ) : Hohes 
Haus ! Ich hätte mich eigentlich nicht zum 
Wort gemeldet, wenn nicht in den Ausfüh­
rungen meines Vorredners einige, sagen wir, 
unqualifizierbare Bemerkungen gefallen wären. 
(Rufe bei der Ö V P : Wo ? U nqualijizierbare 
Bemerkungen ! - Bundesrat HeUa Hanzl ik :  
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Maria Matzner 

Sehr milde ausgedrückt 1- Gegenrufe bei der 
O VP. - Ruf bei der SPÖ:  Wer hat damit 
begonnen ?) 

Es hat niemand in diesem Hohen Hause 
etwas davon, wenn ausgerechnet den Sozialisten 
Heuchelei auf dem Gebiet der Landwirt­
schaft vorgeworfen wird, weil heute leider viel 
zu spät - "viel zu spät" wurde von meinem 
Vorredner wiederholt gesagt - Maßnahmen 
gesetzt werden, die von den Sozialisten 
sogar schon in der Ersten Republik verlangt 
worden sind. ( W  ider8pruch bei der 0 V P.) 

auch dem Steiermärkischen Landtag angehört 
habe ; ich weiß also, welche Abneigung am 
Anfang auch auf diesem Gebiete bestanden 
hat. (Ruf bei der S pO:  Da8 will man heute 
nicht mehr wahrhaben I) Deshalb rede ich 
von unqualifizierbaren Bemerkungen. Sie 
können also nicht sagen, es sei Heuchelei, 
daß wir heute so tun, als seien wir für die 
bäuerliche Bevölkerung (Bunde8rat Schreiner :  
Dann können Sie zU8timmen I) , und Sie können 
auch nicht sagen, daß wir sozusagen nur 
nach außen hin etwas zum Schutz und zur 
Bildung der bäuerlichen Bevölkerung unter­

Ich verweise darauf, daß in der Ersten nehmen. 
Republik die Auseinandersetzung um den Ich muß jetzt auch dazusagen, was mit 
Ernteurlaub der Bauernkinder sehr ernst Niederösterreich ist, obwohl wir das alle 
gewesen ist. Ich behaupte, daß vielfach miteinander nicht sehr begrüßen. Wir haben 
heute der Rückstand in der Landwirtschaft auch auf anderen Gebieten in Verhandlungen 
auch damit in Zusammenhang steht, daß immer wieder darauf hingewiesen, daß eine 
man damals noch nicht erkannt hat, daß es Übereinstimmung bei bestimmten Fragen nur 
notwendig und wichtig ist, daß die Schul- dann erzielt werden kann, wenn auch etwas 
bildung der Bauernkinder allem anderen, mit in Betracht gezogen wird, von dem sich 
auch der Arbeit auf dem bäuerlichen Hof, die Sozialistische Partei oder ein Teil der 
voranzugehen hat. Sozialistischen Partei notwendige Klarstellun-

Wir haben nach 1945 glücklicherweise Ver- gen erwartet. Das wurde schließlich auoh von 
ständnis auch für das in der Steiermark Ihnen und von uns als absolut akzeptabel 
begonnene Experiment gefunden, daß man und als in der Demokratie berechtigte Vor­
für die bäuerlichen Schulen, also für die 

I gangsweise bezeichnet. Ich weise also wirk­
Schulen auf dem Lande draußen einen ge- lieh mit allem Ernst und Nachdruck zurück, 
sonderten Lehrplan aufstellt. Man hat auf daß den Sozialisten auf dem Gebiet der land­
Grund eines Experimentes bei uns in der i wirtschaftlichen Interessen Heuchelei vor­
Steiermark erkannt, daß dieser gesonderte geworfen wird, weil dieser Anwurf nicht den 
Lehrplan für die Schulen . auf dem Lande Tatsachen entspricht und weil wir glauben, 
unerhört vorteilhaft für die Entwicklung, daß wir damit auch in der Lösung der Pro­
und zwar auch für die geistige Entwicklung I bleme für die österreichische Agrarwirtschaft 
der bäuerlichen Jugend ist. Die Initiatoren ; nicht weiterkommen. 
dieses gesonderten Lehrplanes in der Steier- Es hat aber schon mein Vorredner selbst 
m�rk waren �mmerhin Sozialisten. (.n.eifall davon gesprochen, daß es diesmal eine erste 
be� �er 

.
S pO. - l!unde8rat Sc�,re �ner :  gesetzliche Regelung auf dem Gebiete der 

Das �8t e�ne 8ehr ge8ch�ckte Flunkere� .) Berufsschulen und der Fachschulen in der 
Ich darf jedoch 'auch auf die Auseinander- Steiermark gibt, daß man aber schon vorher 

setzungen ver:weisen, die sich um die Zuschuß- und schon vor hundert Jahren mit der Fach­
rente für die bäuerliche Bevölkerung ergeben schulbildung begonnen hat. Im Zusammenhang 
haben. Ich habe an einer Reihe von Kon- mit diesem Gesetzesbeschluß habe ich aber 
ferenzen teilgenommen, auf denen man im eigentlich festgest.ellt, daß es in diesen hundert 
Zusammenhang mit der Versorgung oder mit Jahren doch nicht gelungen ist, einen wesent­
einer Teilversorgung der Bauern immer davon lichen Perzentsatz der bäuerlichen Bevölke­
gesprochen hat, man wolle den Bauern um rung in diese Fachschulen zu bringen, daß 
die Freiheit und um die Selbständigkeit also, sagen wir, der notwendige Nachdruck 
und um die Selbstentscheidung bringen. (Zu- gefehlt hat. Vielleicht liegt das auch auf der 
8timmung bei der S PÖ.) Es ist mehr und Ebene, "daß man nicht für alles ein Gesetz 
weniger, man kann fast sagen, durch Über- haben muß" ; das ist auch ein Ausdruck, 
re dung von Seite sozialistischer Funktionäre der in der Steiermark von einem Vertreter 
( ironi8che Heiterkeit bei der 0 V P) und des gefallen ist, der gleichzeitig eine Agrarwirt­
sozialistischen Sozialministers gelungen schaft hat. Man hat gemeint, vieles auf 
(Bunde8rat Hella H anzlik :  Im Protokoll freiwilliger Basis erledigen zu können. 
nachle8en I) , die Zuschußrente für die bäuer- Wir wissen aber ganz genau, daß trotz einer 
liehe Bevölkerung einzuführen. (Zwischenrufe hundertjährigen Entwicklung bei den heutigen 
bei der OVP.) Ich bin eine Steirerin, und ich gesteigerten Anforderungen - wir bekennen 
kenne die Ausführungen des Herrn Präsidenten uns diesbezüglich zu den Ausführungen meines 
Wallner auf diesem Gebiet, weil ich damals Vorredners, des Herrn Bundesrates Eber-
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Franz Hayer 

gesellschaft. Anweisungen · über die Herstellung mich im.mer wieder davon überzeugen, daß die 
und Erhaltung der genannten Autobahnstrecke dortige Bevölkerung den Problemen gegenüber 
zu erteilen und Auskunft über die Tätigkeit sehr aufgeschlossen ist. Es besteht doch 
der Aktiengesellschaft zu verlangen. zweifellos die Gefahr, daß derartige Straßen 

§ 2 regelt die Einhebung eines Entgeltes als Durchzugsstraßen gewertet . werden, das 
für die Benützung der Autobahn. Ausge- heißt, daß sie den Gast au" dem Norden oder 
ilommen von der Entgeltleistung sind alle aus dem Westen, · hoffentlich auch bald aus 
Fahrzeuge des Straßendienstes sowie des Bun- dem Osten, ganz schnell nach dem Süden oder 
desheeres. nach dem Südwesten Europas bringen. 

§ 3 hält fest, daß der Bund die Einhebung Aus vielen Stimmen mußte ich erkennen, 
des Betiützungsentgeltes der Aktiengesellschaft daß in Kärnten und Salzburg eine gemeinsame 
zu übertragen hat. Linie vorhanden ist, daß sich nämlich die 

Die §§ 4, 5 und 6 enthalten die Bestim- Bevölkerung bewußt ist, daß sich die Straße 
mungen über die finanzielle Bedeckung und vornehmlich als Zubringer möglicherweise für 
Regelung, an der auch die Bundesländer Salz- den Süden Österreichs, aber auch für den 
burg und Kärnten beteiligt sind. Süden Europas erweisen wird. 

§ 7 enthält die steuerliche Regelung be- Ich möchte · hier etwas sagen, was . nicht nur 
treffend die Aktiengesellschaft. meine persönliche Meinung ist, sondern auch 

Im § . 8 ist mit der Vollziehung dieses Ge- von Verkehrsexperten besprochen wurde. Sie 
setzes das Bundesministerium für Bauten und werden aus eigener Erfahrung wissen, wie der 
Technik sowie das Bundesministerium für Süden Europas heute an den Meeren über­
Finanzen, getrennt nach ihren Aufgaben- lagert ist. Es ist doch dort, wenn wir ehrlich 
gebieten, betraut. zugeben, keine Erholung mehr gegeben -
. Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen- ohne daß ich mir erlauben würde, etwa den 
heiten hat in seiner Sitzung vom 12. März 19(j9 Fremdenverkehr und den Tourismus Italiens 
diese Gesetzesvorlage beraten und mich er- und Jugoslawiens zu diskriminieren -, wenn 
mächtigt, dem Hohen Bundesrat vorzuschIa- man, wie 'die Sardinen geschlichtet� . am Strande 
gen, gegen dieses Bundesgesetz keinen Ein- liegen muß und wenn die Massenabfertigung 
spruch �u erheben. · eines Massentourismus dort die Massen bewegt. 

Kaum sin<fin unserem Bundesland Salzburg, Vorsitzender: Zum Wort hat �ch Herr das für deA Regen bekannt ist, die ersten Bun,desrat Dr. Heger gemeldet. Ich erteile Tropfen gefallen, strömen die
. 

Gäste sicher ihm dieses. nach dem Süden ab. Man kqnnte glauben, 
Bundesrat Dr. ' Heger (ÖVP) : Herr Vor- daß über eine derartige Autobahn dieser 

sitzender f Herr Bundesminister ! Meine sehr Abstrom umso schneller erfolgen wird. Das 
geehrten Damen und Herren ! Ich habe die ist die eine Seite . 
Ehre, zu einem Gesetz zu sprechen, das wieder Jetzt komme ich auf die "Sardinenpolitik" 
ein Gesetz für alle Österreicher ist, auch wenn zurück. Ich bin der Meinung, daß in ein 
es nur, wie es scheint, in der Hauptsache die paar Jahren alle diejenigen, die im Süden � Bundesländer Kärnten und Salzburg betrifft. "geschlichtet" gelegen sind, wieder gerne in 

Lassen Sie mich bitte ' zunächst· eine gewisse unsere herrlichen Gebiete der . Steiel'll,lark, 
Gliederung vornehmen, . wie ich · mich namens Kärntens und S�burgs. zurückkommen wer� 
meiner Fraktion zu diesem Gesetz stellen will. den, um . hier Ru,he und Erholung zu finden. 

Zunächst haben wir ein verkehrstechnisches Ich sehe also in diesem verkelu'stechnischen 
Problem. vor uns, nämlich · eine Autoschnell- Problem der Straße ein : Positivum, in beiden 
straße, wie sie ' urspriinglich geplant ·· war, Richtungen .. Ich bin nicht der Meinung, d� 
jetzt eine Autobahn, eine Verbindung zwischen wir Angst haben müssen, daß · diese Auto­
dem Norden und dem Süden. straßen, die wir bauen,. ,;Fortstraßen" sind, 
if.:Ji�';bi�. der Meinung, daß wir uns' bei der sondern ich . bin der Meinung, daß sie auf alle 
�fiMfili .. : J

. 
�); �, �,o:!l ,bes
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timmt

. 
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en
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. 
mer Fälle "Bringerstraßen " sind . 

. �(��t " _, )'J:fl.e�� he�assen sollen : erstens Wir werden froh sein, wenn diese Straßen mit�d:�r�:'ß�i gu��>aij� . .  �. t� und weiters mit im · Sommer und im Winter die Möglichkeit 
WJ{}�Öl'tl:JfID�#,:'�;;Ye:OYi ßa'ußl3t ..  der rein ver- geben, einen großen Teil des europäischen 
1t.l)�tec'WrisJl?�ll.1'ji��ftistetPJI6ms'bheh A,nge- Tourismus in Österreich aufzufangen. Dabei 
legenheit ist' dfe�ISttan�l:ffir )l1&.l'iHt�HHttio- . komme ich schon auf die wirtschaftliche Be­
:riMewLV�tk�&- z�6ä'vtfflrwß@hwdeä.tlitdJ.er i il�\ltupg der Tauernautobahn; Es hat mir �{!detrgtdt�oJ.uA �{;}b 0;38s11' . ogrwl ffl:t1 B('; : �htJ:lg�Uen, als ich aus ' :den' Erläuternden 
j�i�ßD�it .� 0W1i��etib B�emtlh�il: -:bMntMhmgenbi'AWeierlei herauslesen konnte, 
ifiAdefif1JfJe�h>8ic(SfeUl�&nJ�l:ttg9. tl�I .& ni:'81iPlMch���hon bei der Erstellung 
Jäl-R!Fllft V a�.nmD1I�t& nmi1:M��AI �0ßtilIwio�a13ti.�tiüti.ve, aber auch der 
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Dr. Heger 

Privatwirtschaft zuwendete. In den Erläuterun­
gen zum Absatz 4 heißt es wörtlich über die 
Tätigkeit der künftigen Gesellschaft, für uns 
sehr bedeutungsvoll : 

"Die Tätigkeit der Aktiengesellschaft soll 
auf ihre eigentliche Aufgabe, die Herstellung, 
Erhaltung und Finanzierung der Tauernauto­
bahn-Scheitelstrecke, beschränkt bleiben und 
nicht darüber hinaus die Privatwirtschaft 
durch Errichtung der im Gesetz erwähnten 
Nebenbetriebe konkurrenzieren." Und dann 
der klare Satz expressis verbis : "Die Privat­
initiative soll sich hier im Rahmen der gesetz­
lichen Möglichkeiten frei entfalten können. 
Hiedurch wird ein weiterer Beitrag zum wirt­
schaftlichen Aufschwung des Gebietes, durch 
welches die Autobahn führt, gegeben werden, 
der zu den verkehrs- und fremdenverkehrs­
politischen Aspekten hinzukommt." 

Ich würde es sowohl für das Nachbarland 
Kärnten als auch für Salzburg ablehnen, wenn 
man bei uns von bestimmten Gegenden als von 
"unterentwickelten" Gauen spricht. Der Be­
griff der Unterentwicklung gehört in andere 
Länder und nicht zu uns nach Österreich. 
Ich würde folgenden Ausdruck wählen : Es 
sind förderungswürdige Gebiete. Zweifellos 
gehörte und gehört heute noch der Lungau 
zu den förderungswürdigen Gebieten Öster­
reichs. Es ist allerdings die Frage, wie diese 
Förderung in Zukunft bewältigt werden soll. 
Allein in diesem Autobahnbau sehe ich selbst­
verständlich eine sehr gute Injektion und eine 
Wirtschaftshilfe für diese Gegend. 

Dem Gau - es heißt nun einmal so -, 
dem Lungau werden viele wirtschaftliche 
Zuwendungen zugute kommen. Durch diesen 
langjährigen Bau werden wir das Niveau der 
Wirtschaft zweifellos heben. Es geht ja nicht 
nur um die Zeit bis zum Jahre 1973, in der 
dieser Bau vollendet sein soll, sondern auch 
in den folgenden Jahren werden wir wirt­
schaftlich dort zweifellos gut bedient sein. 

Ein weiteres Kapitel ist die finanztechnische 
Durchführung. Es ist eigentlich nicht meine Auf­
gabe, Ihnen die Handhabung der Materie 
und das Durchlesen von Erläuternden Be­
merkungen zu erleichtern. Dazu sind Bericht­
erstatter und nicht Redner da, daß sie dem 
Plenum einige Arbeit abnehmen. Wenn Sie bei 
der Finanzierung auf Zahlen stoßen, so werden 
Sie finden : Nach den bisherigen Vorschlägen, 
die vorhanden sind, werden etwa 3450 Mil­
lionen Schilling für den Bau der Tauernauto­
bahn verwendet werden. Die Fertigstellung 
ist bekanntlich für 1973 geplant. Etwa bis 
zum Jahre 1987 soll die Finanzierung fort­
gesetzt werden. Bis zu diesem Zeitpunkt ist 
der nicht unerhebliche Aufwand von 6,9 Mil­
liarden Schilling zu bewältigen, wobei sich, 
wie vorgesehen ist, die Aktiengesellschaft selbst 

mit 250 Millionen Schilling Aktienkapital an 
der Durchführung beteiligen soll. Zwischen 
dem Bund und den Ländern Salzburg und 
Kärnten als den Hauptbeteiligten wird eine 
Auf teilung stattfinden, wobei der Bund 60 Pro­
zent und die Länder je 20 Prozent tragen. 
Es muß nicht nur das Aktienkapital aufge­
bracht werden, sondern darüber hinaus noch 
die j ährliche Zuschußpflicht von 10 Millionen 
erfüllt werden, die den Ländern Salz burg und 
Kärnten bis zum Jahre 1987 eine schwere 
Aufgabe auferlegt. 

Wenn ich darüber hinaus sehe, was der 
Bund selbst an Haftungen und Leistungen für 
dieses Projekt zu übernehmen hat, so muß 
ich sagen, daß wir ihm dankbar sind, daß er 
diese zusätzliche Aufgabe auch noch über­
nommen hat. Wir hoffen, daß der Plan, in 
Österreich auf einer größeren Autobahnstrecke 
das erste Mal eine Maut einzuführen, die 
Situation und die finanzielle Belastung von 
Bund und Land erleichtern wird. Was die 
Einnahmen betrifft, werden wir uns wohl 
kaum irgendwelchen Schätzungen hingeben 
können, sondern wir werden erst dieses Pro­
blem nach einer sorgfältigen und mit einem 
spitzen Bleistift durchgeführten Rechnung zu 
bewältigen haben. 

Ich und, wie ich glaube, auch alle meine 
Parteifreunde und alle hier im Hause sind 
sehr dankbar dafür, daß bei diesem Projekt 
der Tauernautobahn ein Longterm-Programm 
geplant ist, das heißt die Bewältigung von 
allgemeinen Aufgaben auf lange Sicht, sodaß 
wir bei den einzelnen Vorhaben, wie wir den 
Erläuterungen und dem Gesetz entnehmen 
können, gewisse außerordentliche Sicherheiten 
haben. 

Nachdem auch das Finanztechnische kurz 
erwähnt wurde, lassen Sie mich noch auf das 
Staatspolitische zurückkommen. Auch hier 
darf ich mich auf den Gesetzestext beziehen, 
der mit außerordentlicher Sicherheit folgendes 
sagt : 

"Die Notwendigkeit der möglichst raschen 
Schaffung einer leistungsfähigen N ord-Süd­
Verbindung Salzburg-Villach steht aus ver­
kehrsgeographischen, verkehrspolitischen, ver­
kehrswirtschaftlichen und regionalpolitischen 
sowie aus staatspolitischen Gründen außer 
jedem Zweifel. Der wichtigste Teil dieser Ver­
bindung ist der eigentliche Alpenübergang 
vom Ennstal im Land Salzburg ins Liesertal 
im Land Kärnten einschließlich der beiden 
Großtunnel und deren Rampen . . .  " 

Dazu ist folgendes zu sagen : Nicht nur die 
53 km lange Trasse der Autobahnstraße, 
sondern auch die Probleme auf dem Gebiet 
der Zubringerstraßen beschäftigen uns. Aus 
zahlreichen Begegnungen mit den Vertretern 
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der Wirtschaft, des Fremdenverkehrs und so 
weiter mußte ich erkennen, daß man auch 
den Zubringerstraßen gerade bei der Tauern­
autobahn größte Bedeutung beimißt. Nun 
werden Sie es, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, verstehen können, daß man 
nun nicht jeden Wunsch der örtlichen Ge­
meinden aus dem Lammertal, aus dem Fritztal, 
aus dem Ennstal berücksichtigen kann. Es 
wird zweifellos noch eine große Aufgabe sein -
aber das hat sich der Gesetzgeber auch schon 
vorgenommen -, die Trassierungen der Zu­
bringerstraßen möglichst so anzulegen, daß 
sie dem wirtschaftlichem Aufschluß der be­
teiligten Gemeinden möglichst Rechnung tra­
gen. 

Nun lassen Sie mich zum Schluß Ihnen 
noch eines vor Augen führen. Es steht mir 
im Augenblick kein Projektor zur Verfügung. 
Ich darf Sie aber bitten, die Güte zu haben, 
auf diese Karte Österreichs ein wenig Ihre 
Aufmerksamkeit zu lenken. (Der Redner zeigt 
eine Karte Ö8terreichs.) Mit dieser geplanten 
und jetzt Gesetz gewordenen Autobahnstraße 
ist sozusagen ein Dreieck zwischen Salzburg, 
Wien und Klagenfurt gegeben. Ich möchte 
es das innerösterreichische Großverkehrsdrei­
eck nennen. 

Glauben Sie mir, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, daß es sich hier nicht um 
Straßen handelt, die im Interesse Kärntens 
und Salz burgs allein befahren werden sollen, 
sondern daß selbstverständlich auch die an­
deren Bundesländer und nicht nur die beteilig­
ten · Bundesländer an dieser Autobahnstraße 
partizipieren. Ich denke dabei an die 
Steiermark, ich denke an Osttirol, 
überhaupt an Tirol, ich denke an Oberöster­
reich und vor allem an alle jene Gebiete, die 
durch diese Straße enger miteinander ver­
bunden werden. 

Diesem innerösterreichlschen Schnell-
straßendreieck steht die Ausstrahlung nach 
dem Westen gegenüber durch die geplante 
Straße etwa in Richtung Innsbruck, sodaß 
auch die Bundesländer Tirol und Vorarlberg 
an das innerösterreichische Schnellstraßen­
verkehrsnetz angeschlossen werden und nun 
ganz Österreich bestens befahren werden kann. 

Ich bin nicht der Meinung - ich möchte 
das einem Herrn Landeshauptmann gegenüber 
mit allem gebührenden Respekt sagen -, 
daß das Tauernautobahnprojekt eine Bevor­
zugung der Länder Kärnten und Salzburg und 
insbesondere Salzburgs ist. Die Autobahn­
straßen sind im Osten Österreichs genauso 
schnell und sogar stärker vorangetrieben wor­
den, als das im Westen Österreichs der Fall 
war. Die jetzt geplante Straße gehört zu 
einem Verbindungsnetz, das allen Österrei­
chern wirtschaftlich dienen soll. 

Ich möchte die Gelegenheit nicht vorüber­
gehen lassen, ohne allen Beteiligten, die sich 
mit großem Interesse und mit Sachkenntnis 
für die Verwirklichung der Tauernautobahn 
verwendet haben, den Dank meiner Fraktion, 
aber auch meines Bundeslandes zu sagen. 
Ich bin davon überzeugt, daß die Vertreter 
des Bundeslandes Kärnten, soweit sie meiner 
Fraktion angehören, mir da mit Begeisterung 
zustimmen werden. 

Ich möchte aber auch die Gelegenheit 
nicht vorübergehen lassen, ohne dem Herrn 
Bundesminister für Bauten Dr. Kotzina meinen 
respektvollen Dank zu sagen. Bundesminister 
Kotzina hat mit außerordentlicher Umsicht, 
aber auch mit genauer Planung und vor allem 
mit einem Herz für alle Österreicher diese 
Autobahn vorwärtsgetrieben. Wir könnten 
alle stolz sein, wenn wir · eines Tages das 
Ereignis der ersten Befahrung miterleben 
werden. 

Ich bin jedenfalls davon überzeugt, daß 
nicht nur meine Parteifreunde, sondern auch 
die Parteifreunde der anderen Seite diesem 
Projekt mit Begeisterung zustimmen werden. 
Insbesondere danken wir auch dem Herrn 
Bundesminister für Finanzen, der den Schu1-
dendienst zu übernehmen hat. (Bei/aU bei der 
ÖV P.) Es ist so wie bei einem gerichtlichen 
Urteil, bei dem ganz am Schluß steht : als 
Bürge und Zahler . . .  Herr Finanzminister I 
Ich freue mich, daß als Bürge und Zahler 
dieses Gesamtvorhabens der Bund fungiert. 
(Bei/aU bei der Ö V P. - Ruf bei der SP(J; 
Wir mü88en der Ö8terreichi8chen Bevölkerung 
danken !) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert 
(der inzwi8chen die Verhandlung8leitung 
übernommen hat) : Zum Wort hat 
sich weiters gemeldet Herr Bundesra.t 
Leopold Wagner. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Leopold Wagner (SPÖ) : Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender ! Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Mein Vorredner, 
der Herr Bundesrat Dr. Heger, hat sich - das 
kann man ihm freimütig attestieren - einer 
relativen Sachlichkeit befleißigt. Das ist 
insofern etwas einzuschränken, als er mir 
mit dem Lob etwas zu großzügig umgegangen 
ist. Aber nun lassen Sie mich zur Sache 
kommen. Ich werde dann später noch näher 
begründen, warum dem so ist. 

Wir sind heute dabei, einem Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates unsere Zustimmung 
zu geben, der in seinem Inhalt darauf aus­
gerichtet ist, in der Finanzierungsmethode 
eines derartigen Unternehmens einen neuen 
Weg zu beschreiten ; nämlich einen Weg, der 
den Bundesländern, die hier zur Mitfinanzierung 
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Leopold Wagner 
herangezogen werden, auferlegt, auf Kosten 
der Förderungsentwioklung ihrer eigenen N ot­
wendigkeiten Lasten zu übernehmen, die bisher 
in Österreich noch nicht übernommen werden 
mußten. - Wir haben als Kärntner und Salz­
burger im Interesse und im Dienste der Sache 
die Notwendigkeit auf uns genommen, hier 
Beiträge zu leisten, die die Wirtschaft unseres 
Landes mit schwersten Belastungen ausstatten 
werden. 

Es ist von einem Vorredner gesagt worden, 
daß es ein europäisches Interesse gibt, dieser 
Aktion, eine Tauernschnellstraße zu bauen, 
näherzutreten. Ich verweise darauf, daß auch 
die Österreichische Volkspartei in dieser Hin­
sicht durch die Äußerungen des bayrischen 
Ministers Dr. Schedl beeinßußt worden sein 
dürfte, der die Verkehrsgesetzgebung in 
Deutschland wahrzunehmen hat. Dr. Schedl 
hat gefordert, daß auch die Nachbarstaaten, 
also in erster Linie Österreich, dafür Sorge zu 
tragen haben werden, in naher Zukunft 
N ord-Süd-Verbindungen über die Alpenpässe 
herzustellen, damit dem europäischen Ver­
kehrsaufkommen Rechnung getragen werden 
kann. 

Ich glaube, das ist eine Tatsache, die wir 
anzuerkennen haben. Denn immerhin ist uns 
allen bekannt, daß rund 190 Millionen Men­
schen in diesem Gebiet leben und ihnen durch 
die Europastraße 14 - welche Nummern­
bezeichnung diese Straße haben wird - ver­
kehrsmäßig die Möglichkeit eröffnet wird, 
nach dem Süden, nach Österreich, einzureisen. 
Diese 190 Millionen Menschen halten immerhin 
35 Millionen Kraftfahrzeuge in Betrieb. Das 
ist eine Zahl, die man sich plastisch vor Augen 
halten muß. Es ist uns auch die Tatsache 
bekannt, daß jährlich ungefähr 3 Millionen 
von diesen 35 Millionen Fahrzeugen nunmehr 
schon in den durch unser Bundesgebiet 
fließenden Verkehr Aufnahme zu finden haben. 

Für uns Kärntner war es - wie gesagt -
selbstverständlich, daß wir uns den N ot­
wendigkeiten zu beugen haben. Um der 
Historie willen muß aber auch festgestellt 
werden, daß wir seit den fünfziger Jahren 
ununterbrochen getrommelt und auf alle Bun­
desstellen eingewirkt haben, hier Maßnahmen 
zu setzen, die diese wintersichere Nord-Süd­
Verbindung mit sich zu bringen hätten. Das 
war unser Bestreben. 

Wenn ich früher sagen konnte, daß sich 
Dr. Heger hier in diesem Hause relativer 
Sachlichkeit befleißigt hat, war das leider im 
Nationalrat nicht der Fall. Denn dort hat 
man es sich nicht verwinden können, doch 
auch polemische Äußerungen zu machen und 
Feststellungen zu treffen, die nicht im Interesse 
der Sache gesagt wurden. 

Das zwingt mich auch, etwas Lokalkolorit 
in meine Ausführungen hineinzunehmen. Wir 
Kärntner tun das sehr gerne, nämlich unseren 
Lokalpatriotismus hier ein bißchen ins Spiel 
zu bringen. Wir haben nämlich den Hochmut, 
von uns selbst zu behaupten, daß wir Kärntner 
für die österreichische Wirtschaft einen enormen 
Anteil an Deviseneingängen erbringen ; einen 
Anteil, der von niemandem in diesem Staat 
übersehen werden kann. Wir müssen das 
feststellen, weil es immerhin in diesem Bundes­
land Kärnten im Laufe eines Jahres bis zu 
13 Millionen Übernachtungen gibt. Das ist 
eine Zahl - auch die muß man sich plastisch 
vorstellen -, mit der man etwas stärker 
unterstreichen kann, welche Interessen auch 
hier eine Rolle spielen, und zwar nicht nur 
Kärntner Interessen, sondern die Interessen 
dieses unseres Staates. 

Es hat uns etwas verwundert - das möchte 
ich auch frei und offen heraussagen -, daß 
es notwendig war, einen derartigen Einsatz 
zu zeigen, um dieses Problem überhaupt 
realisieren zu können. Es hat hier Wider­
stände gegeben. Ich habe eine genaue Doku­
mentation. Falls ich provoziert werden sollte, 
würde ich diese auch gerne verlesen. (Heiter­
keit bei der OVP. - Bundesrat Dr. Neuner:  
Fühlen Sie sich provoziert, Herr Kollege !) 
Ich werde es mir aber ersparen, weil ich 
glaube, daß wir uns, Herr Dr. Heger, im 
Prinzipiellen über diese Dinge einig sind. Ich 
sage es nur, weil es gesagt werden muß. Weil 
Sie mir als Steirer beruhigend zunicken, werde 
ich auch das zur Kenntnis nehmen, da wir 
mit den Steirern erwiesenermaßen relativ gute 
Kontakte pflegen. ( Bundesrat Hofmann­
Wellenhof: Seien wir gut über die Pack 
hinweg !) 

Nun komme ich noch einmal auf mein 
eigentliches Thema zurück. Wir haben von 
den fünfziger Jahren herauf bis in die Gegen­
wart nichts unversucht gelassen, um hier der 
Vernunft den Vorrang einzuräumen.-· Wir sind 
froh darüber, daß die Vernunft den Sieg davon­
getragen hat. Aber immerhin - einschränkend 
noch einmal diese Feststellung - muß das 
Bundesland Kärnten - und das war bisher 
noch nie der Fall, daß das jemand mußte -, 
und das müssen auch die Salzburger, einen 
verlorenen Zuschuß von 150 Millionen Schil­
ling in dieses Projekt investieren. Wir müssen 
darüber hinaus ein Aktienkapital von 50 Mil­
lionen Schilling aufbringen. 

Hört man diese Zahlen, dann meint man. 
wenn man größere finanzielle Mengen auszu­
geben gewohnt ist, das spielt an sich keine 
Rolle. Das ist ein Betrag, der in diesem HauB 
oder - sagen wir besser - im Hohen HauB 
des Nationalrates immer wieder für solche 
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Dinge ausgegeben werden muß. Aber bedenken Landschaft und durch das liebevolle, nette und 
Sie doch immerhin, daß diese Summe von freundliche Wesen der Kärntner, jährlich mit 
etwas mehr als 500.000 Kärntnern aufgebracht einem Kraftfahrzeug in unser Land einreisen. 
werden muß. Es werden uns dadurch viele Sie erlauben mir, daß ich auch ein bißchen 
Möglichkeiten genommen, in der Zukunft Fremdenverkehrspropaganda betreibe. 
investitionsfordernde Maßnahmen für unser 
Land selbst zu tätigen. Ich möchte nicht Aber die Feststellung, daß man einen Teil 

sagen, daß die Finanzierung der Tauernauto- des Staatsgebietes der Republik Österreich 

bahn keine Investitionsmaßnahme ist. Jedoch nur mehr mit einem Kraftfahrzeug befahren 

hä.tten wir immerhin Aufgaben zu erfüllen können wird, wenn man einen entsprechenden 

gehabt, für die dieses Geld sehr notwendig Eintritt bezahlt, könnte auch einem Humoristen 

gewesen wä.re. Wir sind vor allem bei der zur Vorlage dienen. Ich bitte Sie, den Grenz-
verlauf des Bundeslandes Kärnten nach Norden Verwirklichung unserer Ziele immer wieder 

darauf angewiesen. Wollen wir sie wirklich hin zu verfolgen. Sie werden feststellen, daß 
man von der Felbertauernstraße über die haben und sie in die Tat umsetzen, dann 

müssen wir die Dinge selbst kaufen und selbst Großglockner-Hochalpenstraße und den Mall­

zahlen. nitzer Tauerntunnel bis zum Einzugsgebiet 
unserer Wiener Freunde nunmehr in Zukunft 

Es sei mir hier erlaubt, ein bißchen ab zu- dazu verpflichtet sein wird, eine Maut zu 
schweifen. Wir haben uns als Mehrheitspartei leisten, wenn man das Bundesland Kärnten 
in Kärnten auch zum Ziel gesetzt, daß wir in befahren will. (Ruf bei der Ö V P:  Außer der 
allen unseren Bezirksstädten allgemeinbildende Pack !) 
höhere Schulen einrichten. Um diesem Ziel 
näherzukommen, haben wir uns auch die Last Ich meine, man sollte nur am Rande fest­
auferlegt, alle damit im Zusammenhang stehen- stellen, daß das so ist. Ich möchte damit ja 
den Kosten auf viele Jahre hinaus im wesent- nur darauf hinweisen, wie die Problematik für 
lichen selbst zu tragen. Wir sind dabei, einen unser Bundesland gelagert ist. (Bundesrat 
weiteren Punkt unserer Konzeption einer · Dr. Goess : Die Kärntner sind eben am meisten 
Realisierung zuzuführen, der durch die N ot- wert !) 
wendigkeiten erzwungen wird, nämlich in Abschließend darf ich allen, die mitgewirkt 
unserer Landeshauptstadt eine Universität zu haben, dieses Projekt der Realisierung zuzu­
errichten. Wenn wir uns jetzt die Finanzie- führen, vor allem dem Herrn Bautenminister -
rungsüberlegungen ansehen, dann kommen wir ich stehe nicht an, das hier nicht zu unterlassen 
wieder darauf, daß wir sie nur dann haben - dafür Dank sagen, daß er auch das not. 
können, wenn wir selbst zahlen. Damit wendige Stehvermögen gegenüber seinen Par. 
schließt sich dieser Kreis. teifreunden bewiesen hat. Ich muß aber auch 

Wir meinen, daß man diesen Bogen nicht den Mitgliedern der Salzburger und der 
überspannen sollte. Denn auch jene Menschen, Kärntner Landesregierungen dafür Dank sagen, 
die südlich des Alpenhauptkammes leben, sind daß sie in Wahrnehmung der Interessen der 
Bürger und Mitbewohner des Staates Oster- Bevölkerung der Länder Salz burg und Kärnten 
reich. Wir dürfen in den Menschen meiner hier richtig gehandelt haben. 
Heimat nicht das Bewußtsein aufkommen 
lassen, als ginge es immer nur darum, unter In diesem Sinne darf ich sagen, daß wir 

größten Schwierigkeiten Dinge zugesprochen natürlich- diesem Antrag unsere Zustimmung 

zu erhalten, die an sich für einen Staat wie erteilen werden. (Beifall bei der 8P(J.) 

dem unseren eine Selbstverständlichkeit sein Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
müssen. Das möchte ich dazu gesagt haben. Zum Wort hat sich niemand mehr gemeldet. 

Damit komme ich schön langsam zum Wünscht der Herr Berichterstatter das Schluß. 
Ende. Wir werden natürlich unserer Bevölke- wort ? - Er verzichtet. 
rung sagen, worum es geht. Wir werden sie Wir schreiten zur Abstimmung. 
dafür gewinnen - wir haben das schon 
getan -, denn die Kärntner Landesregierung Bei der A bstimmung beschließt der Bundes­
und der Kärntner Landtag haben sich dazu rat, gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalraie8 
bekannt, diese Finanzierungsmethoden zur - 80weit er der Beschlußfassung des Bundesrate8 
Kenntnis zu nehmen, um unserer Heimat zu unterliegt - keinen Einspruch zu erheben. 
dienen. 

Ich möchte vielleicht noch etwas feststellen : 
überlegen Sie einmal, wie nunmehr die Situa­
tion in der Praxis ausschauen wird. Ich habe 
von der enormen Zahl der Menschen gesprochen, 
die, bezwungen von der Schönheit unserer 

16. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 6. März 1969, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Mineralölsteuergesetz 1959 neuer­
lichgeändertwird (Mineralölsteuergesetz-Novelle 

1969) (207 der Beilagen) 
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Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert : 
Wir gelangen nun zum 16. Punkt der Tages­
ordnung : Mineralölsteuergesetz-Novelle 1969. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Franz Mayer. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu referieren. 

Berichterstatter Franz Mayer: Hoher Bun­
desrat I Dem vorliegenden Bundesgesetz, mit 
dem das Mineralölsteuergesetz 1959 neuerlich 
geändert wird (Mineralölsteuergesetz-Novelle 
1969) hat der Nationalrat in seiner Sitzung vom 
6. März 1969 seine Zustimmung erteilt. 

Die Novelle sieht vor, daß eine Steuerbe­
freiung für Leichtbenzin erfolgen soll, das zur 
Deckung des Wärmebedarfes in Spaltanlagen 
- Reaktionswärme bei der Gaserzeugung und 
bei der Erzeugung von Vorprodukten für 
Stickstoffdünger - verwendet wird. 

Der Finanzausschuß hat in seiner Sitzung 
vom 12. März 1969 die Mineralölsteuergesetz­
Novelle 1969 beraten und beschlossen, keinen 
Einspruch zu erheben. 

Der Finanzausschuß hat mich daher er­
mächtigt, den Hohen Bundesrat zu ersuchen, 
gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 6. März 1969, betreffend das Bundesgesetz, 
mit dem das Mineralölsteuergesetz 1959 abge­
ändert wird, k e i n e n  E i n s p r u c h  zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A bstimmung beschließt der Bundes­
rat, gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Ich begrüße den im Hause erschienenen Herrn 
Handelsminister Kommerzialrat Nationalrat 
Mitterer. (Bei/aU bei der (j V P und bei Bundes­
räten der S pO.) 

17. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 6. März 1969, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Umsatzsteuergesetz 1959 neuerlich 
abgeändert �d (176 und 208 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert : 
Wir gelangen nun zum 17 .  Punkt der Tages­
ordnung : Neuerliche Abänderung des Umsatz­
steuergesetzes 1959. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Mayrhauser. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
referieren. 

Berichterstatter Mayrhauser: Hoher Bun­
desrat ! Meine Damen und Herren ! Mit dem 
vorliegenden Gesetzesbeschluß des N ational­
rates soll die Berichterstattung über Gesche­
hen, die sich im Inland ereignen und von allge­
meinem Interesse sind, sowie die Berichter­
stattung, soweit sie der innerpolitischen Mei-

nungsbildung dient, das heißt, in allgemein­
politischen, wirtschaftspolitischen und kultur­
politischen Belangen aufklärend und informativ 
wirkt, steuerlich entlastet werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 12. März beraten 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Namens des Finanzausschusses stelle ich 
daher den Antrag, der Hohe Bundesrat wolle 
beschließen : 

Gegen den Gesetzesbeschluß des N ational­
rates vom 6. März 1969, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Umsatzsteuergesetz 1959 
neuerlich abgeändert wird, wird k e i n  E i n ­
spr u c h  erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b st immung beschließt der Bundes­
rat, gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

18. Punkt: Bericht der Bundesregierung zu den 
Entschließungen des Bundesrates vom 27. Juni 
1967, betreffend Zuckergesetz, Stärkegesetz und 
Ausgleichsabgabegesetz (204 der Beüagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Wir gelangen nun zum 18. Punkt der Tages­
ordnung : Bericht der Bundesregierung zu den 
Entschließungen des Bundesrates vom 27. Juni 
1967, betreffend Zuckergesetz, Stärkegesetz und 
Ausgleiohsabga begesetz. 

Berichterstatterin ist die Frau Bundesrat 
Hanzlik. Ich bitte sie, zum Gegenstand zu 
referieren. 

Berichterstatterin Hella Hanzlik : Hohes 
Haus ! Im Juni 1967 haben der Nationalrat und 
der Bundesrat zum Zuckergesetz, zum Stärke­
gesetz und zum Ausgleichsabgabegesetz Stel­
lung genommen. In drei Entschließungen an die 
Bundesregierung wurde ersucht, die in den 
obgenannten Gesetzen vorgesehenen Neufest­
setzungen von Abschöpfungssätzen und Ver­
ordnungen unverzüglich durchzuführen respek­
tive zu erlassen. 

In dem zur Debatte stehenden Bericht der 
Bundesregierung wird mitgeteilt, daß die 
entsprechenden Verordnungen am 18. Okto. 
ber 1967 kundgemacht wurden. Weitere Ver­
ordnungen wurden am 21 .  November 1967 
und am 14. Dezember 1967 verlautbart. Damit 
hat das Bundesministerium für Finanzen den 
ursprünglich festgesetzten Abschöpfungssatz 
nach dem Zuckergesetz abgeändert. Eine Neu­
festsetzung von Abschöpfungssätzen nach dem 
Stärkegesetz beziehungsweise Ausgleichsabgabe­
gesetz war nicht erforderlich geworden. 
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Hella Hanzlik 
Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 

Vorlage in seiner Sitzung vom 12. März 1969 
in Verhandlung genommen, und ich bin be­
auftragt worden, dem Hohen Haus die Kennt­
nisnahme des vorgelegten Berichtes zu empfeh­
len. 

. Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert : 
Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
schreiten zur Abstimmung. 

. 

Bei der .A. b s t im m u n g wird der Bericht der 
Bundesregierung einstimmig zur Kenntnis 
genommen. 

19. Punkt : Beschluß des Nationalrates vom 
6. März 1969, betreffend ein Internationales 
Kaffee-Übereinkommen 1968 samt Anlagen 

(193 der BeHagen) 

des englischen authentischen Textes maßgebend, 
die sich mit der Satzeinteilung der deutschen 
Übersetzung deckt. 

Im Kapitel I werden die Zielsetzungen des 
Übereinkommens angeführt, die anderen Ka­
pitel behandeln Materialien fachlicher und 
sachlicher Natur. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat in seiner letzten Sitzung dieses Über­
einkommen beraten und mich ermächtigt, dem 
Hohen Bundesrat vorzuschlagen, die verfas­
sungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert : 
Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b stimmung beschließt der Bundes­
rat, gegen den Beschluß des Nationalrates 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert : keinen Einspruch zu erheben. 
Wir gelangen nun zum 19. Punkt der Tages-
ordnung : Internationales Kaffee-Überein­
kommen 1968. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Römer. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
referieren. 

Berichterstatter Römer : Hoher Bundesrat ! 
Meine Herren Minister ! Meine Damen und 
Herren ! Im Welthandel mit Agrarprodukten 
spielt der Kaffee eine beachtliche Rolle. Durch 
Jahrzehnte war der internationale Kaffeemarkt 
starken Krisen ausgesetzt. Überproduktion 
und damit ein Preisverfall einerseits, Panikkäufe, 
durch witterungsbedingte Ernterückschläge 
verursacht, andererseits brachten Produzenten 
und Käufer vielfach in schwierige Situationen. 

Erst 1962 gelang es der Internationalen 
Kaffeekonferenz der UNO, nach jahrelangen 
Verhandlungen das Internationale Kaffee­
"übereinkommen zu beschließen. Neben vielen 
anderen Erzeuger- und Verbraucherländern 
ratifizierte auch Österreich dieses Überein­
kommen, das mit 30. September 1968 befristet 
war. 

Nach langen und schwierigen Verhandlungen 
gelang es 1968, ein neues Abkommen zu ver­
einbaren. Das Übereinkommen sieht die 
Schaffung von Organen vor, und zwar den 
Rat und unter Umständen auch das Exekutions­
komitee. Beide können unter Umständen Be­
schlüsse fassen, die ohne Dazwischentreten 
innerstaatlicher Organe für die Mitgliedstaat,en 
verbindlich sein sollen. 

Dies ist in der österreichischen Bundesver­
fassung jedoch nicht vorgesehen. Deshalb sind 
folgende Bestimmungen des Übereinkommens 
verfassungsändernd und bedürfen daher der 
parlamentarischen Beschlußfassung : Artikel 3, 
5, 7 , 9, 12, 14, 40, 43, 45, 57, 59 und 63 . In den 
vorstehenden Artikeln ist die Satzeinteilung 

20. Punkt : Beschluß des Nationalrates vom 
6. März 1969, betreffend ein Internationales 
Getreide-Übereinkommen 1967 samt Anlagen 

(194 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Wir gelangen nun zum 20. Punkt der Tages­
ordnung : Internationales Getreide-Überein­
kommen 1967. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Steinböck. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
referieren. 

, 
Berichterstatter Steinböck : Hoher Bundes­

rat ! Herr Minister ! Das vorliegende Überein­
kommen gliedert sich in zwei rechtlich voneinan­
der unabhängige Teile. Der eine Teil ersetzt 
das Internationale Weizen abkommen 1962 
und dient einer Stabilisierung der Weizenpreise ; 
er entspricht den außenpolitischen Zielsetzun­
gen Österreichs. Der andere Teil des Überein­
kommens betrifft eine internationale N ahrungs­
mittelhilfe und erscheint für Österreich gegen­
wärtig aus budgetären Gründen nicht annehm­
bar. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat die gegenständliche Vorlage in sei­
ner Sitzung vom 12.  März 1969 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause vorzuschlagen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten den Antrag, der Bundesrat wolle be­
schließen : 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
6. März 1969, betreffend ein Internationales 
Getreide-Übereinkommen 1 967 samt Anlagen, 
wird k e i n  E i n s p r u c h  erhoben. 
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Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert : 
Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A bstimmung beschließt der Bundes­
rat, gegen den Beschluß des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

21. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Feber 1969, betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republik ÖSterreich und der 
Bundesrepublik Deutschland über Fürsorge und 
Jugendwohlfahrtspflege samt Schlußprotokoll 

und Anhänge (190 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert : 
Wir gelangen nun zum 21 .  Punkt der Tages­
ordnung : Abkommen mit der Bundesrepublik 
Deutschland über Fürsorge und Jugendwohl­
fahrtspflege. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dr. Pau­
litsch. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu refe­
rieren. 

Berichterstatter Dr. Paulitsch: Herr Vor­
sitzender ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Hoher Bundesrat ! Mit dem vorlie­
genden Abkommen sollen die Beziehungen mit 
der Bundesrepublik Deutschland auf dem Ge­
biete der Fürsorge und der Jugendwohlfahrts­
pflege eine vertragliche Regelung erfahren. Es 
handelt sich dabei um das erste Abkommen 
Österreichs dieser Art. Inhaltlich selbst ent­
spricht es weitgehend dem im Rahmen des 
Europarates geschaffenen Europäischen Für­
sorgeabkommen aus dem Jahre 1953, dem 
Österreich aus Gründen seiner geopolitischen 
Lage bisher nicht in der Lage war beizutreten. 

Der Ausschuß · für wirtschaftliche · Angelegen­
heiten hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung am 12. März 1969 in Verhandlung ge­
nommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

In Entsprechung dieser Beratungen stelle ich 
den Antrag, der Bundesrat wolle beschließen : 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
13. Feber 1969, betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republik Österreich und der 
Bundesrepublik Deutschland über Fürsorge 
und Jugendwohlfahrtspflege samt Schlußproto­
koU und Anhänge, wird kein Einspru c h  
erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert : 
Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m m u n g  beschließt der Bundes­
rat, gegen den Beschluß des Nationalrates 
k e i n e n  E i n sp r u c h  zu erheben. 

22. Punkt : Beschluß des Nationalrates vom 
12. Feber 1969, betreffend ein Wiener Über­
einkommen über konsularische Beziehungen 
samt Fakultativprotokoll über die obligatorische 
Beilegung von Streitigkeiten (198 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert : 
Wir gelangen nun zum 22 . Punkt der Tages­
ordnung : Wiener Übereinkommen über kon­
sularische Beziehungen samt Fakultativproto­
koll über die obligatorische Beilegung von 
Streitigkeiten. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Dr. , Eberdorfer. Ich bitte ihn, über den 
Gegenstand zu referieren. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Dr. Eberdorfer: 
Herr Vorsitzender ! Hoher Bundesrat I Das 
vorliegende Abkommen wurde auf einer im 
Rahmen der Vereinten Nationen einberufenen 
Staatenkonferenz in Wien im Jahre 1963 
ausgearbeitet. Es enthält im wesentlichen 
nicht so sehr kodifiziertes Völkergewohnheits­
recht als neu formulierte allgemeine Normen 
des Völkerrechtes auf dem Gebiete der kon­
sularischen Beziehungen. Das dem Überein­
kommen beigefügte Fakultativprotokoll regelt 
das Verfahren, das bei Meinungsverschieden­
heiten über die Auslegung oder die Anwendung 
des Übereinkommens von den Streitteilen 
einzuhalten ist. (Der Vo rsitzende über­
nimmt wieder die Verhandlungsleitung.) 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
heiten und wirtschaftliche Integration hat 
die gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 12. März 1969 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

.Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 
der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
und wirtschaftliche Integration den Antrag, 
der Bundesrat wolle beschließen : 

Gegen den Beschluß des Nationalrates 
vom 12. Feber 1969, betreffend ein Wiener 
Übereinkommen über konsularische Beziehun­
gen samt Fakultativprotokoll über die obli­
gatorische Beilegung von Streitigkeiten, wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich Herr 
Bundesrat Dr. Heger gemeldet. Ich erteile 
ihm dieses. (Rufe bei der SP() : Er ist heute 
im Großeinsatz !) 

Bundesrat Dr. Heger (ÖVP) : Herr Vor­
sitzender ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Das Wiener Übereinkommen über 
konsularische Beziehungen gibt mir einmal 
die Gelegenheit, über die Bedeutung der 
Konsulate vor Ihnen einen kurzen Sachbericht 
abzugeben. 
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Dr. Heger 
Konsuln hat es sohon im alten Rom gegeben, . voller Verantwortung einschreiten. Ähnlich 

und die Konsulate waren auoh sohon in der ist es auch dann, wenn zum Beispiel einem 
Römerzeit bekannt. Wir müssen feststellen, Ausländer ein Unfall in Österreioh passiert. 
daß sioh die Mission der Konsuln und der Es ist nicht so, daß nur die Polizei oder die 
Konsulate im Laufe der Zeit wenig geändert Gendarmerie allein einzusohreiten hat, sondern 
hat. gerade im Zusammenhang etwa mit einem 

Wir teilen die Konsulate - ioh darf das 
jetzt ganz kurz zusammenfassen - ein in 
Berufskonsulate und Honorarkonsulate - das 
sind die oonsuls de carriere und die oonsuls 
honoraires -; dann gibt es noch General­
konsulate, die eben aus der Zusammenfassung 
mehrerer Konsulatsbereiohe entstehen. 

Was hat nun der Konsul oder das Konsulat 
für Aufgaben 1 Der Konsul ist grundsätzlioh 
ein Mittler zwischen dem Sendestaat und dem 
Empfangsstaat. Er hat dafür zu sorgen, 
daß nicht nur die privaten Interessen, sondern 
auch die rechtlichen Interessen der Personen 
in seinem Jurisdiktionsgebiet gewahrt werden. 
Das wird bei uns meistens mißverstanden. 
Ein Konsul, der von einer ausländischen 
Macht hier akkreditiert wurde, hat grund­
sätzlich die Interessen der Staatsbürger dieses 
Landes zu vertreten. 

Nun, was heißt "ihre Interessen vertreten" 1 
Ursprünglich, das möchte ioh vorausschicken, 
waren die Konsuln nur damit beschäftigt, 
die wirtschaftlichen Verbindungen zwisohen 
den Ländern herzustellen, sie zu vertiefen 
oder einzugreifen, wenn Not am Mann war. 
Auch hat es sich darum gehandelt - das 
werden Sie, die Sie aus dem Wirtschaftsleben 
kommen, noch in Erinnerung haben -, daß 
sogenannte Konsulatsfakturen notwendig ge­
wesen sind, eben um gewisse Behinderungen 
oder auch Nachlässigkeiten auf dem Gebiete 
des Außenhandelsverkehrs zu verhindern. 

Neben diesen reinen Handelsmissionen und der 
Beauftragung mit wirtschaftliohen Angelegen­
heiten haben sich die Konsuln nunmehr, 
vor allem in der modernen Zeit, auch mit 
fremden verkehrswirtschaftlichen Problemen 
oder mit Problemen des Tourismus zu be;' 
schäftigen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich könnte Ihnen aus meinem langjährigen 
Aufgabengebiet einiges erzählen, will das 
aber wegen der schnellaufenden Zeit vermeiden. 
loh möchte nur sagen, daß z. B. die Bergung 
eines toten Ausländers, gleichgültig, 0 b er 
bei einem Verkehrsunfall, in der Eisriesenwelt 
oder bei einem Skiunfall getötet wurde, eine 
außerordentlioh diffizile Angelegenheit ist und 
es beträchtlicher Anstrengungen bedarf, bis 
man endlich so weit ist, daß man ihn in einem 
Leichenauto verwahren und in seine Heimat 
bringen kann. Dabei muß der Konsul mit 

tödliohen Unfall entstehen bei einem Aus­
länder große Sohwierigkeiten, bei denen der 
Konsul eingreifen muß, nicht nur als Dolmetsch !  

Aber nicht nur bei traurigen Anlässen, 
sondern auoh bei freudigen Ereignissen, wie 
etwa bei einer Hochzeit oder der Geburt eines . 
Kindes, muß der Konsul - nachher ! (Heiter­
keit) - beigezogen werden, um gewisse 
rechtliche Handlungen vorzunehmen. 

Der Konsul ist also mit vielen Aufgaben 
beschäftigt, aber er hat auch vornehme Ver­
pflichtungen zu erfüllen, nämlich die geistigen 
Beziehungen zwischen dem Sende- und dem 
Empfangsstaat zu vertiefen : Auf dem Gebiete 
der Kultur, der Musik, der Literatur, der 
bildenden Kunst kommt diesen Herren eine 
große Bedeutung zu, sofern sie ihre Aufgaben 
ernst nehmen. 

Ich unterstreiche das aus einem besonderen 
Grund. Wir haben bedauerlicherweise im 
letzten Jahr erfahren müssen, daß in einem 
gewissen Teil der Presse der Konsul, vornehm.­
lieh der Honorarkonsul, herabgesetzt wurde. 
Man hat ihn als Menschen bezeichnet, der 
auf Lebzeiten sozusagen eine Freikarte für 
Parties und Empfänge hat. Ich will die be­
treffenden Journalisten von diesem Redner­
pult aus fragen, ob die Presse andere Legiti­
mationen auf Lebzeiten besitzt. Nein, sie 
kann nämlich auch ungehindert und unaufge­
fordert, eingeladen oder nicht eingeladen, zum 
Unterschied vom Konsul, bestimmten Ereig­
nissen beiwohnen. loh habe es als sehr traurig 
empfunden, daß man die Arbeit dieser Men­
schen, die sich einer völkerverbindenden 
Aufgabe unterziehen, derart diskriminiert. 

Im übrigen möchte ich diesen Herren 
Journalisten sagen : Jeder Konsul bekommt, 
bevor er sein Amt ausüben darf, ein sogenanntes 
Exequatur. Das bedeutet, daß der erste 
Mann im Staate, der Herr Bundespräsident, 
mit seiner Unterschrift zum Beispiel einem 
Österreicher die Möglichkeit gibt, im Interesse 
eines anderen Landes hier zu fungieren. Ich 
hätte gewünscht, daß die Herren von der 
Presse, die sich über diese Honorarkonsuln 
so . diskriminierend geäußert haben, darauf 
Bedaoht genommen hätten, daß sie damit 
auch die Würde und Ehre des Herrn Bundes­
präsidenten, der sioh da auf Vorschlag des 
Herrn Außenministers für den künftigen 
Missionschef einsetzt, diskriminiert haben. 

Meine Damen und Herren ! Es ist nicht so, 
daß die Honorarkonsuln oder auch die 
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Dr. Heger 
Konsuln, sei es wer immer von ihnen, Men­
schen sind, denen es nur darum geht, sich 
einen Titel zuzulegen. Nein, ich bin der 
Meinung, sie haben gerade auf den Gebieten, 
die ich vorhin erwähnt habe, Mittler zu sein, 
eine außerordentliche Aufgabe. Sie alle werden 
mit mir eines Sinnes sein, wenn ich sage : 
Je mehr Menschen auf diplomatischer und 
konsularischer Ebene um einen runden Tisch 
zusammenkommen, einander gegenseitig sehen 
und sich aussprechen, desto mehr wird dazu 
beigetragen, daß man in Zukunft hoffentlich 
noch weniger Auseinandersetzungen mit Waffen 
austrägt. Besser ist doch das Gespräch am 
runden Tisch, die Austragung von Meinungs­
verschiedenheiten im Wege dieser Begegnung. 

Ich bin davon überzeugt, daß die Meinung, 
die ich hier geäußert habe, auch die Meinung 
meiner Parteifreunde ist, die dieser Vorlage 
gerne ihre Zustimmung geben werden. ( Bei­
fall bei der (j V P.) 

Vorsitzender : Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Der Berichterstatter ver­
zichtet auf das Schlußwort. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A bs timmung beschließt der Bundes­
rat, gegen den Beschluß -des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

23. Punld : Bericht des Bundesministers 
für Auswärtige Angelegenheiten über die wieder­
aufgenommene XXII. Generalversammlung der 
Vereinten Nationen (New York, 24. April 
bis 12. Juni 1968) samt Anlagen (199 der 

Beilagen) 

24. Punkt : Bericht des Bundesministers für 
Auswärtige Angelegenheiten über die Tätigkeit 
des Ministerkomitees des Europarates im Jahre 

1967 (200 der Beilagen) 

25. Punkt : Bericht der Österreichischen Dele­
gation zur Beratenden Versammlung des Europa­
rates über die XIX. Sitzungsperiode (201 der 

Beilagen) 

Vorsitzender : Wir gelangen nunmehr zu 
den Punkten 23 bis 25, über die, wie eingangs 
ebenfalls beschlossen wurde, die Debatte 
unter einem abgeführt werden wird. Es 
sind dies : 

Berichte des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über 

die wiederaufgenommene XXII. General­
versammlung der Vereinten Nationen und 

die Tätigkeit des Ministerkomiteesdes Europa­
rates im Jahre 1967 sowie 

ein Bericht der Österreichischen Delegation 
zur Beratenden Versammlung des Europarates 
über die XIX. Sitzungsperiode. 

Berichterstatter über Punkt 23 ist Herr 
Bundesrat Dr. Dipl.-Ing. Eberdorfer. Ich 
bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Dipl.-Ing. Eberdorfer : 
Herr Vorsitzender ! Hoher Bundesrat ! Sehr 
geehrter Herr Minister ! Der vorliegende 
Bericht beschäftigt sich mit den in der wieder­
aufgenommenen XXII. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen behandelten Fragen. 

Der größte Teil der Arbeiten bezog sich 
auf den Vertrag über die Nichtweiterverbrei­
tung von Kernwaffen. Daneben standen 
auch das Südwestafrika-Problem und die 
Nahostkrise auf der Tagesordnung. Berichtet 
wird auch über die Aufnahme von Mauritius. 
Der Mitgliedstand der Vereinten Nationen 
hat sich dadurch auf 124 erhöht. Im Anhang 
werden ferner die Erklärungen der österreichi­
schen Vertreter in der Politischen Kommission 
zum sogenannten Atomsperrvertrag und im 
Plenum zum Problem Südwestafrika wieder­
gegeben. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
heiten und wirtschaftliche . Integration hat 
den vorliegenden Bericht in seiner Sitzlmg 
vom 12. März 1969 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause die Kenntnisnahme dieses Berichtes 
zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 
der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
und wirtschaftliche Integration den Antrag, 
der Bundesrat wolle beschließen : 

Der Bericht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die wiederaufge­
nommene XXII. Generalversammlung der 
Vereinten Nationen (N ew Y ork, 24. April 
bis 12.  Juni 1968) samt Anlagen wird zur 
Kenntnis  genommen. 

Vorsitzender: Berichterstatter über die 
Punkte 24 und 25 ist Herr Bundesrat Dr. Pau­
litsch. Ich bitte um seine beiden Berichte. 

Berichterstatter Dr. Paulitsch : Herr Vor­
sitzender ! Herr Bundesminister ! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren ! Der gegen­
ständliche Bericht beschäftigt sich abschnitts­
weise mit der Behandlung von politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Fragen, 
Rechtsfragen, sozialen Fragen, Berufsaus­
bildung, Bevölkerungs- und Flüchtlingswesen, 
N atur- und Landschaftsschutz und anderem 
durch den Europarat. Im Annex werden alle 
Übereinkommen des Europarates, soweit sie 
für Österreich von Bedeutung sind, angeführt, 
und zwar gegliedert nach Übereinkommen, 
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Dr. Paulitseh 

die Österreich unterzeichnet oder ratifiziert Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
hat, und nach solchen, bei denen dies nicht Dr. Reichl. Ich erteile es ihm. 
der Fall ist. 

Dieser Bericht stellt somit einen ausführ­
lichen überblick über die Tätigkeit des 
Ministerkomitees des Europarates für 1967 
dar ; er ist zu begrüßen und kann als Beitrag 
für eine aktive Europapolitik angesehen wer­
den. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
he�ten und wirtschaftliche Integration hat 
den gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
vom 12. März 1969 in Verhandlung gezogen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause die Kenntnisnahme dieses Berichtes 
zu empfehlen. 

In Entsprechung dieser Beratungen stelle 
ich den Antrag, der Bundesrat wolle be· 
schließen : 

Bundesrat Dr. Reichl (SPÖ) : Hoher Bundes­
rat ! Herr Vorsitzender ! Herr Minister ! Ich 
werde mich bemühen, mich kurz zu fassen. 
Sollte mir dies nicht gelingen, dann bitte ich 
schon jetzt um eine milde Bestrafung. 

Viele von jenen Themen, die in den vor­
liegenden Berichten des Europarates behandelt 
wurden, stehen zum Teil auch noch im gegen­
wärtigen Augenblick auf der Tagesordnung 
von Plenarsitzungen und Ausschußberatungen 
des Europarates. Ich darf vielleicht auf einige 
Beispiele verweisen ; so zum Beispiel die 
Versuche, die steckengebliebene wirtschaft­
liche Integration von unten her durch prak­
tische Handlungen zu forcieren oder die 
technologische Lücke zwischen Nordamerika. 
und Europa zu verkleinern. 

Der Bericht des Bundesministers für Aus· In den Kommissionen wird auch viel 
wärtige Angelegenheiten über die Tätigkeit Kleinarbeit geleistet, die dazu dient, die 
des Ministerkomitees des Europarates im Verflechtung Europas trotz aller Schwierig­
Jahre 1967 wird zur Kenntnis genommen. keiten voranzutreiben. 

Ein weiterer Gegenstand meiner Bericht- Ich denke dabei an die Arbeiten an einem 
erstattung ist der Bericht der Österreichischen europäischen Rechtslexikon, an die Vorarbeiten 
Delegation zur Beratenden Versammlung des eines europäischen Natur- und Landschafts­
Europarates über die XIX. Sitzungsperiode. schutzes oder an die Behandlung von Gesund-

Die XIX. Sitzungsperiode der Beratenden heits- und Sozialfragen in der Sozialkommission, 
Versammlung des Europarates umfaßt den aber auch in der Agrarkommission. Alle diese 
Zeitraum vom 24. April 1967 bis zum 5. Mai Vorarbeiten dienen dazu, um von unten 
1968. In den Plenarsitzungen wurden ver- herauf ein europäisches Gemeinschaftsrecht 
schiedene politische, wirtschaftliche, kulturelle, durchzusetzen. 
wissenschaftliche, soziale, landwirtschaftliche Ich denke auch an die Berichte in der und juridische Fragen sowie das Flüchtlings- Raumplanungs- und Gemeindekommission des 
wesen behandelt. Europarates wie jene über die Entwicklung 

Der Bericht gibt auch einen überblick der regionalen Strukturen, über die Zusammen­
über die vielfältige Mitarbeit der österreichi- arbeit europäischer Gemeinden, über Pro­
schen Delegationsmitglieder in dieser euro- bleme des städtischen Verkehrs und des 
päischen Institution. Verkehrs in den Ballungsgebieten. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen- In diesem Zusammenhang möchte ich mir 
heiten und wirtschaftliche Integration hat erlauben, eine leise Kritik darüber anzu­
den gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung bringen, daß die Gemeindeangelegenheiten 
vom 12. März 1969 in Verhandlung gezogen im Ministerbericht unter "Sonstiges" ange­
und einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause führt werden. Die anderen Kommissionen 
die Kenntnisnahme dieses Berichtes zu emp- haben ein eigenes Kapitel. Und gerade 
fehlen. Bürgermeister und Gemeinderäte sind die-

In Entsprechung dieser Beratungen stelle jenigen, die auch auf der europäischen Ebene 

ich den Antrag, der Bundesrat wolle be- konkrete Dinge hervorbringen, während sehr 

schließen : oft die attraktiven politischen Debatten sehr 
wenig Konkretes produzieren. Ich darf hinzu­

Der Bericht der Österreichischen Delegation fügen : leider sehr wenig ! 

:�::aa����i�::��;!:�� :::::k::: Aber ich möchte hier in erster Linie heute 

nis genommen. die Gelegenheit wahrnehmen, über einen 
Problemkreis zu sprechen, der alle Deutsch­

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die sprechenden interessieren wird : über das 
Debatte ein, die über alle drei Punkte unter Problem der Zulassung der deutschen Sprache 
einem abgeführt wird. als Amtssprache im Europarat. 
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Dr. Reiehl 
Ich darf hier in Erinnerung rufen, daß der zu durchbrechen. Ich glaube, die Mühe 

Herr Außenminister über die Stellung _ der wird sich - lohnen und Österreichs Außenmini­
deutschen Sprache als Nebenamtssprache in , ster könnte sich auf diese Weise historische 
einer Anfragebeantwortung berichtet hat, und Verdienste erwerben. 
z�a� sehr präzis� und ausführlich, wofür Darf ich noch eine Bemerkung über mich 
WIr Ihm dankbar smd. anbringen. Ich persönlich gehöre zu jenen, 

Es ist aber richtig, daß die Entscheidung die gerne fremde Sprachen lernen. Während 
beim Ministerrat liegt, und ich möchte hinzu- des Krieges - ich war fünf Jahre Soldat 
fügen, daß dort niemand mehr die Frage und bin Gefangener gewesen - war es immer 
anschneiden möchte. Dort gibt es keine mein Hobby, jeweils die Sprache des Landes zu 
Klagemauer, aber eine Schweigemauer. Ich lernen, in dem ich gewesen bin. Andere haben 
möcht� hier a?er ?anz kurz folgende Tatsac�en Karten gespielt, wieder andere haben sich 
deporueren, die ruemand von der Hand welsen mit dem sogenannten Thema Nummer eins 
kann. beschäftigt, also mit den Frauen und der 

Der Europarat umfaßt derzeit 18 Mit- Liebe, wieder andere haben über das gute 
gliedstaaten, zu denen auch Österreich, die Essen gesprochen - ich habe mich mit 
Bundesrepublik, die Schweiz und Luxemburg Sprachen beschäftigt. Ich möchte daher 
gehören. Die Bundesrepublik umfaßt rund sagen, es ist hier kein Sakroegoismus, der 
60 Millionen Einwohner, Österreich mehr als bei mir zum Ausdruck kommt, im Gegenteil, 
7 Millionen Einwohner und die Schweiz ich höre mir fremde Sprachen immer sehr 
5,999.000, von denen - bitte jetzt auf die gerne an und bin immer dankbar, wenn 
Prozentzahl zu hören - 74,4 Prozent Deutsch ich dabei lernen kann. 
als Muttersprache haben. Ohne Luxemburg 
- ich werde jetzt nicht von Luxemburg 
sprechen, denn hier handelt es sich um ein 
zweisprachiges Land - sind das rund 70 Mil­
lionen Deutschsprechende. Deutsch ist also 
weitaus die stärkste Sprachgruppe im Europa­
rat. 

Ich darf hier ergänzend hinzufügen, daß 
Französisch von etwa 54 Millionen Franzosen, 
Belgiern, Französisch-Schweizern gesprochen 
wird, rund 53 Millionen sprechen italienisch 
und etwa 53 Millionen englisch. Ich fasse 
also nochmals zusammen : rund 70 Millionen 
sprechen deutsch, rund 54 Millionen franzö­
sisch, rund 53 Millionen englisch. Aber Deutsch 
ist bis zum heutigen Tage noch nicht Amts­
sprache des Europarates. 

Aus diesen Fakten geht hervor, daß ein 
Europarat keine Aussicht auf Zukunft haben 
kann, wenn die vier Hauptsprachen nicht 
gleichwertig behandelt werden. Auf die Dauer 
kann die Sprache der größten Sprachgruppe 
nicht als Nebenamtssprache behandelt werden. 

Das Argument Mehrkosten ist nach meiner 
Meinung kein echtes Argument, es ist eine 
Ausrede. Ein echtes Argument ist es, daß 
man die Muttersprache eines Goethe oder 
Mozart oder Grillparzer oder Beethoven oder 
eines Dante und eines Leonardo da. Vinci 
nicht auf die Dauer diskriminieren darf, 
wenn man ein kraftvolles Europa aufbauen 
will. 

Deshalb möchte ich heute den österreichi­
sohen Außenminister bitten, mit seinen Schwei­
zer und deutschen Kollegen, aber - auch mit 
dem italienischen AuBenminister Fühlung zu 
nehmen, um diese Frage vorbereitend zu 
behandeln, um diese Schweigema.uer einmal 

Aber ich möchte sagen : Ich sehe hier ein 
gesamteuropäisches Problem, das nur dann 
gelöst werden kann, wenn wir für dieses die 
sprachliche Voraussetzung schaffen. Ich glaube, 
hier kann der österreichische Außenminister 
initiativ werden. Ich selbst bin es bis zu 
einem gewissen Grad, Herr Minister, schon 
gewesen. Ich habe einige Male Gelegenheit 
gehabt, mit Kollegen aus der Schweiz oder 
aus der Bundesrepublik über diese Frage 
zu sprechen. Ich war auch bei jenen Ausschuß­
beratungen, in denen es gelungen ist, wenig­
stens den Status als Nebenamtssprache für 
Deutsch zu erreichen. Ich glaube aber, 
daß wir bei einer entsprechenden Initiative 
im Ministerrat die Unterstützung auch jener 
Parlamente bekommen werden, in denen 
eine andere Sprache als Deutsch gesprochen 
wird. Denn auch die jetzige Lösung wurde 
auf parlamentarischer Ebene fast ohne Wider­
spruch gefunden. Das war damals ein gewal­
tiger Fortschritt. 

Es ist mir natürlich bewußt, daß die skan­
dinavischen Staa.ten zwar eine Initiative 
für die deutsche Sprache unterstützen, daß 
sie aber nicht gleichzeitig bereit sind, Italie­
nisch zu unterstützen. Das ist also eine andere 
Frage. Ich weiß nicht, weshalb und warum, 
aber wir konnten in Aussprachen immer fest­
stellen, daß die Skandinavier zwar bereit 
waren, uns zu unterstützen, aber sie waren 
nicht bereit, Italienisch zu unterstützen. 

Es ist aber in der Praxis so, daß wir ohne 
Zustimmung des italienischen Ministers nichts 
erreichen können. Deswegen mein Vorschlag, 
daß man für ein vorbereitendes Gespräch 
den italienischen Vertreter einbeziehen müßte. 
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Dr. Reiehl 
Bei Lösung dieser Frage handelt es sioh 

üblicherweise letzten Endes nicht um ein 
tagespolitisches Problem, sondern um die 
Lösung eines geschiohtlichen Problems von 
ganz großer, gesamteuropäischer Bedeutung. 
Daß wir - das möchte ich auch gleich fest­
stellen - auch anderen Sprachgruppen tolerant 
gegenüberstehen, wenn sie irgendwelche For­
derungen anmelden, scheint mir selbstver­
ständlich zu sein. 

Ich bitte nur, die Kostenfrage nicht zu 
übersohätzen. Würden wir das tun, dann 
müßte man jede Tätigkeit in internationalen 
Organisationen von dieser Seite her beurteilen, 
und das würde für ein exportorientiertes 
Fremdenverkehrsland nur zu unseren Un­
gunsten ausfallen. 

Ich bitte also das Außenministerium und 
den Herrn Außenminister, meine Vorschläge 
zu überprüfen. 

Den vorliegenden Berichten geben wir 
gern unsere Zustimmung. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Vorsitzender: Als nächster Redner hat 
sich Herr Bundesrat Römer zum Wort gemeldet 
Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Römer (ÖVP) : Hoher Bundes­
rat ! Meine Damen und Herren ! Sehr geehrter 
Herr Minister ! Am Haager Kongreß vom 
7. bis 10. Mai 1948, also vor mehr als 20 Jahren, 
wollten die Verlechter des Europarat-Ge­
dankens eine Institution schaffen, die auf 
übernationaler und parlamentarischer Basis 
beruhen sollte. Diese Institution, unser 
Europarat, sollte Sprachrohr sein und gleich­
zeitig als Lehrmeister der öffentlichen Mei­
nung ständigen Einfluß auf die nationalen 
Regierungen und Parlamente ausüben. So 
hoffte man damals, dem Ziel der "Europäischen 
Bewegung", des "Mouvement europeen" -
der Einheit zumindest Westeuropas -, näher­
zukommen. 

Leider war das Ergebnis der Verhandlungen 
zwischen den beteiligten Regierungen nur 
ein Statut des Europarates vom 5. Mai 1949, 
das der parlamentarischen Versammlung nur 
eine beratende Funktion übertrug. Dem im 
herkömmlichen Stil zwischenstaatlicher Diplo­
matenkonferenzen geschaffenen Minister­
komitee wurde hingegen das "Monopol der 
Handlung" eingeräumt. 

Der § 1 des Statutes, das damals beraten 
und beschlossen wurde, beauftragt den 
Europarat, "eine engere Verbindung zwischen 
seinen Mitgliedern zum Schutze und zur 
Förderung der Ideale und Grundsätze, die 
ihr gemeinsames Erbe bilden, herzustellen 
und ihren wirtschaftlichen und sozialen Fort­
schritt zu fördern". 

Der erste Präsident des Europarates, der 
Belgier Paul-Henri Spaak, sagte in seinet 
Eröffnungsrede sehr deutlich : " Aber um 
dieses Europa zu gestalten, genügt es nicht, 
aus einer stillschweigenden geistigen Zu­
stimmung zu profitieren. Ergebnisse sind 
nötig. " 

Schnell aber hatte die Beratende Versamm­
lung erfaßt, daß sie trotz ihrer relativen 
Machtlosigkeit einen wirksamen Einfluß gel­
tend machen könnte, indem sie sich auf die 
nationalen Parlamente stützte. Der Druck 
der nationalen Parlamente aufihre Regierungen 
war und ist die Voraussetzung für ein ver­
stärktes Wirksamwerden der Vorschläge und 
Empfehlungen der Straßburger Versammlung. 

Wenn ich diesen Rückblick auf das Werden 
des Europarates bringe, dann geschieht dies, 
um aufzuzeigen, wie hochgesteckt die Hoff­
nungen auf ein einiges und geeintes Europa, 
auf "Die Vereinten Staaten von Europa", 
waren, wie aber gleichzeitig durch Schmälerung 
der Befugnisse des Europarates und Uneinig­
keit mancher nationaler Parlamente die Schwie­
rigkeiten gestiegen sind. 

Warum aber wird oft die Frage gestellt : 
Strebte man 1948 überhaupt eine Einigung 
Europas an, wenn sie heute noch nicht 
Tatsache geworden ist ? Die Antwort ist 
einfach : 

1948 waren die Schrecknisse des zweiten 
Weltkrieges noch in frischer Erinnerung. 
Noch sah man die furchtbaren Wunden 
vom Atlantik bis zum Osten, vom Norden 
bis zum Süden unseres Kontinentes. Noch 
bangten Millionen Eltern um ihre Söhne 
und nicht weniger Kinder und Frauen um 
ihre Väter und Gatten. Noch waren die 
Wunden nicht verheilt, die Gräber frisch 
und der Hunger in vielen Ländern noch groß. 
Noch gab es Besatzungsmächte und unter­
drückte Völker. 

Immer öfter wurde die Frage gestellt : 
Muß dieses herrliche Europa, das der Welt 
so viel geben konnte, immer wieder seine 
Besten in sinnlosen Kriegen und Morden, 
in gegenseitigem Streit und Zank auf den 
europäischen Schlachtfeldern opfern ? Wieviel 
Aufbau könnte ein Zusammenstehen der 
europäischen Völker ermöglichen ! Wieviel 
könnte für eine soziale Besserstellung getan 
werden ! Wie groß wäre die wirtschaftliohe 
Potenz dieses Europa ! Wer würde es wagen, 
seine Freiheit und seine demokratischen Er­
rungenschaften zu bedrohen ! Welche Fort .. 
bildung unserer Jugend wäre in einem großen, 
geeinten Europas möglich I Unsere Jugend, 
unsere Forscher hätten im eigenen Lande 
alle Voraussetzungen für ihre und für unBere 
Zukunft ! 
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Römer 
Wie groß ist aber trotzdem der Glaube 

an das einige Europa, wenn Abgeordnete aller 
im Europarat vertretenen Staaten immer noch 
mit Leidenschaft und Zähigkeit und Zuver. 
sicht das große Zi�l des einigen Europas 
anstreben ! Leidenschaftlich wird immer wieder 
in jeder Session das einige und geeinte, das 
große Europa gefordert. Schonungslos wird 
aufgezeigt, wer - meiner Meinung nach - diese 
Einigung verhindert. 

Der französische Abgeordnete Teitgen stellte 
in einer Debatte über die Menschenrechts­
konvention fest, "daß im Ministerkomitee 
der Wille der Mehrheit hinter einem Einzelveto 
verschwindet".  Er vertritt nicht allein diese 
Meinung ! 

Interessant ist in diesem Zusammenhang 
eine kurze Bilanzsendung des Österreichischen 
Fernsehens vor zwei Tagen. Da sagte Präsident 
J ean Rey - ich habe es zufällig selbst gehört- : 
"Das Veto ist ein verachtungswürdiges Ver­
fahren. " Darum geht es, daß dieses Europa 
noch nicht einig ist ! Rey zählt zu den ehr­
lichsten Freunden Österreichs und ist ein 
leidenschaftlicher Vertreter eines großen 
Europa. 

Immer wieder wird auf die Gefahren hin­
gewiesen, die Westeuropa sonst drohen. Gerade 
die Ereignisse der letzten Zeit haben mit 
erschreckender Deutlichkeit aufgezeigt, zu 
welcher Bedeutungslosigkeit dieses Europa 
gesunken ist. Die gefährliche Nahostkrise 
ist ein Streit vor unserer Tür. Europa hat 
nichts mitzubestimmen ! Europa wird nicht 
einmal gefragt ! Europa hat nur die Folgen 
zu tragen ! Der 21 .  August zeigte die Gefahren 
auf, denen sich Europa gegenübersieht. Wie 
bangten damals viele um unsere Zukunft ! 
An den Grenzen Österreichs standen und stehen 
fremde Panzer. Und dieser Kontinent ist, 
soweit er noch demokratisch sein darf und 
noch frei ist, trotz allem zerrissen und un­
einig. Machtstreben, Hegemoniewünsche ver­
hindern die Einigkeit und die Einigung ! 
Müßten nicht alle im eigenen Lande Apostel 
dieser Einigung und Einigkeit Europas sein ? 

Dürfen hier die Vertreter aller im Europarat 
vertretenen Länder als jene, die ihren Völkern 
einmal Rechenschaft ablegen müssen und 
die verantwortlich sind, noch schweigen ? 
Ich glaube nicht. Auch wir müssen und sollen 
unseren Teil dazu beitragen; daß die natio­
nalen Parlamente ihre Regierungen zwingen, 
alle Bedenken gegen das große Europa aufzu­
geben. 

In diesem Zusammenhang halte ich es für 
eine Pflicht, freudig feststellen zu dürfen, 
daß die Vertreter Österreichs im Europarat, 

ohne Unterschied der Parteizugehörigkeit, 
nur ein Ziel kennen : die Interessen unseres 
Vaterlandes zu vertreten und das große Ziel 
einer Einigung anzustreben in dem klaren 
Bewußtsein, daß dieses kleine Österreich 
nur dann auf die Dauer bestehen und den 
von uns allen gewünschten Fortschritt, das 
von uns allen gewünschte Wachsen und Ge­
deihen erreichen kann, wenn es durch diese 
Organisation in das große Europa eingebaut 
werden kann. 

Die europäische Jugend sehnt sich nach 
einem Ideal, sie erstrebt ein großes Ziel. 
Die europäische Jugend sieht aber auch, 
daß zwar viel geredet wird, aber im Hinblick 
auf das große Europa wenig oder fast gar 
nichts erreicht wurde. Wir glaubeil, daß nur 
das geeinte Europa unserer Jugend und uns 
Ruhe und Sicherheit lind damit Freiheit, 
Demokratie und Unabhängigkeit garantiert. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
der Herr Bundesminister für Auswärtige 
Angelegenheiten Dr. Kurt Waldheim. Ich 
erteile es ihm. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Waldheim: Herr Vorsitzender ! 
Hoher Bundesrat ! Ich möchte nur ganz 
kurz zu den Anregungen des Herrn Bundes­
rates Reichl Stellung nehmen und ihm ver­
sichern, daß wir uns mit der von ihm ange­
schnittenen Frage, nämlich des Gebrauches 
der deutschen Sprache im Europarat, seit 
langem eingehend beschäftigen. Ich kann 
alles, was der Herr Bundesrat hier vorgetragen 
hat, nur unterstreichen. Es ist zweifellos 
ein unnatürlicher Zustand, daß die deutsche 
Sprache im Europarat nicht als offizielle 
Sprache zugelassen ist, obwohl die Ziffern, 
die gerade genannt wurden, eine sehr deutliche 
Sprache sprechen. 

Es wurde daher auch schon vor längerer 
Zeit unser Vertreter beim Europarat beauf­
tragt, die Frage der Einführung der deutschen 
Sprache als offizielle Sprache im Minister­
komitee aufzugreifen. Das ist auch geschehen. 
Es hat eine ausführliche Diskussion dieser 
Frage stattgefunden, und zwar sowohl in 
der Sitzung als auch durch Kontaktgespräche 
mit den anderen Mitgliedern des Ministerrates. 
Es wurde aber dabei leider festgestellt, daß 
eine Bereitschaft zur Aufnahme der deutschen 
Sprache als offizielle Sprache bei den übrigen 
Mitgliedstaaten nicht zu erwirken war. Man 
hat darauf verwiesen, daß die Einführung 
möglich wä.re, allerdings auf Kosten der 
deutschspreohenden Mitgliedstaaten, und das 
wurde von diesen bisher als untragbar abge­
lehnt. 
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Bundesminister Dr. Waldheim 

Es wurde auch noch ein anderer Grund an­
geführt, nämlich die Befürchtung, daß die Ein­
führung des Deutschen von anderen Staaten als 
Präzedenzfall ausgenützt werden könnte. Sie, 
Herr Bundesrat, haben bereits Italien genannt. 
Es sind aber auch noch andere Staaten dazu­
gekommen, zum Beispiel Holland, und auch 
innerhalb der skandinavischen Gruppe wird 
unter der Decke diese Möglichkeit ventiliert. 

Meine Damen und Herren ! Es ist also das 
Problem, daß man einerseits Präzedenzfolge­
rungen befürchtet, wenn man Deutsch als 
offizielle Sprache einführt und die Kosten von 
der Organisation getragen werden würden, und 
andererseits die Tatsache, daß man bereit 
wäre, diese Sprache zuzulassen, allerdings unter 
der Voraussetzung, daß die betroffenen Staaten 
die zusätzlichen Kosten dafür selbst tragen. 
Das ist also der Grund, warum wir bisher mit 
unserer Initiative nicht durchgedrungen sind. 
Trotzdem werden wir auch in Zukunft alles 
daransetzen, um hier zu einem Ergebnis zu 
gelangen. 

Ich bin auch gerne bereit, den Vorschlag des 
Herrn Bundesrates Reichl aufzugreifen, auf 
diplomatischem Weg mit den Schweizern und 
selbstverständlich auch mit der Bundesrepu­
blik die Frage eines gemeinsamen Vorgehens 
zu prüfen. Jedenfalls können Sie versichert 
sein, daß wir uns der Wichtigkeit dieses 
Problems durchaus bewußt sind und auch in 
Zukunft alles unternehmen werden, um hier 
doch zu einem Ergebnis zu gelangen. (Beifall 
bei der OVP. - Bundesrat Bchweda : Herr 
Bundesminister ! Entschuldigung, aber wir zahlen 
doch jetzt auch für die Vbertragung ins Fran­
zösische und Englische ! ) Ja, auf Grund der 
bestehenden Statuten. Diese müßten ge­
ändert werden, damit auch Deutsch zusätzlich 
aufgenommen Wird. Das erfordert einen zu­
sätzlichen Antrag, der auf Grund eines Vor­
schlages des Ministerkomitees von der Ver­
sammlung akzeptiert werden müßte, und dann 
würden die Kosten gleichmäßig aufgeteilt 
werden. 

Herr Bundesrat ! Sie haben vollkommen 
recht. Ich teile durchaus die Meinung aller 
Herren. Ich glaube, wir sind uns vollkommen 
einig, daß das ein Zustand ist, der nicht hin­
genommen werden sollte. Nur haben wir leider 
nicht die Machtmittel, um es durchzusetzen. 
Wir bemühen uns aber, mit allen uns zu 
Gebote stehenden Mitteln, diesem Wunsch 
Rechnung zu tragen. Ich hoffe, daß es mit 
einiger Insistenz doch eines Tages gelingen wird, 
ans Ziel zu kommen. (A.llgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender : Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wird ein Schlußwort gewünscht 1 - Dies ist 

nicht der Fall. Die Abstimmung über die drei 
Berichte erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A bs  t immun g 
werden die drei Berichte e instimmig zur 
Kenntnis genommen. 

26. Punkt : Bericht des Bundesministers für 
Auswärtige Angelegenheiten über die Kon­
ferenz der Vereinten Nationen über die Er­
forschung und friedliche Nutzung des Welt­
raums (Wien, 14. bis 27. August 1968) samt 

Anlagen (202 der Beilagen) 

27. Punkt : Bericht des Bundesministers für 
Auswärtige Angelegenheiten über die Tätigkeit 
der Österreichischen Delegation im Gouverneurs­
rat der Internationalen Atomenergieorganisation 
(IAEO) im Jahre 1967 sowie über die XI. ordent­
liche Generalkonferenz der IAEO samt Annexe 

(203 der Beilagen) 

Vorsitzender : Wir gelangen nunmehr zu den 
Punkten 26 und 27, über die gleichfalls be­
schlossen wurde, die Debatte unter einem ab­
zuführen. Es sind dies : 

Berichte des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über 

die Konferenz der Vereinten Nationen über 
die Erforschung und friedliche Nutzung des 
Weltraums sowie 

die Tätigkeit der Österreichischen Dele­
gation im Gouverneursrat der Internationalen 
Atomenergieorganisation im Jahre 1967 sowie 
über die XI. ordentliche Generalkonferenz der 
IAEO. 

Berichterstatter über beide Punkte ist Herr 
Bundesrat Steinböck. Ich bitte um seine 
Berichte. 

Berichterstatter Steinböck: Herr Minister ! 
Hoher Bundesrat ! Ziel der Konferenz der 
Vereinten Nationen über die Erforschung und 
friedliche Nutzung des Weltraums war es, 
einen überblick über die auf diesem Gebiet 
gesammelten Erfahrungen zu gewinnen und 
zu prüfen, inwieweit die wissenschaftlichen 
und technischen Ergebnisse der Weltraum­
forschung allen Staaten, insbesondere auch 
jenen, die selbst kein eigenes Weltraumpro­
gramm durchführen, zugänglich gemacht wer­
den können. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
heiten und wirtschaftliche Integration hat den 
gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
vom 12. März 1969 in Verhandlung gezogen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
die Kenntnisnahme dieses Berichtes zu 
empfehlen. 
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Steinböck 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit im Ausschuß für auswärtige Angelegen-
der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten heiten und wirtschaftliche Integration als 
und wirtschaftliche Integration den Antrag, Ersatzmitglied an Stelle Singer Bundesrat 
der Bundesrat wolle beschließen : Schweda, 

Der Bericht des Bundesministers für Aus- im Unvereinbarkeits ausschuß als Ersatz-
wärtige Angelegenheiten über die Konferenz mitglied an Stelle Singer Bundesrat Sulzer, 
der Vereinten Nationen über die Erforschung im Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
und friedliche Nutzung des Weltraums samt angelegenheiten als Mitglied an Stelle Singer 
Anlagen wird zur Kenntnis genommen. Bundesrat Franz Mayer, als Ersatzmitglied 

Ich bringe nun den zweiten Bericht : Der an Stelle Franz Mayer Bundesrat Sulzer. 
erste Teil des vorliegenden Berichtes behandelt Falls kein Einspruch erhoben wird, werde 
die Tätigkiet der Österreichischen Delegation . h .. b di W hl hl·· t . m lC u er e .  a vorsc age un er eIne 
bei den Tagungen des Gouverneursrates der durch Handerheben abstimmen lassen. 
IAEO im Februar und Juni 1967. Der zweite Einspruch wird nicht erhoben. 
Teil beschäftigt sich mit der XI. General-
konferenz der IAEO, die Ende Septemberl Ich bitte jene Damen und Herren, die 
Anfang Oktober 1967 in Wien stattfand. diesen von mir soeben bekanntgegebenen 
Angeschlossen sind dem Bericht auch Auszüge Wahlvorschlägen ihre Zustimmung geben, um 
aus der Ansprache des Generaldirektors der ein Händezeichen. - Der Wahlvorschlag ist 
IAEO und andere im Plenum gehaltener An- angenommen. 
sprachen sowie die Rede des österreichischen Die Tagesordnung ist ers c höpft. 
Delegierten. 

Die n ä c h s t e  Sitzung des Bundesrates berufe 
Der Ausschuß für auswärtige Angelegen- ich für Donnerstag, den 24. April 1969, heiten und wirtschaftliche Integration hat 9 Uhr, mit folgender Tagesordnung ein : den gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 

vom 12. März 1969 in Verhandlung gezogen 1 .  Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 6. März 1969 betreffend ein Bundesgesetz 
die Kenntnisnahme dieses Berichtes zu empfeh- über die Bildung des Wirtschaftskörpers 
len. " Österreichische Bundesbahnen" (Bundes-

bahngesetz ) ; 
Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 

der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 2. Beschluß des Nationalrates vom 6. März 
und wirtschaftliche Integration den Antr a g, 1969 betreffend ein Zusatzübereinkommen zum 
der Bundesrat wolle beschließen : Internationalen Übereinkommen über den 

Der Bericht des Bundesministers für Aus-
. Eisenbahn-Personen- und -Gepäcksverkehr 
(CIV) vom 25. Februar 1961 über die Haftung 

wärtige Angelegenheiten über die Tätigkeit der Eisenbahn für Tötung und Verletzung von der Österreichischen Delegation im Gouver- R ' d t V b h It d P t k 11 eIsen en sam or e a un ro 0 0 en ; 
neursrat der Internationalen Atomenergie-
organisation im Jahre 1967 sowie über die 3. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
XI. ordentliche Generalkonferenz der lAEO 6. März 1969 betreffend ein Bundesgesetz 
samt Annexe wird zur Kenntnis genommen. über die statistische Erfassung von Geschwulst-

krankheiten (Krebsstatistikgesetz) ; 
Vorsitzender : Zum Wort hat sich niemand 4. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom gemeldet. Die Abstimmung über diese beiden 6. März 1969 betreffend ein Bundesgesetz, Punkte erfolgt getrennt. mit dem das Bundesgesetz betreffend die 
Bei der getrennt durchgeführten A b stim- praktische Ausbildung der Magister (Doktoren) 

mung werden die beiden Berichte des Bundes- der Pharmazie und die hierüber abzulegende 
ministers für Auswärtige Angelegenheiten ein- praktische Prüfung für den Apothekerberuf 
8timmig zur Kenntnis genommen. abgeändert wird ; 

28. Punkt: Ausschußergänzungswahlen 

Vorsitzender :  Wir kommen nun zum 
28. Punkt der heutigen Tagesordnung : Aus­
schußergänzungswahlen. . 

Durch das Ausscheiden des Bundesrates 
Singer ist es notwendig geworden, Ergän­
zungswahlen vorzunehmen. Es liegen mir 
folgende Wahlvorschläge vor : 

5. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
6. März 1969 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Bundesabgabenordnung neuerlich 
abgeändert wird ; 

6. Beschluß des Nationalrates vom 6. März 
1969 über eine Vierte Niederschrift (Proces­
Verbal) betreffend die Verlängerung der De­
klaration über den vorläufigen Beitritt der 
Vereinigten Arabischen Republik zum Allge­
meinen Zoll- und Handelsabkommen ; 

,. . ' 
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Vorsitzender 
7. Beschluß des Nationalrates vom 6. März 

1969 über eine Fünfte Niederschrift (Proces­
Verbal) betreffend die Verlängerung der De­
klaration über den vorläufigen Beitritt Tune­
siens zum Allgemeinen Zoll- und Handels­
abkommen ; 

8. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
6. März 1969 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Mühlengesetz 1965 abgeändert wird 
(Mühlengesetznovelle 1969). 

Eine weitere Sitzung des Bundesrates ist 
für Freitag, den 25. April 1969, 9 Uhr, in 

Aussicht genommen. Für die Tagesordnung 
dieser Sitzung kommen alle jene Vorlagen in 
Betracht, die vom Nationalrat bis dahin 
eingelangt und von den Ausschüssen des 
Bundesrates zeitgerecht verabschiedet worden 
sind. 

Die Ausschüsse zur Vorberatung dieser Vor­
lagen werden am Mittwoch, dem 23. April 
1969 ab 16 Uhr zusammentreten. 

Die Sitzung ist g e s c hlos sen. 

ScWui der Sitzung : 13 Uhr 55 Minuten 

österreichisme Staatsdrudterei. LOO 18 7 49 
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